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Wichtige Information zum Austausch Ihrer Kreditkarte 
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

als Nutzer unserer Kreditkarte Sparda Mastercard® Standard profitieren Sie von vielen Vorteilen, zum Beispiel der 
Möglichkeit, weltweit und online sicher zu bezahlen. An dieser Stelle möchten wir uns noch einmal ganz herzlich für Ihr 
Vertrauen in unser Angebot bedanken – und Sie auf eine wichtige Änderung aufmerksam machen: 

Im Juli 2025 wechselt die Sparda-Bank Nürnberg ihren IT-Dienstleister. Im Zuge dessen verändern wir unser 
Kreditkartenangebot und bieten Ihnen statt der Sparda Mastercard® Standard die Mastercard® ClassicCard an. 

Was bedeutet das für Sie? 
 

• Ab dem 23. Juli 2025 erhalten Sie automatisch per Post Ihre neue Kreditkarte in einem neuen Design. 
 

• Ihre neue PIN erhalten Sie einige Tage nach Ihrer Kreditkarte ebenfalls per Post. Sobald Sie Ihre neue PIN erhalten 
haben, können Sie Ihre neue Kreditkarte einsetzen. 

• Für sichere Zahlungen im Internet können Sie auch Ihre neue Kreditkarte für den Mastercard® Identity Check™ 
registrieren. Hierzu erhalten Sie einige Tage nach dem Versand Ihrer neuen Kreditkarte per Post einen 
Aktivierungscode. 

• Bis zur erstmaligen Nutzung Ihrer neuen Kreditkarte können Sie mit Ihrer alten Kreditkarte noch bis zum 
23. September 2025 zu jedem Zeitpunkt auf Ihren Verfügungsrahmen zugreifen. Geldabhebungen und Zahlungen 
im stationären Handel funktionieren bis dahin wie gewohnt. 

Durch den Austausch der Kreditkarte entstehen Ihnen selbstverständlich keinerlei Kosten. Der Jahrespreis für Ihre 
neue Mastercard® ClassicCard beträgt 29,00 Euro. Nutzen Sie das Kontomodell SpardaGiroWertvoll, ist die 
Mastercard® ClassicCard für Sie sogar kostenlos. Der Jahrespreis wird wie zuvor automatisch von Ihrem Konto 
abgebucht. Ihr Verfügungsrahmen bleibt gleich. Für Ihre neue Kreditkarte ist der Abrechnungstag jeweils der 25. des 
Monats. 

Falls Sie keine neue Mastercard® erhalten möchten, informieren Sie uns bitte bis zum 30. Juni 2025 darüber 
(per Brief, per E-Mail oder in Ihrer Filiale). 
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Vorstand: 
Stefan Schindler 

Aufsichtsratsvorsitzender: 
Franz Rackl 

Registergericht: 
Amtsgericht Nürnberg 
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Um den Kartentausch einzuleiten, kündigen wir hiermit Ihre bisherige Sparda Mastercard®-Vereinbarung gemäß 
Nummer 19 Absatz 1 AGB i. V. m. Nr. 14.1 der Sonderbedingungen für Sparda-Kreditkarten zum Ablauf des 
23. September 2025. Die ab 14. Juli 2025 geltenden Vertragsbedingungen, Sonderbedingungen und Vorvertragliche 
Informationen zum Kartenvertrag über eine Mastercard®/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte), Entgelte Kreditkarten sowie 
die aktuell gültigen Allgemeinen Geschäftsbedingungen (Stand September 2021) haben wir in der Broschüre 
„Mastercard® ClassicCard – dazugehörige Dokumente –“ diesem Schreiben hinzugefügt. Mit dem erstmaligen 
Einsatz Ihrer neuen Kreditkarte stimmen Sie dem neuen Kreditkartenvertrag und den beigefügten 
Vertragsbedingungen zu. 

Gut zu wissen: 
 

• Ab dem Zeitpunkt, an dem Sie Ihre neue Kreditkarte das erste Mal einsetzen (egal ob für das Bezahlen im Internet, vor 
Ort oder für Bargeldabhebungen), wird Ihre bisherige Kreditkarte deaktiviert. In diesem Fall können Sie Ihre 
bisherige Kreditkarte also bereits vor dem 23. September 2025 nicht mehr nutzen. 

• Haben Sie Ihre bisherige Kreditkarte für regelmäßige Zahlungen hinterlegt, zum Beispiel für Abonnements oder 
Reisebuchungen? Dann aktualisieren Sie bitte Ihre Zahlungsdaten, etwa die Kartennummer und das Gültigkeitsdatum. 

• Extra-Service: Ihre neue Kreditkarte können Sie künftig auch nutzen, um digital mit dem Smartphone zu 
bezahlen. Hinterlegen Sie dafür Ihre neue Kreditkartennummer in der Apple Wallet oder laden Sie sich die App 
„Digitales Bezahlen“ auf Ihr Android-Smartphone herunter. Schnelles und sicheres mobiles Bezahlen ist so ganz 
einfach möglich. 

• Falls Sie Ihre Kontoauszüge für die Kreditkarte bislang in Papierform erhalten (Kontoauszugsdrucker oder 
Postversand), senden wir Ihnen diese zukünftig einmal im Monat kostenlos per Post zu. Nutzen Sie bereits die digitale 
Postbox zum Erhalt der Kontoauszüge, ändert sich für Sie nichts. 

Wir versorgen Sie rechtzeitig mit weiteren Informationen zu Ihrer neuen Mastercard® ClassicCard und freuen uns 
darauf, Ihnen auch weiterhin mit zeitgemäßen innovativen Produkten und Services rund um Ihr Banking zur Seite zu 
stehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre Sparda-Bank Nürnberg eG 

 

Stefan Schindler Jakob Hauptmann 
Vorstandsvorsitzender Vorstandsmitglied 

 
 
 
 
 
 

Bei der neuen Mastercard® ClassicCard 
finden Sie Kreditkartennummer und 
Ablaufdatum („VALID THRU“) auf der 
Rückseite Ihrer Karte. 

Abbildung ähnlich 



Mastercard® ClassicCard
- dazugehörige Dokumente -

Allgemeine Geschäftsbedingungen,   
Vertrags- und Sonderbedingungen,  

Entgelte Kreditkarten sowie Vorvertragliche  
Informationen der Sparda-Bank Nürnberg eG

gültig ab 14. Juli 2025





3

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Geschäftsbedingungen ..........................................................................  4

 Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Bank ....................................... 4

 Kontoführung ........................................................................................................... 5

 Mitwirkungspflichten des Kunden ............................................................................. 6

 Kosten der Bankdienstleistungen .............................................................................. 6

 Sicherheiten für die Ansprüche der Bank gegen Kunden .......................................... 7

 Kündigung ................................................................................................................ 8

 Sicherungssystem .................................................................................................... 8

 Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung
 und zur Möglichkeit der Klageerhebung .................................................................... 9

Vertragsbedingungen für Mastercard und VisaCard
(Debit- oder Kreditkarte) ........................................................................................... 10

Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise für die gesicherte 
Authentifizierung bei Mastercard und Visa Card-Zahlungen im Internet ............ 14

Entgelte Kreditkarten ................................................................................................ 15

Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine Mastercard/
Visa Card (Debit- oder Kreditkarte) inkl. Produktinformation über im Fern-
absatz und außerhalb von Geschäftsräumen geschlossener Verträge ............... 17 

 Widerrufsbelehrung ................................................................................................ 20



Allgemeine Geschäftsbedingungen
Fassung: September 2021

4130 240  03.24 Seite 1 von 6 

Allgemeine Geschäftsbedingungen
Fassung: September 2021

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenban-
ken e. V. angeschlossen.

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde 
und Bank

1 Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts-
bedingungen und der Sonderbedingungen für einzel-
ne Geschäftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Ge-
schäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen Ge-
schäftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Daneben gelten 
für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für das Wertpapierge-
schäft, den Zahlungsverkehr und für den Sparverkehr) Sonderbedingun-
gen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung oder 
bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhält der 
Kunde auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäftsstellen, 
sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschäftsbedingun-
gen) auch die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.

(2) Änderungen

a) Änderungsangebot
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), kön-
nen die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.
b) Annahme durch den Kunden
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend ge-
regelten Zustimmungsfiktion.
c)	 Annahme	durch	den	Kunden	im	Wege	der	Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs-
angebots (Zustimmungsfiktion), wenn
aa) das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Übereinstimmung 
der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechtslage wie-
derherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen 
oder der Sonderbedingungen
 • aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar gel-

tender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder

 • durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet wer-
den darf oder

 • aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank zuständi-
gen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bank in 
Einklang zu bringen ist und

bb) der Kunde das Änderungsangebot der Bank nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat.
Die Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen seines 
Schweigens hinweisen.
d)	 Ausschluss	der	Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
 • bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 der Ge-

schäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den Son-
derbedingungen oder

 • bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und die 
Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

 • bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-
gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder

 • bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkom-
men, oder

 • bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank verschieben würden.

In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den Ände-
rungen auf andere Weise einholen.
e)	 Kündigungsrecht	des	Kunden	bei	der	Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde 
den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kos-
tenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Bank den Kunden 
in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.

2 Bankgeheimnis und Bankauskunft

(1) Bankgeheimnis

Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen 
und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankge-
heimnis). Informationen über den Kunden darf die Bank nur weitergeben, 
wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde einge-
willigt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

(2) Bankauskunft

Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Be-
merkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kre-
ditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige Angaben über Kon-
tostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank anvertraute 
Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruch-
nahmen werden nicht gemacht.

(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft

Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister ein-
getragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage 
auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Aus-
künfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt. 
Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über Privatkunden 
und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder 
im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur 
erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünsch-
ten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunftserteilung 
entgegenstehen.

(4) Empfänger von Bankauskünften

Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kre-
ditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1) Haftungsgrundsätze

Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschul-
den ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für einzelne Ge-
schäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes 
regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaf-
tes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in Nummer 11 dieser Ge-
schäftsbedingungen aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der Entste-
hung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.
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(2) Weitergeleitete Aufträge

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausge-
führt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung be-
traut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Na-
men an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft 
zum Beispiel die Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinsti-
tuten oder die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Aus-
land. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorg-
fältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Störung des Betriebs

Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, 
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertre-
tende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, 
Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der 
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank 
nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung gilt nicht für eine vom 
Kunden zur Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in 
einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 
BGB hat.

5 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank 
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche 
Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Aus-
fertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung 
(Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vor-
gelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvoll-
strecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und 
insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn 
der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfech-
tung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt 
ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

6 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-
männischen und öffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts

Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt 
deutsches Recht.

(2) Gerichtsstand für Inlandskunden

Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung dem 
Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen 
Kunden an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht oder 
bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen; dasselbe gilt für eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche 
Sondervermögen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem 
für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.

(3) Gerichtsstand für Auslandskunden

Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland eine 
vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für ausländische In-
stitutionen, die mit inländischen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-rechtlichen Sonderver-
mögen vergleichbar sind.

Kontoführung

7 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten 
(Konten in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse

Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas ande-
res vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rech-
nungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstandenen bei-
derseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) 
verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung 

ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschäftsbedingungen oder nach der mit 
dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen

Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wo-
chen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen in 
Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-
Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. 
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses 
besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berich-
tigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, 
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift 
nicht erteilt wurde.

8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1) Vor Rechnungsabschluss

Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen 
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungs-
abschluss durch eine Belastungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr 
ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stornobuchung). 
Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht ein-
wenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss

Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungs-
abschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kun-
den zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berich-
tigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung 
Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung

Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden 
unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich 
der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte 
Buchung durchgeführt wurde.

9 Einzugsaufträge

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung

Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon 
vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlö-
sung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar sind. 
Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem Zah-
lungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel 
Zinsscheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht 
diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbe-
halt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papie-
re bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften 
nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem Einzugsauftrag 
nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht 
unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss er-
teilt wurde.

(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag1 – bei Lastschriften im  
SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spätestens am dritten Bank-
arbeitstag1 – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks 
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind 
auch schon dann eingelöst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmel-
dung absendet. Schecks, die über die Abrechnungsstelle der Bundesbank 
vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bun-
desbank festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10 Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremd-
währungskonten

(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten

Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kun-
den und Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzu-
wickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremdwährungskonten (zum 
Beispiel durch Überweisungen zulasten des Fremdwährungsguthabens) 
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werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Währung ab-
gewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen 
Hauses ausführt.

(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden

Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel ein Devi-
sentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags in 
fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährungsverbindlichkeit 
durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung erfüllen, 
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank

Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer 
Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so lan-
ge ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf die das Fremdwährungs-
guthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter 
Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur ein-
geschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnah-
men oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfüllung 
an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer ande-
ren Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld 
verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung 
zulasten eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, 
wenn sie die Bank vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht 
des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige Forderungen in derselben 
Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Rege-
lungen unberührt.

(4) Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften er-
gibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungsdiens-
ten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten	des	Kunden

11	 Mitwirkungspflichten	des	Kunden

(1) Mitteilungen von Änderungen

Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner 
Anschrift sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der 
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
züglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die 
Vertretungsmacht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das  
Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in 
dieses Register eingetragen wird. Darüber hinaus können sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwä-
schegesetz, ergeben.

(2) Klarheit von Aufträgen

Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Ver-
zögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen auf 
die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere der 
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2 und BIC3, sowie der Währung 
zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Auf-
trägen müssen als solche gekennzeichnet sein.

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auf-
trags

Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nö-
tig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteil-
ten Aufträgen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.

(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank

Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Er-
trägnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausfüh-
rung von Aufträgen sowie Informationen über erwartete Zahlungen und 
Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich 
zu überprüfen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen

Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht 
zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, 

deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Kontoaus-
züge nach der Ausführung von Aufträgen des Kunden oder über Zahlun-
gen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12 Zinsen, Entgelte und Auslagen

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundengeschäft übli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem „Preisaushang – Regel-
sätze im standardisierten Privatkundengeschäft” und ergänzend aus dem 
„Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort aufgeführ-
ten Kredit oder eine dort aufgeführte Hauptleistung in Anspruch nimmt 
und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die 
zu diesem Zeitpunkt im „Preisaushang” oder „Preis- und Leistungsver-
zeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinbarung, die auf 
eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbrau-
cher nur ausdrücklich treffen, auch wenn sie im „Preisaushang“ oder im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. Für die Vergütung der 
darin nicht aufgeführten Hauptleistungen, die im Auftrag des Kunden 
oder in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden und die, nach 
den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, 
gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzli-
chen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkundengeschäfts

Außerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, sofern keine 
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen 
dem nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach bil-
ligem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfähige Leistung

Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder auf-
grund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im 
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es 
sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.

(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung

Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz 
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. 
Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer 
Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon 
betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Be-
kanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der 
Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditverein-
barung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine ange-
messene Frist einräumen.

(5) Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rah-
men der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch ge-
nommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotführung), werden dem 
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank 
im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunika-
tionsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), können die Än-
derungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank 
angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese 
annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf 
eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers 
gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich tref-
fen.

(6) Auslagen

Die Aufwendungsersatzansprüche der Bank richten sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und 
Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit 
Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Ent-
gelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und 
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Sonderbedingungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten.

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank gegen 
den Kunden

13 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten

Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch 
dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Beispiel Aufwendungser-
satzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für den Kunden 
übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haf-
tung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen 
(zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein Anspruch auf Bestel-
lung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haf-
tungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(2) Veränderungen des Risikos

Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zu-
nächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
stärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine 
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Umstände 
eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der 
Ansprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der 
Fall sein, wenn
 • sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert 

haben oder sich zu verändern drohen oder
 • sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben 

oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich 
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen be-
nannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensverträgen 
besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstärkung von Sicherhei-
ten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Über-
steigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf 
Bestellung oder Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 
2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab 
dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarlehens-
vertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine abschließende 
Angabe über Sicherheiten enthalten ist.

(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine 
angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur 
fristlosen Kündigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschäftsbedin-
gungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nach-
kommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

(1) Einigung über das Pfandrecht

Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfand-
recht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländi-
sche Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt 
hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an 
den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (zum Bei-
spiel Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Ansprüche

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und be-
dingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- und ausländi-
schen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung 
gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegenüber der Bank eine 
Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernom-
men (zum Beispiel als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haf-
tungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungs-
gewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet 
werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlösung eines 

Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte. 
Dasselbe gilt für die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte, 
für Ansprüche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie für die Wertpapiere, die die Bank im Ausland für den Kun-
den verwahrt.

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine

Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht 
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und 
Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und dis-
kontierten Wechseln

(1) Sicherungsübereignung

Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wech-
seln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten 
Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs uneinge-
schränktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem Konto zu-
rück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung

Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die 
zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsüber-
gang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht 
werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmännische Handelspapiere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere

Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr 
Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, er-
strecken sich die Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung 
nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Ansprüche der Bank

Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung 
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die 
infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Einzugspapiere oder diskon-
tierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die Bank 
eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den Papieren und der 
auf sie übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeit-
punkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kun-
den zustehen und sie ihn über den Gegenwert der Papiere vor deren end-
gültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Frei-
gabeverpflichtung

(1) Deckungsgrenze

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Si-
cherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Si-
cherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht 
nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden 
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die De-
ckungsgrenze übersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl freizu-
gebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und 
eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden 
Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die 
Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht 
unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf von Wertpapie-
ren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen

Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der 
realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine an-
dere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese 
maßgeblich.
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17 Verwertung von Sicherheiten

(1) Wahlrecht der Bank

Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. 
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Si-
cherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten 
Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen.

(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die 
Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den 
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung

18 Kündigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die weder eine 
Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, je-
derzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

(2) Kündigung aus wichtigem Grund

Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann 
ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es 
dem Kunden, auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der 
Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.

(3) Gesetzliche Kündigungsrechte

Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19 Kündigungsrechte der Bank

(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist

Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer an-
gemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum Beispiel den Scheckvertrag, 
der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung 
der Kündigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kun-
den Rücksicht nehmen. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmen-
vertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines De-
pots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.

(2) Kündigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abwei-
chende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird bei der Aus-
übung dieses Kündigungsrechts auf die berechtigten Belange des Kun-
den Rücksicht nehmen.

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung 
eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur nach 
Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist

Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder ein-
zelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Berücksichtigung der 
berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lässt. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor,
 • wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnis-

se gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank über eine Kreditge-
währung oder über andere mit Risiken für die Bank verbundenen Ge-
schäfte (zum Beispiel Aushändigung einer Zahlungskarte) von 
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeitsprüfung relevante 

Informationen wissentlich vorenthalten oder diese gefälscht hat und 
dies zu einem Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder

 • wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse 
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die 
Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der Bank – auch 
unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist 
oder

 • wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschäftsbedingun-
gen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der 
von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, 
ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimm-
ten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, es 
sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls (§ 323 Abs. 2 
und 3 BGB) entbehrlich.

(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung 
wegen Verzugs mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrags 
vorsieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(5)  Kündigung von Basiskontoverträgen

Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertraglichen 
Vereinbarungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Bestimmungen 
kündigen.

(6) Abwicklung nach einer Kündigung

Im Fall einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden 
für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine 
angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung er-
forderlich ist (zum Beispiel bei der Kündigung des Scheckvertrags die 
Rückgabe der Scheckvordrucke).

Sicherungssystem
20 BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungsein-

richtung des BVR

(1) Instituts- und Einlagenschutz

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrich-
tung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisen-
banken e. V. angeschlossen. Als institutsbezogene Sicherungssysteme ha-
ben sie die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche 
Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Instituten abzuwenden 
oder zu beheben. Alle Institute, die diesen Sicherungssystemen ange-
schlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu ver-
meiden. Über den Institutsschutz sind auch die Einlagen der Kunden  
– darunter fallen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinla-
gen, Sichteinlagen und Schuldverschreibungen – geschützt.

(2) Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH

Das von der BVR Institutssicherung GmbH betriebene institutsbezogene 
Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem amtlich anerkannt. 
Sollte entgegen Absatz 1 ein Insolvenzfall eintreten, sind Einlagen im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 bis 5 des Einlagensicherungsgesetzes bis zu den Ober-
grenzen gemäß § 8 des Einlagensicherungsgesetzes von der BVR Insti-
tutssicherung GmbH zu erstatten.

(3) Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung

Die Sicherungseinrichtung schützt im Fall einer Insolvenz über den ge-
setzlichen Schutz nach Absatz 2 hinaus alle Einlagen nach Maßgabe des 
§ 1 Abs. 4 des Statuts der Sicherungseinrichtung.

(4) Informationsbefugnisse

Die Bank ist befugt, der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von 
ihr Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Bank ist befugt, 
der BVR Institutssicherung GmbH oder einem von ihr Beauftragten alle in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen.
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Information zur außergerichtlichen Streit-
schlichtung und zur Möglichkeit der Klage-
erhebung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossen-
schaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von Streitigkeiten mit 
der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ab-
lehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nicht-
kunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche 
Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwer-
destelle). Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtli-
che Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen ge-
nossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung 
gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder  
E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deut-
schen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstraße 4, 
10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwen-
dungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine 
Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ein-
zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei 
der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mit-
tels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europäische Kommission stellt unter
https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtli-
chen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/
BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Ende der Allgemeinen Geschäftsbedingungen

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Vertragsbedingungen für Mastercard und Visa Card
(Debit- oder Kreditkarte)

Stand: 08/2024

1 Vertragspartner und Vertragsabwicklung
1.1  Die auf dem Kartenantrag genannte Bank des Karteninhabers (nachstehend 
kurz „Bank“ genannt), die die Vertragsabwicklung und Kundenbetreuung über­
nimmt, schaltet aus lizenzrechtlichen Gründen im Mastercard und Visa Karten­
geschäft die DZ BANK AG Deutsche Zentral­Genossenschaftsbank, Frankfurt am 
Main, Platz der Republik, 60325 Frankfurt am Main, ein. Die Mastercard oder Visa 
Card ist eine Debit­ oder Kreditkarte; bei Kombinationsprodukten, die zwei Kre­
dit karten umfassen (sog. Kartendoppel), handelt es sich immer um eine Mastercard 
Kre dit karte und eine Visa Kreditkarte. Die DZ BANK als Heraus geber der 
Mastercard und/oder Visa Card und Vertragspartner des Karten inhabers (Haupt­/
Zusatzkarten inhaber) hinsichtlich der Nutzung der Karte oder deren Daten als 
Zahlungsinstrument wird von der Bank vertreten. Der Kartenin haber ist verpflich­
tet, sämtliche Erklärungen und Mitteilungen grundsätzlich an die Bank zu richten. 
Dies gilt auch für etwaige Auseinandersetzungen über den Auf wen dungs ersatz­
anspruch gemäß Ziffer 7.
1.2  Die Mastercard oder Visa Card ist an das im Kartenantrag ge nannte bzw. an 
das aktuell hinterlegte Zahlungskonto (nachfolgend „Ab rech nungs   konto“) gekop­
pelt und stellt selbst kein Zahlungskonto dar. Nutzt der Karten  inhaber für dieses 
Abrechnungskonto das Online­Banking und die Banking App der Bank, kann/kön­
nen diese Karte(n) als physische Karte und – sofern von der Bank über die 
Banking App angeboten und technisch unterstützt – als digitale Karte (Kartenda­
ten, bestehend aus sechzehnstelliger Kartennummer, dreistelliger Kartenprüfziffer 
(CVC) und dem Verfalldatum) zum Bezahlen im eCommerce oder als Token digitali­
siert auf einem NFC­fähigen mobilen End gerät zum kontaktlosen Bezahlen aus­
gegeben werden (NFC = Near Field Commu ni ca tion/Nahfeldkommunikation, vgl. 
Ziffer 4.1). Als Token bezeichnet man die pseudonymisierte Abbildung der Karte, als 
Wallet eine digitale Geldbörse. Die physische(n) bzw. digitale(n) Karte(n) wird/wer­
den nachfolgend kurz „Karte“ genannt, womit auch mehrere Karten gemeint sein 
können.
1.3  Neben dem Vertrag über die Nutzung der Karte als Zahlungsinstrument mit 
dem Herausgeber (nachfolgend „Kartenvertrag“ genannt) kommt bei Karten mit 
Kredit­ und/oder Guthaben­Funktion ein zusätzlicher Vertrag über die Kredit ge­
währung und/oder das Einlagengeschäft mit der Bank zu den im Kartenantrag 
genannten Konditionen zustande. Über das Guthaben kann ausschließlich durch 
den Einsatz der Karte gemäß Ziffer 2 verfügt werden.
1.4  Die Annahme des Kartenantrags durch den Herausgeber und etwaiger 
zusätzlicher Verträge gemäß Ziffer 1.3 durch die Bank wird durch die Übergabe 
oder Übermittlung der beantragten Karte an den Karteninhaber (Ausgabe einer 
Debitkarte bzw. Ausgabe einer Kreditkarte) erklärt.
2 Verwendungsmöglichkeiten der Karte
2.1  Mit der Karte kann der Karteninhaber während der Gültigkeitsdauer der 
Karte im In­ und als weitere Leistung auch im Ausland im Mastercard­ bzw. Visa­
Verbund
•  bei Kartenakzeptanzstellen Waren und Dienstleistungen bargeldlos bezahlen,
•  Gutschriften auf der Karte von Mastercard­ bzw. Visa­Karteninhabern welt-

weit empfangen und
•  – sofern technisch unterstützt – im Rahmen des Bargeldservices an Geld auto­

maten sowie an Kassen von Kreditinstituten und bargeldauszahlenden Stellen, 
dort gegebenenfalls zusätzlich gegen Vorlage eines Ausweis pa piers, Bargeld 
im Rahmen der von der auszahlenden Stelle festgelegten bzw. der vereinbar­
ten Höchstbeträge beziehen (Ausnahme: Digitale Karten, die bisher nicht in 
eine Wallet als Token geladen wurden und/oder zu denen keine physische 
Karte besteht).

2.2  Die Kartenakzeptanzstellen sowie die Kreditinstitute, die Geldautomaten 
und die bargeldauszahlenden Stellen (nachfolgend „Akzeptanzstellen“) sind an 
den Logos zu erkennen, die den Logos auf der Karte entsprechen.
2.3  Für BasicCards (Debitkarten) steht der Bargeldservice am Schal ter von Kre­
ditinstituten und bargeldauszahlenden Stellen, die keine Karten zah lungs ter­
minals mit Online­Au tori sierung nutzen, nicht zur Verfügung. Dies gilt auch für die 
BasicCard für Jugendliche (vgl. Ziffer 13).
3 Persönliche Geheimzahl (PIN)
3.1  Sofern die Karte laut Kartenantrag mit PIN ausgegeben wird, erhält der 
Karteninhaber mit getrennter Post seine PIN, die er im Rahmen der PIN-Selbst-
wahl an entsprechend ausgestatteten Geldautomaten ändern kann. Bei einer 
Online­Beantragung einer Karte mit PIN­Funktion in der Banking App vergibt und 
ändert der Karteninhaber seine PIN selbst (sofern technisch unterstützt) und erhält 
daher keine initiale PIN per Post. Bei der Online­Beantragung einer rein digitalen 
Karte erhält er keine PIN. Für das digitale Abbild der physischen Karte gilt die PIN 
der physischen Karte. Anstatt der PIN wird in der Regel am Karten zahlungs ter­
minal die Entsperrfunktion des mobilen Endgeräts (z. B. Fingerab druck, Gesichts­
erkennung, Code oder Muster) gefordert.
3.2  Bei der Wahl der PIN sind alle Ziffernkombinationen möglich. Der Kar ten­
inhaber soll keine einfachen oder naheliegenden Zahlenkombinationen wie 
z. B. sein Geburtsdatum, das Gültigkeitsdatum der Karte, Teile der Kartennummer, 
gleichlautende Ziffern oder aufeinander folgende Zahlenreihen wählen. Für die 
selbst gewählte PIN gelten dieselben Sorgfaltspflichten gemäß Ziffer 6 wie für 
die ursprüngliche PIN.
4 Nutzung der Karte und Abwicklung von Zahlungsaufträgen
4.1  Bei Nutzung der Karte zur Autorisierung eines Zahlungsauftrags ist entwe­
der an Geldautomaten die PIN einzugeben und der Bargeldbetrag zu wählen oder 
bei Akzeptanzstellen
•  die Karte in das Kartenzahlungsterminal einzuführen oder beim kontaktlosen 

Be zahlen vor ein Terminal zu halten, das mit dem Logo für das kontaktlose 
Be zahlen gekennzeichnet ist, und/oder der Zahlbetrag zu bestätigen, und

•  – sofern vom Kartenzahlungsterminal oder von der Akzeptanzstelle gefordert – 
die PIN einzugeben oder ein papierhafter Beleg bzw. ein auf dem Display des 
Kartenzahlungsterminals angezeigter elektronischer Beleg zu unterschreiben, 
auf den die Kartendaten und der vollständige Zahlbetrag übertragen wurden. 
Bei der kontaktlosen Bezahlfunktion wird in der Regel am Kartenzahlungs­
terminal anstatt der PIN alternativ auch die Eingabe der Entsperrfunktion 
gefordert.

Wenn die Karte und das Kartenzahlungsterminal mit dem Logo für das kontakt-
lose Bezahlen gekennzeichnet sind, können Beträge innerhalb des von der Akzep­

tanzstelle vorgegebenen Kleinstbetragslimits auch ohne Eingabe der PIN oder der 
Entsperrfunktion und ohne Unterschrift durch den Kartenin haber kontaktlos 
autorisiert werden. Das erfolgreiche Bezahlen wird dann durch ein optisches und/
oder akustisches Signal bestätigt.
4.2  Nach vorheriger Abstimmung mit der Akzeptanzstelle kann der Karten in ha­
ber beim Kauf von Waren und Dienstleistungen schriftlich per Fax oder Bestellkarte 
bzw. per Telefon (Mail Order/Telephone Order) ausnahmsweise darauf verzichten, 
den Beleg zu unterzeichnen und stattdessen lediglich seine Kartennummer, das 
Laufzeitende der Karte und – sofern von der Akzeptanzstelle gefordert – die auf 
der Kartenrückseite vermerkte dreistellige Kartenprüfziffer angeben.
4.3  Bei Authentifizierung oder Nutzung der Karte zur Autorisierung eines 
Zahlungsauftrags über das Internet dürfen lediglich der Name des Karteninhabers, 
die Kartenmarke (Mastercard/Visa), die Kartennummer, das Laufzeitende der Karte 
und die auf der Kartenrückseite genannte dreistellige Kartenprüfziffer, aber nie­
mals die PIN angegeben werden. Sofern für Internetzahlungen ein Verfahren zur 
starken Kunden authentifizierung von der Akzeptanzstelle unterstützt und dessen 
Nutzung durch den Herausgeber gefordert wird, ist dieses vom Karten inhaber 
einzusetzen. Dabei muss eine Transaktion mit zwei von drei möglichen Authentifi­
zierungs elementen (Wissenselement, Besitzelement, Seins element/In härenz) frei­
gegeben werden: Wissenselemente (etwas, das nur der Karten in ha ber weiß, wie 
die PIN, ein Kennwort oder die Antwort auf eine Sicher heitsfrage), Besitzelemente 
(etwas, das der Karteninhaber besitzt wie ein mobiles Endgerät zum Empfang von 
Transaktionsnummern oder der Freigabe von Nachrichten) und Seinselemente 
(etwas, das der Karteninhaber ist, biometrische Merkmale wie beispielsweise 
Fingerabdruck, Gesichtserkennung etc.). Solche sicheren Bezahl verfahren für 
Internetzahlungen werden mit dem Karten inhaber in den „Sonder bedingungen 
und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authenti fi zierung bei Mastercard/Visa 
Card­Zahlungen im Internet“ vereinbart (Anlage zum Kar ten antrag). Im Einzelfall 
kann auf das Verfahren zur starken Kundenauthen tifi zierung bei vom Karten in­
haber veranlassten Transaktionen verzichtet werden, wenn es sich beispielsweise 
um Kleinstbetragszahlungen handelt, oder solche, die im Rahmen einer Trans­
aktions  risikoanalyse als risikoarm eingestuft wurden. Ebenso kann beispielsweise 
bei wiederkehrenden Zahlungen an eine Akzeptanz stelle nach der ersten Zahlung 
einer solchen Serie von der Verfahrens nutzung abgesehen werden oder wenn der 
Karteninhaber die Akzeptanzstelle individuell auf eine Liste vertrauenswürdiger 
Empfänger aufgenommen hat, falls dies vom Herausgeber angeboten wird.
4.4   Autorisierung, Unwiderruflichkeit und Blocken eines autorisierten Zahl­

betrags
Mit der Verwendung der Karte oder deren Daten gemäß den Ziffern 2 und 4.1 bis 
4.3 erteilt der Karteninhaber der Akzeptanzstelle die Zustimmung zur Ausführung 
des Zahlungsvorgangs (Autorisierung). Soweit dafür zusätzlich eine PIN, der Bar­
geld betrag, die Unterschrift oder ein sicheres Bezahlverfahren gemäß Ziffer 4.3 
erforderlich ist, wird die Autorisierung erst mit deren Einsatz bzw. Eingabe erteilt. 
Mit Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Einwilligung des Karteninhabers 
erteilt, dass die Bank/der Herausgeber die für die Ausführung des Zahlungs auf­
trags notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers abruft, verar­
beitet, übermittelt und speichert. Nach der Autorisierung kann der Karteninhaber 
den Zahlungsauftrag nicht mehr widerrufen.
Die Bank/der Herausgeber ist berechtigt, innerhalb des Verfügungsrahmens der 
Karte einen autorisierten Zahlbetrag zu blockieren, wenn
•  der Zahlungsvorgang von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst worden 

ist und
•  der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu blockierenden Zahlbetrags 

zugestimmt hat.
Setzt der Karteninhaber seine Karte z. B. bei Hotel­, Mietwagenbuchungen oder an 
automatischen Tankstellen zur Absicherung eines noch nicht genau feststehen­
den, der Höhe nach aber begrenzten Zahlungsbetrags ein (Kautionszwecke), darf 
der Maximalbetrag blockiert werden.
Die Bank/der Herausgeber gibt den blockierten Zahlbetrag unbeschadet sonsti­
ger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr/ihm der 
Zah lungs auftrag oder eine Löschung der Betragsblockierung durch die Akzeptanz­
stelle zugegangen ist (vgl. Ziffer 5).
4.5  Ablehnung von Zahlungsaufträgen
Die Bank/der Herausgeber ist berechtigt, die Ausführung eines Zahlungsauftrags 
abzulehnen, wenn
•  der für die Kartennutzung geltende Verfügungsrahmen gemäß Ziffer 5 nicht 

eingehalten wurde,
•  der Karteninhaber den Zahlungsauftrag nicht gemäß Ziffer 4.4 autorisiert hat 

(dieser z. B. ohne die geforderte PIN bzw. Unterschrift des Karteninhabers 
erteilt wurde),

•  die PIN mehrfach falsch eingegeben und der PIN­Fehlbedienungszähler durch 
die Bank noch nicht zurückgesetzt wurde,

•  beim Bezahlen im Internet die notwendigen Daten nicht korrekt eingegeben 
wurden,

• der Verdacht eines Missbrauchs besteht oder
• die Karte gesperrt, gekündigt oder abgelaufen ist.
Über die Ablehnung sowie – sofern möglich – deren Gründe und Be hebungs mög­
lich keiten wird der Karteninhaber über den Geldautomaten, das Karten zahlungs­
terminal oder durch die Akzeptanzstelle unterrichtet.
4.6   Ausführungsfrist und Wirksamkeit des autorisierten Zahlungsauftrags nach 

Zugang
Der Zahlungsvorgang wird von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst. Der 
Zahlungsauftrag ist vom Zahlungsdienstleister der Akzeptanzstelle innerhalb der 
mit der Akzeptanzstelle vereinbarten Fristen (Ausführungsfrist) an den Heraus ge­
ber zu übermitteln. Nach Zugang des autorisierten Zahlungsauftrags beim He raus­
geber ist dieser Auftrag wirksam.
4.7  Aktualisierung von bei Kartenakzeptanzstellen hinterlegten Kartendaten
Für bei Kartenakzeptanzstellen hinterlegte Kartendaten (sogenanntes card­on­
file Verfahren) wird der Herausgeber bei Änderungen von Kartendaten durch 
Erneuerung, Austausch in Folge einer Sperrung o. ä. die neuen und alten Daten 
(Kartennummer und Verfalldatum) den Kartenorganisationen zur Verfügung stel­
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len (Aktualisierungsservice). Kartenakzeptanzstellen können dort vor weiteren 
Belastungen im Rahmen bestehender Vertragsbeziehungen, Aktualisierungen 
ihres Datenbestands anfragen, um nahtlose Zahlungsabwicklungen auch bei 
Kartenwechsel zu ermöglichen.
5 Verfügungs- und Zahlungsrahmen
5.1  Der Karteninhaber darf seine Karte nur im Rahmen seiner Einkommens­ und 
Ver mögensverhältnisse sowie im Rahmen seines Verfügungsrahmens verwenden, 
sodass ein Ausgleich seiner Umsätze vollständig und fristgerecht gewährleis tet 
ist. Der Verfügungsrahmen setzt sich zusammen aus dem Zahlungsrahmen zuzüg­
lich ei nes etwaigen Guthabens bzw. etwaiger gebuchter Guthabenzinsen sowie 
ab züg lich der getätigten und noch nicht zugegangenen Zahlungsaufträge 
(Umsätze) und blockierten Zahlungsbeträge bzw. der zugegangenen und noch 
nicht ausgeglichenen Umsätze, etwaiger Kreditzinsen und Entgelte. Der Zah­
lungs rahmen wird dem Karteninhaber mit Erhalt seiner Karte mitgeteilt. Darüber 
hinaus kann er diesen seiner Umsatzaufstellung entnehmen oder im Online­
Banking bzw. in der Banking App einsehen. Der Zahlungs rahmen der Zusatzkarte 
ist Teil des Zahlungsrahmens der Hauptkarte.
Der Karteninhaber kann mit seiner Bank eine Änderung des Zahlungsrahmens ver­
einbaren.
5.2   Verfügbarkeit von Rückvergütungen, sonstigen Gutschriften oder Ein zah-

lun gen
Rückvergütungen aus Geschäften (vgl. Ziffer 10.3), sonstige Gutschriften oder 
Ein zahlungen zugunsten der Karte erhöhen den Verfügungsrahmen der Karte 
nach deren Eingang bei dem Herausgeber/der Bank (Verfügbarkeit). Guthaben 
wird taggleich mit Belastungsbuchungen aus der Nutzung der Karte verrechnet. 
Sofern für eine Zusatzkarte kein eigener Zahlungsrahmen eingerichtet wurde, 
erhöhen Einzahlungen zugunsten einer Zusatzkarte den Verfügungsrahmen der 
Haupt karte und aller darunter ausgegebenen Zusatzkarten.
5.3  Auch wenn der Karteninhaber seinen Verfügungsrahmen überschreitet, ist 
die Bank berechtigt, den Ausgleich der Forderungen, die aus der Nutzung der Kar­
te und deren Daten entstehen, gemäß Ziffer 7 zu verlangen. Die Genehmigung 
einzel ner Kartenumsätze führt nicht zur Einräumung eines Kredits oder zur Erhö­
hung des eingeräumten Kreditrahmens, sondern erfolgt in der Erwartung, dass ein 
Ausgleich der Umsätze bei Fälligkeit vollständig und fristgerecht gewährleistet 
ist.
5.4  Bei der BasicCard (Debitkarte) wird kein Zahlungsrahmen eingeräumt. 
BasicCards dürfen nur bis zur Höhe des Verfügungsrahmens eingesetzt werden. 
Ihr Ver fügungs rah men setzt sich zusammen aus dem Guthaben und etwaiger 
ge buch ter Guthaben zinsen sowie abzüglich der getätigten und noch nicht zuge­
gangenen Zahlungs auf träge (Umsätze) und blockierten Zahlungsbeträge bzw. der 
zugegangenen und belasteten Umsätze und etwaiger Entgelte. Es werden keine 
Zahlungs zu sa gen über den Verfügungsrahmen hinaus ausgesprochen.
Der aktuelle Verfügungsrahmen der BasicCard kann jederzeit telefonisch unter 
der auf der Kartenrückseite bzw. der Umsatzaufstellung genannten Rufnummer 
des Karteninhaber­ und Sperrservices erfragt werden.
In den Fällen, in denen z. B.
•  Akzeptanzstellen keine Online­Autorisierung durchführen oder durchführen 

können (z. B. bei Mautstellen, Parkhäusern),
• Umsätze in fremder Währung gemäß Ziffer 8 umgerechnet werden oder
• Entgelte gemäß Ziffer 9 verlangt werden,
kann es zu Belastungen der BasicCard kommen, obwohl kein oder kein ausrei­
chendes Guthaben auf der Karte vorhanden ist (negative Salden). Bei Einsatz der 
BasicCard zu Kautionszwecken (u. a. Hotel, Autovermietung) kann es zu einer den 
Zahlbetrag überschreitenden Belastung kommen, dessen maximale Über schrei­
tung das Vertragsverhältnis zwischen Karteninhaber und Akzeptanzstelle übli­
cherweise regelt. Ziffer 5.3 gilt hier entsprechend.
5.5  Ziffer 5.4 gilt auch für die BasicCard für Jugendliche, sofern nicht abwei­
chend in Ziffer 13 geregelt.
6 Sorgfalts­ und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
6.1  Unterschrift
Der Karteninhaber hat eine physische Karte nach Erhalt unverzüglich auf dem 
Unterschrifts feld (soweit vorhanden) zu unterschreiben.
6.2  Sorgfältige Aufbewahrung der Karte
Die Karte und deren Daten sind mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhandenkommen oder missbräuchlich verwendet werden. 
Denn jede Person, die im Besitz der Karte oder ihrer Daten ist, hat die Möglichkeit, 
damit missbräuchliche Verfügungen zu tätigen.
6.3  Geheimhaltung der PIN
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Anderer Kenntnis von 
seiner PIN erhält. Diese darf insbesondere nicht auf der Karte vermerkt, bei einer 
digitalen Karte nicht in demselben mobilen Endgerät gespeichert werden, das zur 
Nutzung der digitalen Karte verwendet wird, oder in anderer Weise (z. B. nicht als 
getarnte Telefonnummer) zusammen mit der Karte oder deren Daten aufbewahrt 
werden. Sofern der Karteninhaber eine digitale Karte nutzt und der Zugriff auf das 
mobile Endgerät durch ein vom Karteninhaber wählbares Legitimations medium 
abgesichert werden kann (Entsperrfunktion), so darf er zur Absicherung des 
Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die ihm für die Karten mitgeteilt wurde 
oder die er selbst gewählt hat. Die PIN darf nur verdeckt an Karten zah lungs ter­
minals oder Geldautomaten eingegeben werden. Eine Übermittlung der PIN per 
Telefon, E­Mail oder Internetseite ist unzulässig. Jede Person, die die PIN kennt 
und in den Besitz der Karte kommt, hat die Möglichkeit, miss bräuch liche Verfü­
gungen zu tätigen (z. B. Bargeldabhebungen an Geld auto ma ten). Die Vorgaben zur 
PIN­Selbst wahl gemäß Ziffer 3.2 sind zu beachten.
6.4   Sorgfaltspflichten bei Internetzahlungen, beim mobilen Bezahlen und 

Schutz weiterer Authentifizierungselemente
Bei Einsatz der Karte im Internet hat der Karteninhaber darauf zu achten, dass die 
übermittelten Kartendaten verschlüsselt übertragen werden („https://“) und dass 
immer ein sicheres Bezahlverfahren gemäß Ziffer 4.3 eingesetzt wird, sofern von 
der Akzeptanzstelle unterstützt. Die Wissenselemente sind vom Karteninhaber 
ent sprechend der Ziffer 6.3 vor Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 
Besitzelemente sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere indem der Zugriff 
unberechtigter Personen verhindert wird oder installierte Zahlungs­ und Sicher­
heits­Apps so konfiguriert werden, dass sie von anderen Personen nicht genutzt 
werden können. Seinselemente dürfen insbesondere auf dem Endgerät nur ver­
wendet werden, wenn nur die biometrischen Merkmale des Karteninhabers darauf 
verwendet werden.
Beim mobilen Bezahlen darf der Code zum Entsperren niemals anderen mitgeteilt 
und keine biometrischen Erkennungsmerkmale anderer auf dem mobilen End­
gerät hinterlegt werden.

6.5  Unterrichtungs­ und Anzeigepflichten des Karteninhabers
Stellt der Karteninhaber den Verlust, Diebstahl oder eine missbräuchliche Ver-
wen dung seiner Karte oder deren Daten bzw. der PIN oder eines anderen Legiti­
ma tions mediums (z. B. mobiles Endgerät mit digitaler Karte als Token) fest oder hat 
er einen entsprechenden Verdacht, so hat er die Karte unverzüglich telefonisch 
unter der auf dem Übersendungsschreiben und der Umsatzaufstellung mitgeteil­
ten 24­Stun den­Nummer (Sperrannahme-Service) oder den Notrufnummern der 
internationalen Kartenorganisationen Mastercard bzw. Visa sperren zu lassen. Die 
Sperre gilt für die physische und für die digitale Karte. Durch die Sperre eines 
Tokens wird nicht die dazugehörige Karte und der Zugang zum mobilen Endgerät 
gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann 
nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.
Bei Diebstahl oder missbräuchlicher Verwendung muss der Karteninhaber unver­
züglich nach der Sperre Anzeige bei der Polizei erstatten und dies der Bank nach­
weisen (z. B. durch Zusendung einer Kopie der Anzeige oder durch Nennung der 
Tagebuchnummer/Vorgangsnummer der aufnehmenden Dienststelle).
6.6  Der Karteninhaber hat die Bank unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) 
nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zah­
lungs vor gangs zu unterrichten. Beanstandungen und Reklamationen an Umsatzin­
for ma tionen oder am Inhalt der Umsatzaufstellung bzw. der Belastung des 
Ab rech nungs kontos bei der Zahlungsweise „Direct Debit“ (vgl. Ziffer 7.2) sind 
un ver züglich, d. h. ohne schuldhafte Verzögerung, nach deren Zugang der Bank mit­
zuteilen.
6.7  Änderungen der Anschrift, des Namens und der sonstigen im Kartenantrag 
gemachten Angaben des Inhabers der Karte, insbesondere Bankverbindungen 
oder Angaben zum abweichenden Inhaber des Abrechnungskontos sind der Bank 
unverzüglich in Textform mitzuteilen.
6.8  Aufwendungen und Schäden, die aus einer Verletzung der Sorgfalts­ und 
Mit  wirkungspflichten gemäß Ziffer 6 entstehen, hat der Karteninhaber zu ersetzen.
7 Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers
7.1  Der Herausgeber ist gegenüber den Akzeptanzstellen, Geldautomaten be­
trei bern und bargeldauszahlenden Stellen verpflichtet, die vom Karteninhaber 
autorisierten Zahlungsaufträge zu begleichen. Der Herausgeber hat daher einen 
Auf wen dungsersatzanspruch gegenüber dem Karteninhaber in Höhe der von ihm 
autorisierten Zahlungen sowie der von ihm zu tragenden Entgelte und verkauft 
diesen Anspruch an die Bank.
Die Aufwendungsersatzansprüche für die geleisteten Zahlungen, die aus der Ver­
wendung der Karte resultierenden Entgelte sowie etwaige Geldeingänge, Kredit­ 
und/oder Guthabenzinsen werden von der Bank – außer bei der Zahlungsweise 
„Direct Debit“ gemäß Ziffer 7.2 – in einer Umsatzaufstellung saldiert. Der Umsatz­
saldo sowie der zu begleichende Betrag inkl. des Datums der Belastung werden, 
sofern Umsätze getätigt wurden, mindestens einmal monatlich auf dem verein­
barten Kommunikationsweg mitgeteilt (Umsatzinformationen). Die Be nach richti-
gungs frist vor Fälligkeitsdatum wird beim postalischen Versand der Umsatz­
aufstellung mit mindestens sechs Werktagen vereinbart. Beim Versand über das 
Online­Banking kann sich die Frist verkürzen.
Der Versand der Umsatzaufstellung erfolgt – für Zusatzkarten mit Zustimmung 
des Zusatzkarteninhabers – an den Inhaber der Hauptkarte bzw. bei der BasicCard 
für Jugendliche bei papierhafter Ausstellung an die/den Sorgeberechtigten und 
bei elektronischem Versand in das Online­Banking Postfach des Hauptkarten­
inhabers (Minderjähriger) unter Möglichkeit der Einsichtnahme durch die/den 
Sorgeberechtigten (vgl. Ziffer 13). Der Umsatzsaldo bzw. der zu begleichende 
Betrag ist mit Erteilung der Umsatzaufstellung zur Zahlung fällig und gemäß der 
im Kartenantrag gewählten Zahlungsweise auszugleichen.
7.2  Bei Karten in der Zahlungsweise „Direct Debit“ (Debitkarten) wird jeder 
einzelne Umsatz zeitnah ausgeglichen. Die Mitteilung der Umsatzinformationen 
erfolgt über die Kontoauszüge des Abrechnungskontos.
7.3  Ist der Empfänger der Umsatzaufstellung nicht (Mit­)Inhaber des Abrech­
nungs kontos, so hat er den Inhaber des Abrechnungskontos insbesondere über 
die Höhe der Belastung und das Belastungsdatum zu informieren.
8 Wechselkurs bei Fremdwährung
8.1  Bei Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in Währungen eines Staates 
außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und bei Zahlungsvorgängen außer-
halb des EWR (Drittstaaten) aus dem Einsatz der Karte oder ihrer Daten rechnet 
grundsätzlich die jeweilige internationale Kartenorganisation Mastercard bzw. 
Visa (nachfolgend kurz „Kartenorganisation(en)“) den Betrag zu dem von ihr für die 
jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belas tet der 
Bank einen Euro­Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Euro­Betrag zu 
ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro­Betrag und der sich daraus erge­
bende Kurs werden über die Umsatzaufstellung und bei der Zahlungsweise 
„Direct Debit“ über den Kontoauszug des Abrechnungskontos mitgeteilt. Dieser 
Kurs stellt zugleich den Referenzwechselkurs dar.
Änderungen der von den Kartenorganisationen festgesetzten Wechsel kur se wer­
den unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maß geb licher 
Zeitpunkt für die Abrechnung des Fremdwährungsumsatzes ist der von der 
Einreichung des Zahlungsvorgangs durch die Akzeptanzstelle bei ihrem Zahlungs­
dienst leister abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen Karten­
or ganisation.
8.2  Abweichend davon rechnet die Bank bei Zahlungsvorgängen in einer ande-
ren EWR-Währung innerhalb des EWR aus dem Einsatz der Karte oder ihrer Daten 
den Betrag zum letzten verfügbaren Euro­Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um (abrufbar auf https://www.ecb.
europa.eu unter „Statistics“ und „Euro foreign exchange reference rates“). 
Änderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung wirksam. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro­Betrag und der 
Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.
9 Entgelte und Auslagen
9.1  Alle vom Karteninhaber zu zahlenden Entgelte und Auslagen ergeben sich 
aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank. Für besondere Leis tungen des 
Herausgebers bzw. der Bank, wie z. B. die Ausstellung einer Ersatz kar te oder 
Ersatz­PIN für die Nutzung des Bargeldservices und den Aus lands  einsatz, sind in 
der Regel gesonderte Entgelte zu zahlen.
9.2  Für Änderungen von Entgelten gilt Ziffer 19.
9.3  Entgelte Dritter für den Einsatz der Karte werden in der Regel von der Akzep­
tanzstelle vor dem Bezahlvorgang bekanntgegeben. Ziffer 10.2 gilt ergänzend.
10 Umsatzkontrolle, Beanstandungen, Rückvergütung
10.1 Der Empfänger der Umsatzaufstellung/Kontoauszüge hat die Umsatzinfor-
ma tionen sowie sonstige Abrechnungen und Anzeigen umgehend nach Erhalt auf 
ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen und die Bank unverzüglich 
nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungs vor gangs aus der Nutzung der Karte oder deren Daten zu unterrichten. 
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Ist der Empfänger der Umsatzaufstellung/Kontoauszüge nicht zugleich Inhaber 
der be trof fenen Karte oder (Mit­)Inhaber des Abrechnungskontos, so hat er sich 
zur Über prüfung der Umsatzinformationen mit dem Inhaber der Karte bzw. des 
Abrechnungskontos selbst abzustimmen. Die Ziffern 6.5 und 6.6 gelten ergänzend. 
Beanstandungen und Reklamationen der Umsatzaufstellung oder einzelner Posi­
tionen berechtigen nicht zur Rückgabe der Belastung des Abrechnungs kontos.
10.2 Reklamationen und Beanstandungen aus dem Vertragsverhältnis zwischen 
Karteninhaber und Akzeptanzstelle sind unmittelbar zwischen diesen zu klären; 
sie berühren nicht die Zahlungsverpflichtungen des Karteninhabers gemäß 
Ziffer 7 dieser Bedingungen.
10.3 Rückvergütungen aus Geschäften, die unter Verwendung der Karte oder 
deren Daten geschlossen wurden, darf die Akzeptanzstelle dem Karteninhaber 
gegenüber nicht durch bare oder unbare Zahlungen, sondern nur in Form von 
Gutschriftbelegen, die die Akzeptanzstelle dem Karteninhaber aushändigt, 
erbringen. Deren Verfügbarkeit ist in Ziffer 5.2 geregelt. Wenn nach zwei Monaten 
keine Gutschrift in den Umsatzinformationen ersichtlich ist, hat der Karteninhaber 
der Bank eine Kopie des Gutschriftbelegs vorzulegen.
11 Haftung, Erstattungs- und Schadensersatzansprüche
11.1 Haftung des Karteninhabers
11.1.1 Erstattung bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen
Für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge aus der Nutzung der Karte oder deren 
Daten haftet der Karteninhaber grundsätzlich nicht. Die Bank hat gegen ihn kei­
nen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen. Wurde der Betrag dem Abrech­
nungs konto belastet, bringt die Bank dieses Konto unverzüglich nach Kenntnis­
nahme des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs, auf jeden Fall spätestens bis 
zum Ende des folgenden Geschäftstags wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die Belastung des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs befunden hätte. 
Dies gilt auch für eventuelle Zinsen aus Verträgen gemäß der Ziffer 1.3.
11.1.2  Erstattung bei missbräuchlicher Nutzung der Karte und bei Verletzung 

von Sorgfalts­ und Mitwirkungspflichten
Bestehen berechtigte Gründe für den Verdacht eines betrügerischen Verhaltens 
des Karteninhabers und hat die Bank diesen einer zuständigen Behörde in Text­
form mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Ziffer 11.1.1 Satz 3 unverzüg­
lich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Hat 
der Karteninhaber in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Sorg falts­ und 
Mitwirkungspflichten gemäß Ziffer 6 vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist 
er der Bank zum Ersatz des gesamten daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
Für etwaige Schäden, die der Bank durch eine nicht unverzügliche Bean stan dung 
des Karteninhabers am Inhalt der Umsatzinformationen entstehen, haftet der 
Karteninhaber unbegrenzt. Für Schäden nach der Sperranzeige oder die entstan­
den sind, weil die Bank keine jederzeitige Sperrmöglichkeit angeboten hat, haftet 
der Karteninhaber nur, wenn er in betrügerischer Absicht gehandelt hat.
Der Karteninhaber ist nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank oder 
der Herausgeber keine starke Kundenauthentifizierung verlangt oder die Akzep­
tanz stelle oder ihr Zahlungsdienstleister eine starke Kundenauthentifizierung 
nicht akzeptiert haben.
11.2  Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 

eines autorisierten Zahlungsauftrags
11.2.1 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines autori­
sierten Zahlungsauftrags kann der Karteninhaber von der Bank die unverzügliche 
und ungekürzte Erstattung des Zahlungsbetrags einschließlich etwaiger Entgelte 
und Zinsen verlangen. Wurde der Betrag einem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Zahlungsvorgang befunden hätte.
11.2.2 Ist der Zahlbetrag verspätet beim Zahlungsdienstleister der Akzep tanz­
stelle eingegangen, sind die Ansprüche des Karteninhabers nach Ziffer 11.2.1 
ausgeschlossen. Ist dem Karteninhaber durch die Verspätung ein Schaden ent­
standen, haftet die Bank nach Ziffer 11.2.3. Wurde ein autorisierter Zahlungs auf­
trag nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführt, wird die Bank/der Heraus geber 
den Zah lungs auftrag auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn 
über das Ergebnis unterrichten.
11.2.3 Die Haftung der Bank gegenüber dem Karteninhaber ist für einen wegen 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung eines Zahlungs auftrags 
entstandenen Schaden, der nicht bereits von Ziffer 11.2.1 erfasst ist, auf 
12.500 EUR begrenzt. Dies gilt nicht für nicht autorisierte Zahlungsaufträge, bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, den Zinsschaden, soweit der Karteninhaber 
Verbraucher ist, und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat. Die 
Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last 
fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, der Karteninhaber hat 
diese vorgegeben. Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbrau­
cher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem Drittstaat, das heißt einem Land 
außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder in 
der Währung eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährungszahlung), 
beschränkt sich die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der Abwicklung 
des Zahlungs vorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unter­
weisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes 
Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grund sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Karteninhaber 
den Schaden zu tragen haben.
11.3 Ausschlussfrist
Ansprüche gegen die Bank nach den Ziffern 11.1 bis 11.2 sind ausgeschlossen, 
wenn der Karteninhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der 
Belastung mit einem nicht autorisierten oder fehlerhaften Zahlungsvorgang hier­
von unterrichtet hat. Der Lauf der 13­monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank 
den Karteninhaber über die aus dem Zahlungsvorgang resultierende Belastungs­
buchung entsprechend dem für Umsatzinformationen vereinbarten Weg, spätes­
tens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung, unterrichtet hat; 
anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haf­
tungs an sprüche nach Ziffer 11.2 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der 
Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung die­
ser Frist verhindert war.
11.4   Erstattung bei autorisierten Zahlungsvorgängen ohne genaue Betrags-

angabe
11.4.1 Hat der Karteninhaber einen Zahlungsvorgang autorisiert, ohne den 
ge nauen Betrag anzugeben, hat er einen Anspruch auf Erstattung des belasteten 
Betrags, wenn der Zahlungsbetrag den Betrag überschreitet, den er entsprechend 
seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Kartenvertrags und 
den jeweiligen Umständen des Einzelfalls hätte erwarten können. Der Erstat­
tungsanspruch besteht für die innerhalb des EWR getätigten Bestandteile des 
Zahlungs  vorgangs nicht, wenn einer der beteiligten Zahlungsdienstleister außer­
halb des EWR gelegen ist. Mit einem etwaigen Fremdwährungsumsatz zusam­

menhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Referenz­
wechselkurs zugrunde gelegt wird (vgl. Ziffer 8). Der Karteninhaber ist verpflichtet, 
gegenüber der Bank die Sachumstände darzulegen, aus denen er seinen Erstat­
tungs anspruch herleitet. Wurde der Betrag einem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Bank dieses Konto unverzüglich nach Darlegung der Sachumstände zur 
Herleitung des Erstattungsanspruchs, auf jeden Fall spätestens bis zum Ende des 
folgenden Geschäftstags wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die 
Belastung des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs befunden hätte. Dies gilt 
auch für eventuelle Zinsen aus Verträgen gemäß der Ziffer 1.3.
11.4.2 Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er nicht innerhalb 
von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Belastung des Umsatzes auf dem 
Abrechnungskonto gegenüber der Bank geltend gemacht wird.
11.5 Haftungsausschluss
Ansprüche nach Ziffer 11 sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrün­
denden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen 
Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können oder vom Zahlungsdienstleister aufgrund einer 
gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.
12 Vollmacht/Gesamtschuldnerische Haftung
12.1 Mit der Unterzeichnung des Antrags für eine Zusatzkarte erteilt der künftige 
Inhaber der Zusatzkarte dem Hauptkarteninhaber Vollmacht, alle das Vertrags­
ver hältnis betreffenden Erklärungen mit Wirkung auch für sich abzugeben oder 
entgegenzunehmen. Der Hauptkarteninhaber gestattet die Belastung der ent­
stehenden Umsatzsalden respektive Einzelumsätze aller Zusatzkarten über den 
für die Hauptkarte vereinbarten Belastungsweg.
12.2 Sofern eine Zusatzkarte ausgegeben wird, haften der Inhaber der Haupt­
karte und der Inhaber der Zusatzkarte für die mit der Zusatzkarte begründeten 
Zah lungs verpflichtungen als Gesamtschuldner, d. h. die Bank kann sowohl von 
dem Haupt­ als auch von dem Zusatzkarteninhaber die Erfüllung sämtlicher 
An sprüche fordern. Der Inhaber der Zusatzkarte haftet nicht für die mit der Haupt­
karte begründeten Zahlungsverpflichtungen.
12.3 Beantragen oder halten die Inhaber eines Gemeinschaftskontos eine oder 
mehrere Karten, bei denen das Gemeinschaftskonto als Abrechnungskonto ange­
geben wurde, haften alle Kontoinhaber für die mit der jeweiligen Karte begründe­
ten Zahlungsverpflichtungen abweichend von Ziffer 12.2 als Gesamtschuldner. 
Weiter erteilen die Inhaber eines Gemeinschaftskontos dem Hauptkarteninhaber 
Vollmacht, alle das Vertragsverhältnis betreffenden Erklärungen mit Wirkung auch 
für sie abzugeben oder entgegenzunehmen. Das Recht jedes einzelnen Gemein­
schafts kontoinhabers auf Kündigung gemäß Ziffer 16.1 bleibt davon unberührt.
12.4 Für die BasicCard für Jugendliche gilt Ziffer 13.
13 BasicCard für Jugendliche (Debitkarte)
13.1 Der/Die Sorgeberechtigte(n) kann/können stellvertretend für einen Jugend­
lichen im Alter von 12 bis 18 Jahren eine BasicCard beantragen. Die Karte lautet 
auf den Namen des Jugendlichen. Die BasicCard wird für eine kartentypische 
Laufzeit (drei bis vier Jahre) ausgestellt, und zwar auch dann, wenn das Ende der 
Gültigkeitsdauer nach Vollendung des 18. Lebensjahres liegt.
13.2 Rechtlich ist für die Verpflichtungen aus dem Kartenvertrag (insbesondere 
Zahlungsverpflichtung gemäß den Ziffern 7, 9 und 13.4, Einhaltung der Sorgfalts­ 
und Mitwirkungspflichten gemäß Ziffer 6 und Haftung bei vorsätzlicher oder grob 
schuldhafter Verletzung gemäß Ziffer 11), die bis zur Volljährigkeit des Jugend­
lichen entstehen, der/die Sorgeberechtigte(n) verantwortlich. Er/Sie hat/haben 
den Jugendlichen als Empfänger der Karte über die Sorgfalts­ und Mitwirkungs­
pflichten gemäß Ziffer 6 aufzuklären und dafür Sorge zu tragen, dass diese vom 
Jugendlichen beachtet und eingehalten werden.
13.3 Der/Die Sorgeberechtigte(n) willigt/willigen mit Einzahlung eines Gut ha­
bens durch ihn/sie oder durch einen Dritten mit seiner/ihrer Zustimmung zuguns­
ten der BasicCard darin ein, dass der Jugendliche über dieses Guthaben mittels 
der Basic Card verfügt.
13.4 Für negative Salden gemäß Ziffer 5.4 oder für Aufwendungen, die aus der 
weiteren Nutzung der gekündigten Karte bis zu ihrer Rückgabe an die Bank ent­
stehen (vgl. Ziffer 17.1), besteht der Aufwendungsersatzanspruch ausschließlich 
gegenüber dem/den Sorgeberechtigten.
13.5 Die BasicCard kann bis zur Volljährigkeit des Jugendlichen von dem/den 
Sorge berechtigten oder dem Jugendlichen selbst gekündigt werden. Darüber 
hinaus gilt Ziffer 16.
13.6 Abweichend von Ziffer 13.1 Satz 2 kann der Kartenvertrag der BasicCard auf 
Wunsch auf den Namen eines Sorgeberechtigten und zugunsten des Jugendlichen 
geschlossen werden. In diesem Fall bleibt der Sorgeberechtigte, abweichend von 
Ziffer 13.2, über den Zeitpunkt der Volljährigkeit des jugendlichen Karteninhabers 
hinaus bis zur Beendigung (Kündigung) des Kartenvertrags weiterhin verantwort­
lich im Sinne der Ziffern 13.2 und 13.4.
14 Zusatzleistungen
Soweit mit der Karte Zusatzleistungen (z. B. Versicherungen oder Mehrwert ange­
bote) verbunden sind, wird der Karteninhaber hierüber geson dert informiert. Für 
Zusatzleistungen gelten deren jeweilige Allge meinen Geschäftsbedingungen.
15 Eigentum und Gültigkeit
15.1 Die Karte bleibt Eigentum des Herausgebers. Sie ist nicht übertragbar und 
nicht vererbbar. Die Karte ist nur für den auf der Karte angegebenen Zeitraum 
gültig. Nach Ablauf der Gültigkeit ist die Bank berechtigt, die abgelaufene Karte 
zurückzuverlangen bzw. die Löschung der digitalen Karte zu verlangen oder 
selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Karte zu nutzen, vorher (z. B. 
durch Kündigung des Kartenvertrags), so hat der Karteninhaber die Karte unauf­
gefordert und unverzüglich entwertet (z. B. durch Zerschneiden) an die Bank 
zurückzugeben oder unbrauchbar gemacht als Elektroschrott selbst zu entsorgen 
bzw. die digitale Karte zu löschen.
15.2 Die Bank behält sich das Recht vor, die Karte auch während der Laufzeit 
gegen eine neue auszutauschen; Kosten entstehen dem Karteninhaber dadurch 
nicht. Die bisherige Karte ist unaufgefordert und unverzüglich entwertet (z. B. 
durch Zerschneiden) an die Bank zurückzugeben oder unbrauchbar gemacht als 
Elektroschrott selbst zu entsorgen bzw. die digitale Karte zu löschen.
16 Vertragsdauer und Kündigung
16.1 Der Kartenvertrag und die mit ihm verbundenen Verträge gemäß der 
Ziffer 1.3 werden auf unbestimmte Zeit geschlossen, sofern nichts Ab  weich endes 
vereinbart ist.
Der Kartenvertrag kann vom Karteninhaber jederzeit zum nächsten Monatsende in 
Textform gekündigt werden. Wurde der Kartenvertrag von den Inhabern eines 
Gemeinschaftskontos geschlossen, kann er jederzeit zum nächsten Monatsende 
auch von jedem Gemeinschaftskontoinhaber in Textform gekündigt werden, der 
nicht Hauptkarteninhaber ist. Die Bank oder der Herausgeber können den Karten­
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vertrag mit einer Frist von zwei Monaten zum Ende eines Kalendermonats in 
Textform kündigen.
16.2 Mit der Kündigung der Hauptkarte ist zugleich das Vertragsverhältnis über 
die Zusatzkarte gekündigt. Eine Zusatzkarte kann separat sowohl durch den 
Haupt­ als auch den Zusatzkarteninhaber gekündigt werden.
16.3 Die Bank kann den Kartenvertrag fristlos kündigen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des Kartenvertrags auch unter ange­
messener Berücksichtigung der berechtigten Belange des Karteninhabers für die 
Bank unzumutbar ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der 
Karteninhaber unrichtige Angaben über seine Vermögenslage gemacht hat, wenn 
mindestens zweimal die Belastung zum Ausgleich des zu begleichenden Betrags 
gemäß Ziffer 7 zurückgegeben wird oder wenn eine wesentliche Verschlech­
terung seiner Vermögenslage eintritt oder einzutreten droht und dadurch die 
Erfüllung der Zahlungsverpflichtung gegenüber der Bank gefährdet ist.
16.4 Durch die Kündigung des Kartenvertrags wird bei Karten mit Guthaben­ 
und/oder Kreditfunktion parallel der zusätzliche Vertrag über das Einlagen ge­
schäft und/oder die Kreditgewährung mit der Bank (vgl. Ziffer 1.3) bzw. der Ver­
braucher­Rahmenkreditvertrag easyCredit­Finanzreserve mit der TeamBank (nur 
für Bestandsverträge) entsprechend den Regelungen des Kreditvertrags gekün­
digt.
16.5 Der zusätzliche Vertrag über das Einlagengeschäft und/oder die Kredit ge­
währung (vgl. Ziffer 1.3) kann gesondert gekündigt werden.
16.6 Mit Kündigung/Beendigung des Verbraucher­Rahmenkreditvertrags 
easyCredit- Finanzreserve mit der TeamBank (gilt nur für Bestandsverträge) endet 
der Kartenvertrag, ohne dass es einer separaten Kündigung bedarf, es sei denn, 
Karteninhaber und die Bank einigen sich spätestens einen Monat vor Ablauf der 
easy Credit­Finanzreserve auf eine andere Zahlungsweise.
17 Folgen der Kündigung
17.1 Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Karte nicht mehr benutzt wer­
den. Die Aufwendungen, die aus der weiteren Nutzung der gekündigten Karte bis 
zu ihrer Rückgabe an die Bank oder eigener Entsorgung entstehen (gemäß Ziffer 
15.1), hat der Karteninhaber – bzw. haben die gemäß den Ziffern 12.2 bis 12.3 
gesamtschuldnerisch Haftenden und bei der BasicCard für Jugendliche der/die 
Sorgeberechtigte(n) gemäß den Ziffern 13.4 und 13.6 – zu tragen. Unabhängig 
davon wird die Bank zumutbare Maßnahmen ergreifen, um Verfügungen mit 
gekündigten Karten nach Wirksamwerden der Kündigung zu unterbinden.
17.2 Mit Wirksamwerden der Kündigung des zusätzlichen Vertrags über das Ein­
lagengeschäft und/oder die Kreditgewährung mit der Bank (vgl. Ziffer 1.3) ist 
letztere verpflichtet, etwaiges Guthaben samt aufgelaufenen Zinsen auf das zu 
diesem Zeitpunkt gültige Abrechnungskonto der Karte zu überweisen. Im Falle 
einer Kreditgewährung ist der gewährte Kredit samt ausstehender Kreditzinsen 
mit Wirksamwerden der Kündigung des Kreditvertrags fällig gestellt und wird 
dem zu diesem Zeitpunkt gültigen Abrechnungskonto der Karte belastet.
18 Einziehung und Sperre der Karte
18.1 Die Bank darf die Karte sperren, den Einzug der Karte veranlassen bzw. die 
Löschung der digitalen Karte verlangen oder selbst veranlassen, wenn sie berech­
tigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen (vgl. Ziffer 16.3). Die 
Bank ist zur Einziehung, Sperre bzw. Löschung auch berechtigt, wenn
•  sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies recht­

fertigen oder
•  eine nicht autorisierte oder betrügerische Verwendung der Karte oder deren 

Daten oder ein diesbezüglich begründeter Verdacht vorliegt oder
•  die Nutzungsberechtigung der Karte durch Ablauf oder aufgrund ordentlicher 

Kündigung endet.
18.2 Die Bank wird den Karteninhaber über den Grund der Sperre bzw. Löschung 
unterrichten. Sie wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte 
ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre bzw. Löschung nicht mehr gegeben sind. 
Auch hierüber wird sie den Karteninhaber unterrichten.
19 Änderungen
19.1 Änderungsangebot
Änderungen dieser Vertragsbedingungen werden dem Kunden spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen 
elektronischen Kom mu nika tionsweg vereinbart (z. B. das Online­Banking), können 
die Änderungen auch auf diesem Wege an geboten werden.
19.2 Annahme durch den Kunden
Die von der Bank oder dem Herausgeber angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol­
gend geregelten Zustimmungsfiktion.

19.3 Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungsangebots 
(Zustimmungsfiktion), wenn
a) das Änderungsangebot der Bank oder des Herausgebers erfolgt, um die Über­
einstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechtslage 
wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Vertragsbedingungen
•  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar geltender 

Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der Rechtslage 
entspricht oder

•  durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein Gericht 
erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet werden darf oder

•  aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank oder den Heraus­
geber zuständigen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundes­
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bank oder des 
Herausgebers in Einklang zu bringen ist und

b) der Kunde das Änderungsangebot der Bank oder des Herausgebers nicht vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat.
Die Bank oder der Herausgeber wird den Kunden im Änderungsangebot auf die 
Folgen seines Schweigens hinweisen.
19.4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
• bei Änderungen der Nummer 19
•  bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und die 

Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder
•  bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für 

die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, 
oder

• bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkommen, oder
•  bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 

Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank oder des Herausgebers verschie­
ben würden.

In diesen Fällen wird die Bank oder der Herausgeber die Zustimmung des Kunden 
zu den Änderungen auf andere Weise einholen.
19.5 Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank oder der Herausgeber von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, 
kann der Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschla­
genen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kosten­
frei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Bank oder der Herausgeber 
den Kunden in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.
20 Datenschutzinformation
Der Karteninhaber kann seine Rechte auf Auskunft, Berichtigung und Löschung 
bzw. Sperrung gegenüber der Bank geltend machen (vgl. Ziffer 1.1). Zudem kann 
sich der Karteninhaber auch an den Herausgeber wenden. Der Karteninhaber 
erhält ergänzende Informationen zum Datenschutz als „Datenschutzin for ma tio nen 
zu Ihrer Mastercard/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte)“ über die Homepage der 
DZ BANK: https://www.dzbank.de > unten bei „Rechtliche Hinweise“ unter dem 
Stichwort „Datenschutz“ > „Datenschutzhinweise für Karteninhaber“.
21 Allgemeine Geschäftsbedingungen
Für den gesamten Geschäftsverkehr gelten ergänzend die Allgemeinen Geschäfts-
be dingungen der Bank. Bei Nutzung des Online­Bankings, z. B. zur Abfrage der 
Um sätze und des Saldos der Karte, gelten ergänzend die „Sonderbedingungen für 
das Online-Banking“. Bei der Nutzung des elektronischen Versands der Umsatz auf­
stel lung in das Postfach im Online­Banking des Hauptkarteninhabers gelten ferner 
zu sätz lich die „Sonderbedingungen über die Nutzung des elektronischen Post fachs“.
22 Salvatorische Klausel
Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise rechtsunwirk­
sam sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hier­
durch nicht berührt. Eine durch die Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses 
Kartenvertrags etwa entstehende Lücke ist im Wege der ergänzenden Vertrags­
auslegung unter Berücksichtigung der Interessen der Vertragsparteien sinngemäß 
auszufüllen.
23 Sonstiges
23.1 Es ist das deutsche Recht anwendbar, die Vertragssprache ist Deutsch. Es 
gilt der allgemeine Gerichtsstand nach § 12 Zivilprozessordnung (ZPO), also im 
Regel fall der Wohn­ oder Geschäftssitz des Beklagten.
23.2 Informationen zur Möglichkeit einer außergerichtlichen Streitschlichtung 
können dem Preis­ und Leistungsverzeichnis der Bank entnommen werden.
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Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authentifizierung 
bei Mastercard und Visa Card-Zahlungen im Internet 

1 Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure
1.1  Nach Ziffer 4.3 der „Vertragsbedingungen für Mastercard/Visa Card (De bit- 
oder Kreditkarte)“ bzw. Ziffer 3.3 der „Einsatz be dingungen der Mastercard/Visa 
Fir men kre dit karte“ (nachfolgend kurz „Vertrags- bzw. Einsatzbedingungen“) ist 
der Kar ten inhaber verpflichtet (Sorgfalts pflicht ge mäß Ziffer 6.4 der Vertrags- 
bzw. Ziffer 5.4 der Einsatzbedingungen), zur Ver meidung von Missbräuchen ein 
Ver fah ren zur starken Kundenauthentifi zie rung bei Internetzahlungen einzuset-
zen, so fern ein solches sicheres Bezahl ver fah ren für Internetzahlungen von der 
Karten akzep tanz stelle (nachfolgend „Ak zep tanz stelle“) unterstützt und dessen 
Nutzung durch den Herausgeber gefordert wird.
1.2  Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure sind solche sichere Bezahlver-
fahren, die dazu dienen sicherzustellen, dass ein Zahlungsauftrag bei einer Akzep-
tanzstelle, die an diesem Verfahren teilnimmt, auch tatsächlich vom Karten in haber 
autorisiert wurde und die Karte nicht zu Unrecht belastet wird. Hierzu erteilt der 
Karteninhaber beim Bezahlvorgang gegenüber einem Dienstleister der Bank mit-
tels Eingabe einer auf den Einzelumsatz bezogenen Transaktionsnummer (TAN) 
und der Beantwortung einer Sicherheitsfrage oder alternativ durch Freigabe in 
einer durch die Bank bereitgestellten App der Akzep tanzstelle die Zustimmung 
zur Ausführung des Zahlungsvorgangs (Autori sierung, vgl. Ziffer 4.4 der Vertrags- 
bzw. Ziffer 3.4 der Einsatzbedingungen). Die hierfür benötigte TAN wird an ein 
zum SMS-Empfang geeignetes Endgerät (z. B. Mobiltelefon) übermittelt oder die 
Freigabe wird in einer auf dem Endgerät des Karteninhabers installierten, durch 
die Bank bereitgestellten, App durchgeführt.
1.3  Diese Sonderbedingungen gelten ergänzend zu den Vertrags- bzw. Einsatz-
be dingungen. Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Vertrags- bzw. Einsatzbe-
din gungen gehen diese den Sonderbedingungen vor.
1.4  Zur Nutzung des App-Verfahrens ist die Installation einer von der Bank 
bereitgestellten App auf einem mobilen Endgerät (z. B. Smartphone) erforderlich. 
Anbieter der App ist die Rechenzentrale der Bank. Die Nutzung des SMS-Ver-
fahrens setzt die Erreichbarkeit per SMS voraus. Die Nutzung des App-Verfahrens 
setzt zusätzlich eine Internetverbindung des Endgerätes voraus. Beides gehört 
nicht zum Leistungsangebot der Bank. Beide Verfahren setzen weiter die Erreich-
barkeit des Berechtigungsdienstes via Internet voraus. Der Berechtigungsdienst ist 
mit Ausnahme üblicher Wartungs- und Updatezeiten erreichbar.
2 Registrierung
2.1  Erforderliche Daten und technische Anforderungen
Um sich zur Teilnahme an diesen sicheren Bezahlverfahren zu registrieren, benö-
tigt der Karteninhaber 
• seine Kartennummer, 
•  für das „SMS-Verfahren“ ein Endgerät (z. B. Mobiltelefon) mit der Möglichkeit 

des SMS-Empfangs (nachfolgend „Mobiltelefon“ genannt) und einen von der 
Bank automatisch oder auf Kundenanforderung übermittelten Aktivierungs-
code oder

•  für das „App-Verfahren“ ein Endgerät (z. B. Smartphone/Tablet) mit der Mög-
lichkeit der Nutzung der durch die Bank bereitgestellten App und einen von 
der Bank automatisch oder auf Kundenanforderung übermittelten Aktivie-
rungs code, alternativ einen Online-Banking-Zugang der kartenausgebenden 
Bank.

Die Bank behält sich das Recht vor, nicht beide vorgenannten Verfahren anzu-
bieten oder sie durch ein anderes oder mehrere andere Verfahren zu ersetzen. Sie 
wird den Karteninhaber hierüber vorab unterrichten. Die Registrierung ist auf der 
Internetseite der Bank möglich.
2.2  Registrierungsprozess für das SMS-Verfahren 
Hierbei legt der Karteninhaber die Rufnummer seines Mobiltelefons fest, an das 
künftig die zur Autorisierung des Zahlungsauftrags erforderlichen TANs übermit-
telt werden sollen. Zur Registrierung wird dem Karteninhaber ein Akti vie-
rungscode an seine hinterlegte Anschrift übermittelt. Diesen Aktivierungs code 
muss der Karteninhaber zur Festlegung seiner Mobilfunknummer sowie der 
Antwort auf eine auszuwählende Sicherheitsfrage auf der Internetseite der Bank 
oder einer von dieser benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das SMS-
Verfahren freigeschaltet. 
2.3  Registrierungsprozess für das App-Verfahren 
Das App-Verfahren setzt voraus, dass der Karteninhaber die von der Bank bereit-
gestellte App auf seinem Endgerät installiert und mit seiner Mastercard/Visa Card 
(nachfolgend „Karte“) per Aktivierungscode verknüpft. Die bei erstmaliger Nut-
zung der App erzeugte Kennung ist bei der Registr ie rung anzugeben. Zur 
Registrierung wird dem Karteninhaber einmalig ein Aktivierungscode an seine 
hinterlegte Anschrift übermittelt. Diesen Aktivie rungs code muss der Karteninhaber 
zur Bestätigung der angegebenen Kennung auf der Internetseite der Bank oder 
einer von dieser benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das App-
Verfahren freigeschaltet und der Karteninhaber hat die Möglichkeit, Zahlungen 
innerhalb der App freizugeben.
Alternativ zur Nutzung des Aktivierungscodes kann der Karteninhaber als Nutzer 
des Online-Bankings der kartenausgebenden Bank eine Registrierung für das App-
Verfahren im Online-Banking vornehmen, die durch eine unterstützte Methode 
zur starken Kundenauthentifizierung zu bestätigen ist.
2.4  Weitere Informationen
Die Bank wird den Karteninhaber niemals per E-Mail oder Anruf zur Registrierung 
oder Bekanntgabe seiner Registrierungsdaten auffordern. 
Der Ablauf der Registrierung und die Bezugsquellen der Anwendung sind in der 
Information „Mehr Sicherheit beim Online-Shopping“ beschrieben, die dem 
Karteninhaber bereitgestellt wird und bei der Bank erhältlich ist.
3 Gesichertes Bezahlverfahren
3.1  SMS-Verfahren
Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Transaktion von der Akzeptanzstelle 
gefordert wird, erhält der Karteninhaber eine SMS-Benachrichtigung mit Transak-

tionsdetails und pro Transaktion generierter TAN auf sein Endgerät zugestellt. 
Durch Eingabe der erhaltenen TAN und korrekter Beantwortung der Sicherheits-
frage im Kaufprozess wird der Zahlungsauftrag autorisiert.
3.2  App-Verfahren
Beim App-Verfahren werden die Transaktionsdetails via Internet direkt an eine 
besonders geschützte App auf das Endgerät des Karteninhabers übermittelt. 
Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Transaktion von der Akzeptanzstelle 
gefordert wird, erhält der Karteninhaber auf seinem Endgerät eine Benach rich ti-
gung. Die Transaktionsdetails werden innerhalb der App angezeigt. Durch Frei-
gabe und Bestätigung innerhalb der App – mittels Freigabe-Code oder biometri-
sche Freigabe, sofern vom Betriebssystem des Endgeräts unterstützt – wird der 
Zahlungsauftrag autorisiert.
3.3  Die Nutzung des gesicherten Bezahlverfahrens für Internet-Zahlungen kann 
für bestimmte Transaktionen zur Risikoprävention von der Bank eingeschränkt 
sein.
4 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
4.1  Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Dritter zur Durch-
führung von Internet-Zahlungen Zugang zu seinem für das Verfahren genutzten 
Endgerät erlangt. Das Endgerät ist vor Verlust und Diebstahl zu sichern. Im Fall von 
Verlust oder Diebstahl des Endgerätes ist nach Möglichkeit die App per Fernzugriff 
zu löschen und die SIM-Karte des Endgerätes sperren zu lassen. Zugangsdaten zur 
App dürfen nicht auf dem Endgerät gespeichert werden. Die App darf nicht auf 
Endgeräten eingesetzt werden, deren Betriebssystem manipuliert wurde, z. B. 
durch sogenanntes Jailbreaks oder Rooten oder sonstige nicht vom Hersteller des 
Endgeräts freigegebene Betriebssystem varianten. Weiter gilt Ziffer 6.4 der 
Vertrags- bzw. Ziffer 5.4 der Einsatzbe din gungen.
4.2  Das Endgerät, das zur Freigabe der Transaktion dient, sollte nicht gleichzei-
tig für die Internet-Zahlungen genutzt werden (physische Trennung der Kommu-
ni kationskanäle). 
4.3  Der Karteninhaber hat die Übereinstimmung der von der Bank dem Nutzer 
übermittelten Transaktionsdaten mit den von ihm für die Transaktion vorgesehe-
nen Daten abzugleichen. Bei Unstimmigkeiten ist die Transaktion abzubrechen 
und die Bank zu informieren. 
4.4  Der Karteninhaber hat die App nur aus offiziellen App-Stores (Apple App 
Store oder Google Play Store) herunterzuladen und die für die App vorgesehenen 
Updates regelmäßig zu installieren.
5 Änderung der Mobilfunknummer/Kennung der App
5.1  Sollte der Karteninhaber seine für das Verfahren genutzte Kennung (Sicher-
heitsfrage und/oder Mobilfunknummer für SMS-Empfang bzw. Kennung für App-
Nutzung) ändern wollen, steht ihm hierfür auf der Registrie rungs webseite der 
Bank bzw. bei Nutzung des App-Verfahrens in deren Online-Banking-System, eine 
entsprechende Funktion zur Verfügung. 
5.2  Ist kein Nachrichten-Versand an die bisher registrierte Kennung möglich 
(z. B. das Endgerät mit der hinterlegten Kennung wurde gestohlen), muss der 
Kartenin ha ber den Registrierungsprozess erneut durchlaufen, oder das Gerät für 
das App-Verfahren im Online-Banking deaktivieren.
6 Abmeldung vom Verfahren
6.1  Der Karteninhaber kann sich von der Teilnahme am sicheren Bezahlverfahren 
abmelden, in dem er auf der Registrierungswebseite der Bank den Button „Benut-
zerdaten löschen“ betätigt.
6.2  Wenn sich der Karteninhaber abgemeldet hat, ist es ihm erst nach Abschluss 
einer Neuregistrierung wieder möglich, seine Karte für Internetzahlungen bei am 
sicheren Bezahlverfahren teilnehmenden Akzeptanzstellen einzusetzen.
7 Datenerhebung und Datenverarbeitung, Einschaltung Dritter
7.1  Die Bank bzw. der Herausgeber bedient sich zur Bewirkung der von ihr bzw. 
ihm im Rahmen von Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure zu erbringenden 
Leistungen und zur Einforderung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leis-
tun gen Dritter. 
7.2  Hat ein beauftragter Dienstleister seinen Sitz in einem Land außerhalb der 
Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums (z. B. Schweiz oder 
USA) wird die Bank bzw. der Herausgeber vor der Datenübermittlung für ein 
angemessenes Datenschutzniveau im Sinne der aktuellen gesetzlichen Anforde-
rungen sorgen, es sei denn, dass bereits eine Angemessenheitsentscheidung der 
Europäischen Kommission zugunsten des Landes vorliegt, in dem dieser Dienst-
leister seinen Sitz hat. Die Schweiz gilt datenschutzrechtlich als sicherer Staat.
7.3  Ausschließlich zum Zweck der Abwicklung des sicheren Bezahlverfahrens 
werden personenbezogene Daten des Karteninhabers im Rahmen der Registrie-
rung und Daten zum Zahlungsvorgang (insb. Kartennummer, die hinterlegte 
Mo bilfunknummer/Kennung, Sicherheitsfrage sowie ein Protokoll des authentifi-
zierten Zahlungsauftrags, der versendeten Nachrichten und die IP-Adres se und 
Geräte-/Browserdaten des aufrufenden Geräts, Daten zur Trans aktion/Be stellung 
des Karteninhabers) an den jeweiligen Dienst leister weitergegeben und von die-
sem verarbeitet, um die Kunden authenti fizierung zu überprüfen und eine 
Risikoprüfung für die Trans aktion durchzuführen. Spätestens mit Been digung des 
Kartenvertrags werden die Registrierungs daten gelöscht, sofern keine gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten entgegen stehen.
7.4  Nimmt eine Akzeptanzstelle an dem Verfahren teil, übernimmt der jeweilige 
Dienstleister die Authentifizierung des Karteninhabers und teilt der Akzep-
tanzstelle mit, ob diese erfolgreich war. Weitere Daten werden nicht an die 
Akzeptanzstelle übermittelt. War die Authentifizierung nicht erfolgreich, wird der 
Zahlungsauftrag abgelehnt (vgl. Ziffer 4.5 der Vertrags- bzw. Ziffer 3.5 der 
Einsatzbedingungen).

Stand: 10/2022
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Entgelte Kreditkarten
(Gültig ab 14. Juli 2025)

Bargeldauszahlung an eigene Kunden am Schalter am Geldautomaten

mit unserer Mastercard® ClassicCard/GoldCard (Kreditkarte) entfällt 0,00 €

Hinweise:
Die nachfolgend aufgeführten Entgelte für Bargeldauszahlungen werden 
–  nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden;  
 Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist. 
– nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt für die Kontoführung abgegolten 
 oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).

1. Bargeldauszahlung

Bargeldauszahlung an eigene Kunden  
bei anderen Kreditinstituten (KI)

am Schalter am Geldautomaten

mit Mastercard® ClassicCard/GoldCard (Kreditkarte) 

– im Inland und Ausland 

(zzgl. 2 % vom Umsatz für den Auslandseinsatz1 bei Zahlung 
in Fremdwährung und/oder in einem Land außerhalb der EU 
und der EWR-Staaten). Gegebenenfalls werden Sie durch 
den Geldautomatenbetreiber mit einem zusätzlichen Entgelt 
belastet.

2 % vom Umsatz  
mind. 5,50 EUR 

0,00 €

1 Wird nur bei Bargeldauszahlungen im EWR in EWR-Fremdwährungen berechnet: Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische 
Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, 
Ungarischer Forint. Zum Umrechnungskurs siehe Punkt 5 dieser Übersicht.

Mastercard® – Ausgabe einer Kreditkarte

• Ersatzkarte2      0,00 EUR 
• Ersatz-PIN3      0,00 EUR 
• Auslandseinsatz4 beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwährung und/oder  
   bei Zahlung in einem Land außerhalb der EWR-Staaten5 2 % vom Umsatz 

2. 1. Mastercard® ClassicCard – Ausgabe einer Kreditkarte

• Pro Jahr    29,00 EUR 
• Bei SpardaGiroWertvoll (Girokonto)    0,00 EUR 
   für Kontoinhaber, pro Jahr  

2 Wird nur berechnet, wenn der Kunde die Umstände, die zum Ersatz der Karte geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte  
verpflichtet ist. 
3 Wird nur berechnet, wenn der Kunde die Umstände, die zum Ersatz der PIN geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatz-PIN  
verpflichtet ist. 
4 Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 5 dieser Übersicht. 
5 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Ita-
lien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, 
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen. 

2. 2. Mastercard® GoldCard – Ausgabe einer Kreditkarte

• Pro Jahr    79,00 EUR 
• Bei SpardaGiroWertvoll (Girokonto)  29,00 EUR 
   für Kontoinhaber, pro Jahr  

2. Kartengestützter Zahlungsverkehr

3. Ausführungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers spätestens wie folgt eingeht: 

Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) max. ein Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in einer  
anderen EWR-Währung als Euro

max. vier Geschäftstage

Kartenzahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) unabhängig 
von der Währung

Die Kartenzahlung wird  
baldmöglichst bewirkt
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5. Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

Außerhalb von Festpreisgeschäften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen oder umgekehrt wie folgt verfahren (soweit nichts 
anderes vereinbart ist):

(1) Abrechnungskurs
 Die Bank rechnet bei Kundengeschäften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausgänge) in fremder Währung (Devisen) den Anund Verkauf von Devisen  
 zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Abrechnung von Fremdwährungsgeschäften, die die Bank im Rahmen des  
 ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis um 12:00 Uhr nicht  mehr durchführen kann, rechnet die Bank zu dem am nächsten Handelstag  
 festgesetzten Kurs ab.

(2) Ermittlung der Abrechnungskurse für Devisengeschäfte
 Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank, 
 Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum) unter Berücksichtigung der im  
 internationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung notierten (quotierten) Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf  
 den ermittelten Devisenkursen.

(3) Veröffentlichung der Devisenkurse
 Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter www.genofx.dzbank.de ab 14:00 Uhr veröffentlicht und stellen die  
 Referenzwechselkurse der jeweiligen Währung dar.

(4) Kursänderungen
 Eine Änderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des  
 Kunden wirksam.

5.1. Fremdwährungsgeschäfte ohne kartengebundene Zahlungsvorgänge

4. Geschäftstage der Bank

Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung 
von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank unterhält den für die Ausführung von Zahlungen erforderlichen 
Geschäftsbetrieb an allen Werktagen, mit Ausnahme 
–  Sonnabende 
– 24. und 31. Dezember
Für Bargeldauszahlungen und -einzahlungen an Geldautomaten der kontoführenden Bank ist jeder Tag, an dem der Geldautomat tatsächlich 
betrieben wird, ein Geschäftstag.

5.2. Fremdwährungsgeschäfte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgängen

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in einer von Euro abweichenden EWR-Währung6 rechnet die Bank den Fremd-
währungsumsatz zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um.
Dieser Wechselkurs ist abrufbar auf www.ecb.europa.eu unter „Statistics“ und „Euro foreign exchange reference rates“. 
Änderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam.

Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag und der Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.

5.2.1. Fremdwährungsgeschäfte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgängen

6 Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches 
Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und bei 
kartengebundenen Zahlungsvorgängen außerhalb des EWR (Drittstaaten) in fremder Währung rechnet grundsätzlich die jeweilige internationale 
Kartenorganisation den Betrag zu dem von ihr für die jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belastet der Bank einen 
Euro-Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Betrag zu ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag und der sich daraus 
ergebende Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt. Dieser Kurs stellt zugleich den Referenzwechselkurs dar. Änderungen der von 
den Kartenorganisationen festgesetzten Wechselkurse werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maßgeblicher Zeit-
punkt für die Abrechnung des Fremdwährungsumsatzes ist der von der Einreichung des Umsatzes durch die Kartenakzeptanzstelle bei der 
Bank abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen internationalen Kartenorganisation.

5.2.2.  Zahlungsvorgänge innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und 
           Zahlungsvorgänge außerhalb des EWR (Drittstaaten)
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Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine  
Mastercard/Visa Card (Debit- und Kreditkarte) inkl. Produktinfor-
mation und Information über im Fernabsatz und außerhalb von  
Geschäftsräumen geschlossener Verträge
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Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine
Mastercard/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte) 

inkl. Produktinformation und Information über im Fernabsatz und außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossener Verträge

Die nachstehenden vorvertraglichen Informationen zum Kartenvertrag für Ihre ClassicCard (Debit- oder Kreditkarte) gelten bis auf Wei teres und 
stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. Fragen hierzu beantwortet gerne Ihr(e) Kundenbetreuer(in).

I. Informationen zu den Zahlungsdienstleistern
Name und Anschrift der Bank (Hauptstelle) Bitte die vollständige Anschrift angeben, kein Postfach.

Telefon:

Telefax:

E-Mail:

Internet:

Sie können auch Ihre zuständige Filiale ansprechen bzw. anschreiben. Falls Sie die Telefonnummer bzw. Adresse nicht wissen, können Sie diese 
über die Hauptstelle erfragen.

Gesetzlich Vertretungsberechtigte der Bank

Vorstand:

Hauptgeschäftstätigkeit der Bank ist der Betrieb von Bankgeschäften aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.

Zuständige Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt	für	Finanzdienstleistungsaufsicht	(BaFin),	Graurheindorfer	Str.	108,	53117	Bonn,	https://www.bafin.de

Europäische Zentralbank (EZB), European Central Bank (ECB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main, https://www.ecb.europa.eu

Eintragung (der Hauptniederlassung) im Genossenschaftsregister  Handelsregister der Stadt

unter

Hinweis zum Bestehen einer Einlagensicherung
Die Bank ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen. Dieses insti-
tutsbezogene Sicherungssystem hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen 
Instituten abzuwenden oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine 
Insolvenz zu vermeiden.
https://www.bvr.de/SE

Name und Adresse des Kartenherausgebers
DZ BANK AG, Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank, Frankfurt am Main
Platz der Republik, 60325 Frankfurt
https://www.dzbank.de

Gesetzlich Vertretungsberechtigter des Kartenherausgebers ist der Vorstand.

Hauptgeschäftstätigkeit des Kartenherausgebers ist der Betrieb von Bank ge schäf ten aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Der Kartenherausgeber wird beaufsichtigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und die Europäische Zentralbank (EZB).
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn
im	Internet	unter:	https://www.bafin.de
Europäische Zentralbank (EZB), European Central Bank (ECB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main
im Internet unter: https://www.ecb.europa.eu

Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Frankfurt/Main HRB 45651

Umsatzsteueridentifikationsnummer
DE 114103491

Hinweis zum Bestehen einer Einlagensicherung
Die DZ BANK ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen. Dieses 
institutsbezogene Sicherungssystem hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen 
Instituten abzuwenden oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine 
Insolvenz zu vermeiden, im Internet unter: https://www.bvr.de/SE.

Information des Kartenherausgebers zur außergerichtlichen Streitschlichtung und zur Möglichkeit der Klageerhebung
Der Kartenherausgeber nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von 
Strei tig keiten mit dem Kartenherausgeber besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss 
eines Basiskontovertrags für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen 
(https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kunden-
be schwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in 
Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisen-
banken – BVR, Schellingstr. 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. 

Sparda-Bank Nürnberg eG
Eilgutstraße 9, 90443 Nürnberg

0911 6000 8000
0911 6000 8800
info@sparda-n.de
www.sparda-n.de

Herr Stefan Schindler, Herr Thomas Lang, Herr Jakob Hauptmann

Nürnberg
GnR 50
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Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei dem Karten-
herausgeber (Name und Anschrift siehe Ziffer I. Allgemeine Informationen zu den Zahlungsdienstleistern) einzulegen. Der Karten heraus geber wird 
Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.
Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (so-
genannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

II. Informationen zum Kartenvertrag/wesentliche Merkmale (überwiegend in den Vertragsbedingungen für Mastercard und Visa Card (Debit- oder 
Kreditkarte) geregelt, nachfolgend kurz „Vertragsbedingungen“)

Wesentliche Merkmale des Zahlungsdienstes
Die Zahlungsfunktion ist in Ziffer 2 „Verwendungsmöglichkeiten der Karte” und in Ziffer 4 „Nutzung der Karte und Abwicklung von Zahlungsauf-
trägen“ der Vertragsbedingungen beschrieben. Die Karte kann zur Zahlung bei Akzeptanzstellen eingesetzt werden, die dem auf der Karte abge-
bildeten Kartenzahlungssystem Mastercard bzw. Visa angeschlossen sind. Die mit der Karte getätigten Umsätze können je nach gewählter Zah-
lungsweise bzw. Produkt
a)  als Gesamtbetrag innerhalb eines bestimmten Zeitraums (ein Monat) abgerechnet und – je nach Zahlungsweise – zu einem bestimmten Termin

in voller Höhe oder teilweise dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Kreditkarte) oder
b) zeitnah in voller Höhe dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Debitkarte – Zahlungsweise „Direct Debit“) oder
c) zeitnah in voller Höhe mit dem Guthaben der Karte verrechnet werden (Debitkarte – Produkt „BasicCard“).

Kontaktloses Bezahlen
Sofern Ihre Karte grundsätzlich die Funktion des kontaktlosen Bezahlens gemäß Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen unterstützt, werden Sie hier-
über mit Erhalt der Karte informiert und/oder Sie erkennen dies an dem Symbol für das kontaktlose Bezahlen, das in diesem Fall auf der Karte 
abgebildet ist.

Ausprägungen der Karte
Ihre Karte kann als rein digitale Karte ausgegeben werden (sofern technisch möglich). Die Kartendaten, bestehend aus der sechzehnstelligen 
Kartennummer, der dreistelligen Kartenprüfziffer (CVC) und dem Verfalldatum, sind der von der Bank bereitgestellten Banking App zu entnehmen. 
Eine rein digitale Karte eignet sich zum Bezahlen im eCommerce oder als Token digitalisiert auf einem NFC-fähigen mobilen End gerät, zum kon-
taktlosen Bezahlen im Handel (NFC = Near Field Commu ni ca tion/Nahfeldkommunikation, vgl. Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen). Als Token be-
zeichnet man die pseudonymisierte Abbildung der Karte, als Wallet eine digitale Geldbörse (vgl. Ziffer 1.2 und 2.1 der Vertragsbedingungen). 
Bargeldabhebungen mit rein digitalen Karten sind am Geldautomaten und bargeldauszahlenden Stellen noch nicht möglich. Es besteht die 
Möglichkeit, jederzeit eine physische Karte nachzubestellen.

Zugangswege
Um Ihre Kartendaten einzusehen oder zu ändern, steht Ihnen die Banking App zur Verfügung bzw. das Online-Banking. Zudem besteht die 
Möglichkeit der persönlichen oder telefonischen Kontaktaufnahme zu Ihrer Bank.

Zustimmung zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs/Widerruf
Ziffer 4.4 der Vertragsbedingungen regelt, dass mit Verwendung der Karte oder deren Daten durch den Karteninhaber der Akzeptanzstelle die 
Zustimmung zur Ausführung des Zahlungsvorgangs (Autorisierung) gegeben wird. Ein Widerruf nach Autorisierung ist nicht möglich.

Maximale Ausführungsfrist/Zeitpunkt des Zugangs des Zahlungsauftrags
Der Zahlungsvorgang wird von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst. Der Zahlungsauftrag ist vom Zahlungsdienstleister der Akzeptanzstelle 
innerhalb der mit der Akzeptanzstelle vereinbarten Fristen (Ausführungsfrist) an den Herausgeber zu übermitteln. Nach Zugang des Zahlungs auf-
trags beim Herausgeber ist dieser Auftrag wirksam (vgl. Ziffer 4.6 der Vertragsbedingungen). Das Datum des Zugangs des Zahlungsauftrags beim 
Herausgeber entspricht dem Buchungsdatum laut Umsatzaufstellung bzw. bei der Zahlungsweise „Direct Debit“ dem Buchungsdatum der 
Belastungs buchung (vgl. Ziffer 7 der Vertragsbedingungen).

Betragsobergrenzen für die Nutzung der Karte
Ziffer 5 der Vertragsbedingungen beschreibt den Zahlungs- und Verfügungsrahmen Ihrer Karte. Letzterer wird Ihnen erstmalig bei Übersendung der 
Karte mitgeteilt und kann – mit Ausnahme von Ziffer 5.4 der Vertragsbedingungen – in Abstimmung mit der Bank angepasst werden. Bei 
Kombinationsprodukten, die zwei Kreditkarten umfassen (sog. Kartendoppel), werden die Mastercard und Visa Card auf getrennten Plastikkarten aus-
gegeben. Der mitgeteilte Zahlungsrahmen gilt für beide Karten zusammen, so dass Sie beim Zahlen die freie Wahl der Zahlungsmarke haben.

Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
Bitte beachten Sie die für Sie als Karteninhaber geltenden Regeln zum sorgfältigen Umgang mit der Karte, den Kartendaten, der PIN und anderen 
Legitimationsmedien	gemäß	Ziffern	6.1	bis	6.4	der	Vertragsbedingungen	sowie	den	Unterrichtungs-	und	Anzeigepflichten	inkl.	Haftungsregelun-
gen gemäß Ziffern 6.5 bis 6.8 der Vertragsbedingungen.

Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers im Falle vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken
Bei sicherheitsrelevanten Vorfällen informiert die Bank den Karteninhaber telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem Kontoauszug oder, 
sofern vom Karteninhaber genutzt, über das elektronische Postfach im Online-Banking. Weiter darf die Bank in diesem Fall die Karte sperren (vgl. 
Ziffer 18 der Vertragsbedingungen).

Zu entrichtende Entgelte, Zinsen, Wechselkurse
Geregelt in Ziffer 9.1 der Vertragsbedingungen. Die Höhe der Entgelte und Zinsen, z. B. Entgelte für Auszahlungen am Geldautomaten und den 
Auslandseinsatz, ergeben sich aus dem Abschnitt „Kartengestützter Zahlungsverkehr“ des Preis- und Leistungsverzeichnisses der Bank. Für 
Wechsel kurse bei Zahlungsvorgängen in Fremdwährung gilt Ziffer 8 „Wechselkurs bei Fremdwährung“ der Vertragsbedingungen.

Hinweis auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten
Sofern	mit	der	Karte	eine	Guthabenverzinsung	verbunden	ist,	sind	diese	Einkünfte	steuerpflichtig.	Bei	Fragen	wenden	Sie	sich	bitte	an	das	für	Sie	
zuständige	Finanzamt	bzw.	an	Ihren	Steuerberater.	Dies	gilt	insbesondere,	wenn	Sie	im	Ausland	steuerpflichtig	sind.	Darüber	hinaus	ist	es	möglich,	
dass eine Akzeptanzstelle für die Nutzung Ihrer Karte einen pauschalen oder prozentualen Aufschlag verlangt (vgl. Ziffer 9.3 der Vertrags be-
dingungen).

Kommunikation
Die Kommunikation erfolgt in deutscher Sprache. Sie können mit der Bank über die unter Ziffer I genannten Kontaktdaten persönlich, mündlich oder 
schriftlich (inkl. Textform) kommunizieren. Die Bank wird mit Ihnen über den vereinbarten Kommunikationsweg kommunizieren, in der Regel schrift-
lich (per Post) oder – sofern Sie das Postfach im Online-Banking nutzen – über das Postfach und in Ausnahmefällen bei verdächtigen Transaktionen 
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auch per Telefon. Die vorvertraglichen Informationen (kurz „VVI“) erhalten Sie vor Vertragsabschluss und bei künftigen Änderungen in Papierform 
oder elektronisch. Sie können die VVI und den Kartenvertrag auch in Papierform kostenfrei anfordern.

Schutz- und Abhilfemaßnahmen
Allgemeine Schutz- und Abhilfemaßnahmen sind in Ziffer 6 der Vertragsbedingungen geregelt. Die Sperrnotrufnummer lautet: +49 (0)721 1209-
66001. Spezielle Informationen zu Schutz- und Abhilfemaßnahmen bei Internetzahlungen erhalten Sie mit einem gesonderten Merkblatt 
„Informationen über Internetzahlungen“. Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers durch die Bank im Falle vermuteter oder tat-
sächlicher Betrugs- oder Sicherheitsrisiken: Wir werden Sie bei sicherheitsrelevanten Vorfällen telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem 
Kontoauszug oder, sofern Sie dieses nutzen, über das elektronische Postfach in Ihrem Online-Banking bzw. der von Ihrer Bank bereitgestellten 
Banking-App informieren.
Die Berechtigung zur Kartensperre durch die Bank ist in Ziffer 18 der Vertragsbedingungen geregelt.

Der Karteninhaber muss nicht autorisierte, fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) der 
Bank anzeigen (vgl. Ziffer 6.6 der Vertragsbedingungen).

Haftung und Erstattungsansprüche
Diese sind in Ziffer 11 der Vertragsbedingungen geregelt. Auf eine gesetzlich zulässige verschuldensunabhängige Mindesthaftung des Kartenin-
habers i. H. v. 50 Euro bei missbräuchlicher Nutzung der Karte wird verzichtet. Der Karteninhaber haftet für missbräuchliche Zahlungsvorgänge 
nicht,	sofern	er	nicht	seine	Sorgfalts-	und	Mitwirkungspflichten	vorsätzlich	oder	grob	fahrlässig	verletzt	bzw.	in	betrügerischer	Absicht	gehandelt	
hat.

Laufzeit, Änderung der Bedingungen und Kündigung
Vertragslaufzeit und Kündigung sind in Ziffer 16 der Vertragsbedingungen geregelt. Der Vertrag kann vom Karteninhaber zum Monatsende und 
von der Bank mit einer Zweimonatsfrist zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden.

Anwendbares Recht/zuständiges Gericht
Gemäß Ziffer 23 „Sonstiges“ ist deutsches Recht anwendbar. Weiter gilt der allgemeine Gerichtsstand nach § 12 ZPO, im Regelfall der Wohn- oder 
Geschäftssitz des Beklagten.

Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung und zur Möglichkeit der Klageerhebung
Die Teilnahme der Bank an einem Schlichtungsverfahren ist im Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank geregelt:
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der 
Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nichtkunden 
die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). 
Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossenschaft-
lichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die 
Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstr. 4, 10785 Berlin, E-Mail: 
kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
dienste aufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. 
Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungs aufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank (Name und 
Anschrift siehe Ziffer I. Allgemeine Informationen zu den Zahlungsdienstleistern) einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mittels 
Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (so-
genannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Information zu den Zusatzleistungen und -funktionen der Karte
Neben der unter Ziffer 2 der Vertragsbedingungen beschriebenen Zahlungsfunktion als Hauptleistung der Karte sind nachfolgende Zusatzleistun-
gen und -funktionen gemäß Ziffer 14 mit der Karte verbunden (Nebenleistung):

Produktspezifische Zusatzleistungen: 
Keine produktspezifischen Zusatzleistungen

III.  Informationen über die Besonderheiten bei Fernabsatz- und bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanz dienst-
leistungen

Für den Fall, dass der Kartenvertrag
–  im Fernabsatz, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben für die Vertragsverhandlungen und den Vertragsschluss im Rahmen eines

für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems ausschließlich Fernkommunikationsmittel verwendet, oder
–  außerhalb von Geschäftsräumen, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben den Kartenvertrag bei gleichzeitiger körperlicher An-

wesen heit außerhalb von Geschäftsräumen der Bank geschlossen bzw. der Kunde hat sein Angebot bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit 
außerhalb von Geschäftsräumen abgegeben oder der Kartenvertrag wurde in den Geschäftsräumen der Bank geschlossen, der Kunde wurde
jedoch unmittelbar zuvor außerhalb der Geschäftsräume bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Kunden und der Bank persönlich und 
individuell angesprochen,

geschlossen wird, gilt ergänzend Folgendes:

Information zum Zustandekommen des Vertrags bei Fernabsatz- und bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanz-
dienstleistungen
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den ausgefüllten und unterschriebenen 
Kartenantrag an seine Bank per Post übermittelt und dieser ihr zugeht. Im elektronischen Geschäftsverkehr gibt der Kunde gegenüber der Bank ein 
bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den Schritt für Schritt online ausgefüllten und elektronisch (z. B. durch Eingabe 
einer TAN) autorisierten Kartenantrag online an die Bank übermittelt und dieser ihr zugeht. Die Annahme des Kartenantrags wird durch die 
Übergabe oder die Übermittlung der beantragten Karte an den Karteninhaber (Ausgabe einer Debitkarte bzw. Ausgabe einer Kreditkarte) erklärt. 
Mit deren Eingang bei dem Kunden kommt der Karten vertrag zustande (Vertragsschluss).
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Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen 
Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertrags bestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten 
Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Abschnitt 2
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

Allgemeine Informationen:

1.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der
Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und
die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall 
des	Widerrufs	für	die	erbrachte	Leistung	zu	zahlen	hat,	sofern	er	zur	Zahlung	von	Wertersatz	verpflichtet
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

2.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Zahlungsdienstleister der Aufnahme von
Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

3. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

4. 	den	Hinweis,	dass	sich	die	Finanzdienstleistung	auf	Finanzinstrumente	bezieht,	die	wegen	ihrer	spezifi-
schen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren
Preis	Schwankungen	auf	dem	Finanzmarkt	unterliegt,	auf	die	der	Zahlungsdienstleister	keinen	Einfluss
hat, und dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

5.  eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die
Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

6. 	alle	spezifischen	zusätzlichen	Kosten,	die	der	Verbraucher	für	die	Benutzung	des	Fernkommunikations-
mittels zu tragen hat, wenn solche zusätzlichen Kosten durch den Zahlungsdienstleister in Rechnung
gestellt werden;

7.  das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß
der Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über
Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom
30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der
Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:

8. zum Zahlungsdienstleister

a)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften
einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang
sind;

b)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seines Agenten oder seiner Zweigniederlassung in dem
Mitgliedstaat, in dem der Zahlungsdienst angeboten wird;

Name/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten

Telefax E-Mail

Internet

Sparda-Bank Nürnberg eG

Eilgutstraße 9, 90443 Nürnberg

0911 6000 8800 info@sparda-n.de

www.sparda-n.de
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c)  die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung;

9. zur Nutzung des Zahlungsdienstes

a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes;

b)  Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines
Zahlungsauftrags erforderlich sind;

c)  die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines
Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

d)  den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

e) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste;

f)  einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie
beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen

a)  alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich der-
jenigen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist;

b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte;

c)  die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und
-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder
-wechselkurses;

d)  das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichtigung 
des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675 g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. zur Kommunikation

a) 	die	 Kommunikationsmittel,	 deren	 Nutzung	 für	 die	 Informationsübermittlung	 und	 Anzeigepflichten
vereinbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers;

b)  Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsver-
hältnisses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu
erteilenden Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind;

c)  die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in denen 
die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll;

d)  einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung
der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen Informa-
tionen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften
Datenträger zu verlangen;

12. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen

a)  eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine
Pflicht	 gegenüber	 dem	 Zahlungsdienstleister	 oder	 einer	 von	 diesem	 benannten	 Stelle	 erfüllt,	 den
Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung
eines Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrun-
deliegende Vorschrift: § 675 l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

b)  eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken;

c)  die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungs-
instrument des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs);
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d)  Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

e)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

f)  Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht au-
torisierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

g)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder ver-
späteter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen
Verpflichtung,	auf	Verlangen	Nachforschungen	über	den	nicht	oder	fehlerhaft	ausgeführten	Zahlungs-
vorgang anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

h)  die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den
Zahlungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

13. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags

a)  die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingungen
als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem Zeit-
punkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675 g des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags;

c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen;

d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen:

aa)  die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen,
die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs),

bb)  die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

cc)  das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungs-
dienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers zur
Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte,
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675 g Absatz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs);

14.  die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das
zuständige Gericht;

15.  einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher
Verstöße	 des	 Zahlungsdienstleisters	 gegen	 dessen	 Verpflichtungen	 (zugrundeliegende	 Vorschriften:
§§ 60 bis 62 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergericht-
liche Rechtsbehelfsverfahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes).

Abschnitt 3
Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren.

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz	für	die	bis	zum	Widerruf	erbrachte	Dienstleistung	verpflichtet,	wenn	Sie	vor	
Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, 
dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine 
Verpflichtung	zur	Zahlung	von	Wertersatz,	kann	dies	dazu	führen,	dass	Sie	die	vertraglichen	Zahlungs	ver	pflichtun-
gen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr Wider rufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der 
Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. 
Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.
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 Besondere Hinweise

Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem Vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr 
gebunden, wenn der zusammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, die von uns oder einem Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Wichtige Information zum Austausch Ihrer Kreditkarte 
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 

als Nutzer unserer Kreditkarte Sparda Mastercard® Platinum profitieren Sie von vielen Vorteilen, zum Beispiel der 
Möglichkeit, weltweit und online sicher zu bezahlen. An dieser Stelle möchten wir uns noch einmal ganz herzlich für Ihr 
Vertrauen in unser Angebot bedanken – und Sie auf eine wichtige Änderung aufmerksam machen: 

Im Juli 2025 wechselt die Sparda-Bank Nürnberg ihren IT-Dienstleister. Im Zuge dessen verändern wir unser 
Kreditkartenangebot und bieten Ihnen statt der Sparda Mastercard® Platinum die Mastercard® GoldCard an. 

Was bedeutet das für Sie? 
 

• Ab dem 23. Juli 2025 erhalten Sie automatisch per Post Ihre neue Kreditkarte in einem neuen Design. 
 

• Ihre neue PIN erhalten Sie einige Tage nach Ihrer Kreditkarte ebenfalls per Post. Sobald Sie Ihre neue PIN erhalten 
haben, bitten wir Sie, Ihre neue Karte sofort einzusetzen. 

• Für sichere Zahlungen im Internet können Sie auch Ihre neue Kreditkarte für den Mastercard® Identity Check™ 
registrieren. Hierzu erhalten Sie einige Tage nach dem Versand Ihrer neuen Kreditkarte per Post einen 
Aktivierungscode. 

• Bis zur erstmaligen Nutzung Ihrer neuen Kreditkarte können Sie mit Ihrer alten Kreditkarte noch bis zum 
23. September 2025 zu jedem Zeitpunkt auf Ihren Verfügungsrahmen zugreifen. Geldabhebungen und Zahlungen 
im stationären Handel funktionieren bis dahin wie gewohnt. 

Auch als Nutzer der Mastercard® GoldCard profitieren Sie von einem leistungsstarken Versicherungspaket: Die 
Versicherungsleistungen sind umfassend und enthalten unter anderem eine Auslandsreise-, eine Verkehrsmittel- 
Unfall-, eine Reise-Service-, eine Auslands-Schutzbrief-, eine Reiserücktrittskosten- und Reiseabbruchversicherung. 
Weitere Informationen finden Sie in der diesem Schreiben beigelegten Broschüre. 

Durch den Austausch der Kreditkarte entstehen Ihnen selbstverständlich keinerlei Kosten. Der Jahrespreis für Ihre 
neue Mastercard® GoldCard beträgt 79,00 Euro. Nutzen Sie das Kontomodell SpardaGiroWertvoll, beträgt der 
Jahrespreis 29,00 Euro. Der Jahrespreis wird wie zuvor automatisch abgebucht. Die bereits bezahlte Jahresgebühr für 
Ihre Mastercard® Platinum erhalten Sie im Juli 2025 anteilig erstattet, sofern Sie dem beschriebenen Kartentausch in 
eine neue Mastercard® GoldCard nicht widersprechen. Wie sich dieser Betrag zusammensetzt, entnehmen Sie bitte 
dem beigefügten Infoblatt. Ihr Verfügungsrahmen bleibt gleich. Für Ihre neue Kreditkarte ist der Abrechnungstag 
jeweils der 25. des Monats. 
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Vorstand: 
Stefan Schindler 

Aufsichtsratsvorsitzender: 
Franz Rackl 

Registergericht: 
Amtsgericht Nürnberg 

Bankverbindung: 
DZ Bank AG, Nürnberg 

Fax: 
0911 6000 8800 

Thomas Lang  GnR 50, Sitz: Nürnberg IBAN: DE36760600000000009908 Internet: 
Jakob Hauptmann  BLZ: 760 905 00 BIC: GENODEFF760 www.sparda-n.de 
  BIC: GENODEF1S06  E-Mail: 
  Steuernr.: 241/106/70075  info@sparda-n.de 

http://www.sparda-n.de/
mailto:info@sparda-n.de
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Falls Sie keine neue Mastercard® GoldCard erhalten möchten, informieren Sie uns bitte bis zum 30. Juni 2025 
darüber (per Brief, per E-Mail oder in Ihrer Filiale). 

 
Um den Kartentausch einzuleiten, kündigen wir hiermit Ihre bisherige Sparda Mastercard®-Vereinbarung gemäß 
Nummer 19 Absatz 1 AGB i. V. m. Nr. 14.1 der Sonderbedingungen für Sparda-Kreditkarten inklusive aller mit der 
Karte verbundenen Zusatz- und Versicherungsleistungen zum Ablauf des 23. September 2025. Die ab 14. Juli 2025 
geltenden Vertragsbedingungen, Sonderbedingungen, die Versicherungsbestätigung für Ihre GoldCard und 
Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine Mastercard®/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte), Entgelte 
Kreditkarten sowie die aktuell gültigen Allgemeinen Geschäftsbedingungen (Stand September 2021) haben wir in der 
Broschüre „Mastercard® GoldCard – dazugehörige Dokumente –“ diesem Schreiben hinzugefügt. Mit dem 
erstmaligen Einsatz Ihrer neuen Kreditkarte stimmen Sie dem neuen Kreditkartenvertrag sowie den 
beigefügten Vertragsbedingungen zu. 

Gut zu wissen: 
 

• Ab dem Zeitpunkt, an dem Sie Ihre neue Kreditkarte das erste Mal einsetzen (egal ob für das Bezahlen im Internet, vor 
Ort oder für Bargeldabhebungen), wird Ihre bisherige Kreditkarte deaktiviert. In diesem Fall können Sie Ihre 
bisherige Kreditkarte also bereits vor dem 23. September 2025 nicht mehr nutzen. 

• Haben Sie Ihre bisherige Kreditkarte für regelmäßige Zahlungen hinterlegt, zum Beispiel für Abonnements oder 
Reisebuchungen? Dann aktualisieren Sie bitte Ihre Zahlungsdaten, etwa die Kartennummer und das Gültigkeitsdatum. 

• Extra-Service: Ihre neue Kreditkarte können Sie künftig auch nutzen, um digital mit dem Smartphone zu 
bezahlen. Hinterlegen Sie dafür Ihre neue Kreditkartennummer in der Apple Wallet oder laden Sie sich die App 
„Digitales Bezahlen“ auf Ihr Android-Smartphone herunter. Schnelles und sicheres mobiles Bezahlen ist so ganz 
einfach möglich. 

• Falls Sie Ihre Kontoauszüge für die Kreditkarte bislang in Papierform erhalten (Kontoauszugsdrucker oder 
Postversand), senden wir Ihnen diese zukünftig einmal im Monat kostenlos per Post zu. Nutzen Sie bereits die digitale 
Postbox zum Erhalt der Kontoauszüge, ändert sich für Sie nichts. 

Wir versorgen Sie rechtzeitig mit weiteren Informationen zu Ihrer neuen Mastercard® GoldCard und freuen uns darauf, 
Ihnen auch weiterhin mit zeitgemäßen innovativen Produkten und Services rund um Ihr Banking zur Seite zu stehen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre Sparda-Bank Nürnberg eG 

  
Stefan Schindler Jakob Hauptmann 
Vorstandsvorsitzender Vorstandsmitglied 

 
 
 
 
 
 

Bei der neuen Mastercard® GoldCard 
finden Sie Kreditkartennummer und 
Ablaufdatum („VALID THRU“) auf der 
Rückseite Ihrer Karte. 

Abbildung ähnlich 



Im Zuge des Wechsels unseres IT-Dienstleisters verändern wir unser Kreditkartenangebot und bieten Ihnen statt der 
Mastercard® Platinum die Mastercard® GoldCard an.

Mit dem Tausch ändert sich das Leistungsangebot Ihrer Kreditkarte, insbesondere in Bezug auf die mit der Karte 
verbundenen Versicherungsleistungen.

Da die Jahresgebühr – bisher und auch zukünftig – im Voraus belastet wird, ergibt sich für die bisherige Mastercard® 
Platinum aus dem Kartenwechsel ein Anspruch auf Rückerstattung, welcher sich an der Nutzungsdauer der 
Mastercard® Platinum orientiert.

Belastungsmonat Aug 24 Sep 24 Okt 24 Nov 24 Dez 24 Jan 25 Feb 25 Mrz 25 Apr 25 Mai 25 Jun 25 Juli 25

Jahres- 
gebühr 
Mastercard®  
Platinum

Andere 
Kontomodelle

150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 € 150 €

SpardaGiro- 
Wertvoll

100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 € 100 €

Zeitraum ohne Leistung 
Mastercard® Platinum 
(Monate)

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Jahres- 
gebühr 
Mastercard® 
GoldCard

Andere 
Kontomodelle

79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 € 79 €

SpardaGiro- 
Wertvoll

29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 € 29 €

monatliche Rückvergütung 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 € 5,92 €

Anteilige Rückvergütung 0,00 € 5,92 € 11,84 € 17,76 € 23,68 € 29,60 € 35,52 € 41,44 € 47,36 € 53,28 € 59,20 € 65,12 €

Anteilige Rückvergütung im Überblick

•  Nehmen Sie Ihre Mastercard® Platinum zur Hand.

•  Unter „Valid Dates“ finden Sie den Monat, in dem  
der Jahresbeitrag zum letzten Mal belastet wird 
(Belastungsmonat).

•  Durch die monatliche Preisdifferenz zwischen der 
Mastercard® Platinum (12,50 Euro/Monat) und der 
Mastercard® GoldCard (6,58 Euro/Monat) ergibt sich  
eine Rückvergütung in Höhe von 5,92 Euro je Monat.

Rechenbeispiel

Wenn Sie bisher Ihre Jahresgebühr beispielsweise im Monat März bezahlt haben, ergibt sich eine 
Nutzungsdauer von 5 Monaten (März bis Juli). Somit wird für 7 Monate keine Leistung mehr erbracht. 
Gemäß den Berechnungen der nachfolgenden Tabelle erhalten Sie daher insgesamt 41,44 Euro  
(7 Monate x  5,92 Euro) als Rückvergütung gutgeschrieben (siehe Spalte „Mrz 25“). 

Aus Mastercard® Platinum wird Mastercard® GoldCard – 
so berechnet sich Ihre Rückerstattung

Ihre Rückerstattung – einfach erklärt!
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gültig ab 14. Juli 2025

Mastercard® GoldCard
- dazugehörige Dokumente -

Allgemeine Geschäftsbedingungen,  Vertrags- und 
Sonderbedingungen, Versicherungsbestätigung,  

Entgelte Kreditkarten sowie Vorvertragliche  
Informationen der Sparda-Bank Nürnberg eG
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Fassung: September 2021

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenban-
ken e. V. angeschlossen.

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde 
und Bank

1 Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts-
bedingungen und der Sonderbedingungen für einzel-
ne Geschäftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Ge-
schäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen Ge-
schäftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Daneben gelten 
für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für das Wertpapierge-
schäft, den Zahlungsverkehr und für den Sparverkehr) Sonderbedingun-
gen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoeröffnung oder 
bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhält der 
Kunde auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäftsstellen, 
sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschäftsbedingun-
gen) auch die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.

(2) Änderungen

a) Änderungsangebot
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), kön-
nen die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.
b) Annahme durch den Kunden
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend ge-
regelten Zustimmungsfiktion.
c)	 Annahme	durch	den	Kunden	im	Wege	der	Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs-
angebots (Zustimmungsfiktion), wenn
aa) das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Übereinstimmung 
der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechtslage wie-
derherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen 
oder der Sonderbedingungen
 • aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar gel-

tender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder

 • durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet wer-
den darf oder

 • aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank zuständi-
gen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bank in 
Einklang zu bringen ist und

bb) der Kunde das Änderungsangebot der Bank nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat.
Die Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen seines 
Schweigens hinweisen.
d)	 Ausschluss	der	Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
 • bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 der Ge-

schäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den Son-
derbedingungen oder

 • bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und die 
Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

 • bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-
gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder

 • bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkom-
men, oder

 • bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank verschieben würden.

In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den Ände-
rungen auf andere Weise einholen.
e)	 Kündigungsrecht	des	Kunden	bei	der	Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde 
den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kos-
tenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Bank den Kunden 
in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.

2 Bankgeheimnis und Bankauskunft

(1) Bankgeheimnis

Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen 
und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankge-
heimnis). Informationen über den Kunden darf die Bank nur weitergeben, 
wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde einge-
willigt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

(2) Bankauskunft

Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Be-
merkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kre-
ditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige Angaben über Kon-
tostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank anvertraute 
Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruch-
nahmen werden nicht gemacht.

(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft

Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister ein-
getragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage 
auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Aus-
künfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt. 
Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über Privatkunden 
und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder 
im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur 
erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünsch-
ten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunftserteilung 
entgegenstehen.

(4) Empfänger von Bankauskünften

Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kre-
ditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1) Haftungsgrundsätze

Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschul-
den ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für einzelne Ge-
schäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes 
regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaf-
tes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung der in Nummer 11 dieser Ge-
schäftsbedingungen aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der Entste-
hung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden 
zu tragen haben.
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(2) Weitergeleitete Aufträge

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausge-
führt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung be-
traut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Na-
men an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft 
zum Beispiel die Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinsti-
tuten oder die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Aus-
land. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorg-
fältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Störung des Betriebs

Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, 
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertre-
tende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, 
Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der 
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank 
nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung gilt nicht für eine vom 
Kunden zur Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in 
einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 
BGB hat.

5 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank 
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche 
Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Aus-
fertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung 
(Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vor-
gelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvoll-
strecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und 
insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn 
der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfech-
tung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsberechtigt 
ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

6 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-
männischen und öffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts

Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt 
deutsches Recht.

(2) Gerichtsstand für Inlandskunden

Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung dem 
Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen 
Kunden an dem für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht oder 
bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen; dasselbe gilt für eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche 
Sondervermögen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem 
für die kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.

(3) Gerichtsstand für Auslandskunden

Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland eine 
vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für ausländische In-
stitutionen, die mit inländischen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-rechtlichen Sonderver-
mögen vergleichbar sind.

Kontoführung

7 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten 
(Konten in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse

Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas ande-
res vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rech-
nungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstandenen bei-
derseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) 
verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung 

ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschäftsbedingungen oder nach der mit 
dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen

Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wo-
chen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen in 
Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-
Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. 
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses 
besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berich-
tigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, 
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift 
nicht erteilt wurde.

8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1) Vor Rechnungsabschluss

Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen 
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungs-
abschluss durch eine Belastungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr 
ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stornobuchung). 
Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht ein-
wenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss

Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungs-
abschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kun-
den zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berich-
tigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung 
Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung

Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden 
unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich 
der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte 
Buchung durchgeführt wurde.

9 Einzugsaufträge

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung

Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon 
vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlö-
sung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar sind. 
Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem Zah-
lungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel 
Zinsscheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht 
diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbe-
halt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papie-
re bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften 
nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem Einzugsauftrag 
nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht 
unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss er-
teilt wurde.

(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag1 – bei Lastschriften im  
SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spätestens am dritten Bank-
arbeitstag1 – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks 
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind 
auch schon dann eingelöst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmel-
dung absendet. Schecks, die über die Abrechnungsstelle der Bundesbank 
vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bun-
desbank festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10 Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremd-
währungskonten

(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten

Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kun-
den und Verfügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzu-
wickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremdwährungskonten (zum 
Beispiel durch Überweisungen zulasten des Fremdwährungsguthabens) 
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werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Währung ab-
gewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen 
Hauses ausführt.

(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden

Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel ein Devi-
sentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags in 
fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremdwährungsverbindlichkeit 
durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung erfüllen, 
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank

Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer 
Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so lan-
ge ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf die das Fremdwährungs-
guthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter 
Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur ein-
geschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnah-
men oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfüllung 
an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer ande-
ren Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld 
verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung 
zulasten eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, 
wenn sie die Bank vollständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht 
des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige Forderungen in derselben 
Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Rege-
lungen unberührt.

(4) Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften er-
gibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungsdiens-
ten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten	des	Kunden

11	 Mitwirkungspflichten	des	Kunden

(1) Mitteilungen von Änderungen

Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner 
Anschrift sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber der 
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
züglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die 
Vertretungsmacht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das  
Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in 
dieses Register eingetragen wird. Darüber hinaus können sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwä-
schegesetz, ergeben.

(2) Klarheit von Aufträgen

Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Ver-
zögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen auf 
die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere der 
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2 und BIC3, sowie der Währung 
zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Auf-
trägen müssen als solche gekennzeichnet sein.

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auf-
trags

Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nö-
tig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteil-
ten Aufträgen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.

(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank

Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Er-
trägnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausfüh-
rung von Aufträgen sowie Informationen über erwartete Zahlungen und 
Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich 
zu überprüfen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen

Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht 
zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, 

deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Kontoaus-
züge nach der Ausführung von Aufträgen des Kunden oder über Zahlun-
gen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12 Zinsen, Entgelte und Auslagen

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundengeschäft übli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem „Preisaushang – Regel-
sätze im standardisierten Privatkundengeschäft” und ergänzend aus dem 
„Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort aufgeführ-
ten Kredit oder eine dort aufgeführte Hauptleistung in Anspruch nimmt 
und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die 
zu diesem Zeitpunkt im „Preisaushang” oder „Preis- und Leistungsver-
zeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinbarung, die auf 
eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbrau-
cher nur ausdrücklich treffen, auch wenn sie im „Preisaushang“ oder im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. Für die Vergütung der 
darin nicht aufgeführten Hauptleistungen, die im Auftrag des Kunden 
oder in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden und die, nach 
den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, 
gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzli-
chen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkundengeschäfts

Außerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, sofern keine 
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen 
dem nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach bil-
ligem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfähige Leistung

Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder auf-
grund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im 
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es 
sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.

(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung

Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz 
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. 
Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer 
Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon 
betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Be-
kanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der 
Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditverein-
barung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine ange-
messene Frist einräumen.

(5) Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rah-
men der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch ge-
nommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotführung), werden dem 
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank 
im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunika-
tionsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), können die Än-
derungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank 
angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese 
annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf 
eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers 
gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich tref-
fen.

(6) Auslagen

Die Aufwendungsersatzansprüche der Bank richten sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und 
Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit 
Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Ent-
gelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und 
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Sonderbedingungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten.

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank gegen 
den Kunden

13 Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten

Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch 
dann, wenn die Ansprüche bedingt sind (zum Beispiel Aufwendungser-
satzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für den Kunden 
übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haf-
tung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen 
(zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein Anspruch auf Bestel-
lung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haf-
tungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(2) Veränderungen des Risikos

Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zu-
nächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
stärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine 
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Umstände 
eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der 
Ansprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der 
Fall sein, wenn
 • sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert 

haben oder sich zu verändern drohen oder
 • sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben 

oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich 
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen be-
nannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensverträgen 
besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstärkung von Sicherhei-
ten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Über-
steigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf 
Bestellung oder Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 
2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab 
dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarlehens-
vertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine abschließende 
Angabe über Sicherheiten enthalten ist.

(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine 
angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur 
fristlosen Kündigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschäftsbedin-
gungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nach-
kommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

(1) Einigung über das Pfandrecht

Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfand-
recht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländi-
sche Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt 
hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an 
den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (zum Bei-
spiel Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Ansprüche

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und be-
dingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- und ausländi-
schen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung 
gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegenüber der Bank eine 
Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernom-
men (zum Beispiel als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haf-
tungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungs-
gewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet 
werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlösung eines 

Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte. 
Dasselbe gilt für die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte, 
für Ansprüche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie für die Wertpapiere, die die Bank im Ausland für den Kun-
den verwahrt.

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine

Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht 
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und 
Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und dis-
kontierten Wechseln

(1) Sicherungsübereignung

Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wech-
seln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten 
Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs uneinge-
schränktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem Konto zu-
rück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung

Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die 
zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsüber-
gang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht 
werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmännische Handelspapiere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere

Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr 
Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, er-
strecken sich die Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung 
nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Ansprüche der Bank

Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung 
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die 
infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Einzugspapiere oder diskon-
tierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die Bank 
eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den Papieren und der 
auf sie übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeit-
punkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kun-
den zustehen und sie ihn über den Gegenwert der Papiere vor deren end-
gültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Frei-
gabeverpflichtung

(1) Deckungsgrenze

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Si-
cherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Si-
cherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht 
nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden 
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Höhe des die De-
ckungsgrenze übersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl freizu-
gebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und 
eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden 
Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die 
Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht 
unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf von Wertpapie-
ren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen

Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der 
realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine an-
dere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese 
maßgeblich.
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17 Verwertung von Sicherheiten

(1) Wahlrecht der Bank

Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. 
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Si-
cherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten 
Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen.

(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die 
Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den 
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung

18 Kündigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die weder eine 
Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, je-
derzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

(2) Kündigung aus wichtigem Grund

Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann 
ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es 
dem Kunden, auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der 
Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.

(3) Gesetzliche Kündigungsrechte

Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19 Kündigungsrechte der Bank

(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist

Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende 
Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer an-
gemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum Beispiel den Scheckvertrag, 
der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung 
der Kündigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kun-
den Rücksicht nehmen. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmen-
vertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines De-
pots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.

(2) Kündigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abwei-
chende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird bei der Aus-
übung dieses Kündigungsrechts auf die berechtigten Belange des Kun-
den Rücksicht nehmen.

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung 
eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur nach 
Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist

Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder ein-
zelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Berücksichtigung der 
berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lässt. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor,
 • wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnis-

se gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank über eine Kreditge-
währung oder über andere mit Risiken für die Bank verbundenen Ge-
schäfte (zum Beispiel Aushändigung einer Zahlungskarte) von 
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeitsprüfung relevante 

Informationen wissentlich vorenthalten oder diese gefälscht hat und 
dies zu einem Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder

 • wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse 
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Rückzahlung des Darlehens oder die 
Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der Bank – auch 
unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist 
oder

 • wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschäftsbedingun-
gen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der 
von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, 
ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimm-
ten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, es 
sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls (§ 323 Abs. 2 
und 3 BGB) entbehrlich.

(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung 
wegen Verzugs mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrags 
vorsieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(5)  Kündigung von Basiskontoverträgen

Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertraglichen 
Vereinbarungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Bestimmungen 
kündigen.

(6) Abwicklung nach einer Kündigung

Im Fall einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden 
für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine 
angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung er-
forderlich ist (zum Beispiel bei der Kündigung des Scheckvertrags die 
Rückgabe der Scheckvordrucke).

Sicherungssystem
20 BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungsein-

richtung des BVR

(1) Instituts- und Einlagenschutz

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrich-
tung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisen-
banken e. V. angeschlossen. Als institutsbezogene Sicherungssysteme ha-
ben sie die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche 
Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Instituten abzuwenden 
oder zu beheben. Alle Institute, die diesen Sicherungssystemen ange-
schlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu ver-
meiden. Über den Institutsschutz sind auch die Einlagen der Kunden  
– darunter fallen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinla-
gen, Sichteinlagen und Schuldverschreibungen – geschützt.

(2) Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH

Das von der BVR Institutssicherung GmbH betriebene institutsbezogene 
Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem amtlich anerkannt. 
Sollte entgegen Absatz 1 ein Insolvenzfall eintreten, sind Einlagen im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 bis 5 des Einlagensicherungsgesetzes bis zu den Ober-
grenzen gemäß § 8 des Einlagensicherungsgesetzes von der BVR Insti-
tutssicherung GmbH zu erstatten.

(3) Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung

Die Sicherungseinrichtung schützt im Fall einer Insolvenz über den ge-
setzlichen Schutz nach Absatz 2 hinaus alle Einlagen nach Maßgabe des 
§ 1 Abs. 4 des Statuts der Sicherungseinrichtung.

(4) Informationsbefugnisse

Die Bank ist befugt, der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von 
ihr Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Bank ist befugt, 
der BVR Institutssicherung GmbH oder einem von ihr Beauftragten alle in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen.
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Information zur außergerichtlichen Streit-
schlichtung und zur Möglichkeit der Klage-
erhebung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossen-
schaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von Streitigkeiten mit 
der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ab-
lehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nicht-
kunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche 
Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwer-
destelle). Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtli-
che Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen ge-
nossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung 
gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder  
E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deut-
schen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstraße 4, 
10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwen-
dungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine 
Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ein-
zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei 
der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mit-
tels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europäische Kommission stellt unter
https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtli-
chen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/
BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Ende der Allgemeinen Geschäftsbedingungen

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Vertragsbedingungen für Mastercard und Visa Card
(Debit- oder Kreditkarte)

Stand: 08/2024

1 Vertragspartner und Vertragsabwicklung
1.1  Die auf dem Kartenantrag genannte Bank des Karteninhabers (nachstehend 
kurz „Bank“ genannt), die die Vertragsabwicklung und Kundenbetreuung über­
nimmt, schaltet aus lizenzrechtlichen Gründen im Mastercard und Visa Karten­
geschäft die DZ BANK AG Deutsche Zentral­Genossenschaftsbank, Frankfurt am 
Main, Platz der Republik, 60325 Frankfurt am Main, ein. Die Mastercard oder Visa 
Card ist eine Debit­ oder Kreditkarte; bei Kombinationsprodukten, die zwei Kre­
dit karten umfassen (sog. Kartendoppel), handelt es sich immer um eine Mastercard 
Kre dit karte und eine Visa Kreditkarte. Die DZ BANK als Heraus geber der 
Mastercard und/oder Visa Card und Vertragspartner des Karten inhabers (Haupt­/
Zusatzkarten inhaber) hinsichtlich der Nutzung der Karte oder deren Daten als 
Zahlungsinstrument wird von der Bank vertreten. Der Kartenin haber ist verpflich­
tet, sämtliche Erklärungen und Mitteilungen grundsätzlich an die Bank zu richten. 
Dies gilt auch für etwaige Auseinandersetzungen über den Auf wen dungs ersatz­
anspruch gemäß Ziffer 7.
1.2  Die Mastercard oder Visa Card ist an das im Kartenantrag ge nannte bzw. an 
das aktuell hinterlegte Zahlungskonto (nachfolgend „Ab rech nungs   konto“) gekop­
pelt und stellt selbst kein Zahlungskonto dar. Nutzt der Karten  inhaber für dieses 
Abrechnungskonto das Online­Banking und die Banking App der Bank, kann/kön­
nen diese Karte(n) als physische Karte und – sofern von der Bank über die 
Banking App angeboten und technisch unterstützt – als digitale Karte (Kartenda­
ten, bestehend aus sechzehnstelliger Kartennummer, dreistelliger Kartenprüfziffer 
(CVC) und dem Verfalldatum) zum Bezahlen im eCommerce oder als Token digitali­
siert auf einem NFC­fähigen mobilen End gerät zum kontaktlosen Bezahlen aus­
gegeben werden (NFC = Near Field Commu ni ca tion/Nahfeldkommunikation, vgl. 
Ziffer 4.1). Als Token bezeichnet man die pseudonymisierte Abbildung der Karte, als 
Wallet eine digitale Geldbörse. Die physische(n) bzw. digitale(n) Karte(n) wird/wer­
den nachfolgend kurz „Karte“ genannt, womit auch mehrere Karten gemeint sein 
können.
1.3  Neben dem Vertrag über die Nutzung der Karte als Zahlungsinstrument mit 
dem Herausgeber (nachfolgend „Kartenvertrag“ genannt) kommt bei Karten mit 
Kredit­ und/oder Guthaben­Funktion ein zusätzlicher Vertrag über die Kredit ge­
währung und/oder das Einlagengeschäft mit der Bank zu den im Kartenantrag 
genannten Konditionen zustande. Über das Guthaben kann ausschließlich durch 
den Einsatz der Karte gemäß Ziffer 2 verfügt werden.
1.4  Die Annahme des Kartenantrags durch den Herausgeber und etwaiger 
zusätzlicher Verträge gemäß Ziffer 1.3 durch die Bank wird durch die Übergabe 
oder Übermittlung der beantragten Karte an den Karteninhaber (Ausgabe einer 
Debitkarte bzw. Ausgabe einer Kreditkarte) erklärt.
2 Verwendungsmöglichkeiten der Karte
2.1  Mit der Karte kann der Karteninhaber während der Gültigkeitsdauer der 
Karte im In­ und als weitere Leistung auch im Ausland im Mastercard­ bzw. Visa­
Verbund
•  bei Kartenakzeptanzstellen Waren und Dienstleistungen bargeldlos bezahlen,
•  Gutschriften auf der Karte von Mastercard­ bzw. Visa­Karteninhabern welt-

weit empfangen und
•  – sofern technisch unterstützt – im Rahmen des Bargeldservices an Geld auto­

maten sowie an Kassen von Kreditinstituten und bargeldauszahlenden Stellen, 
dort gegebenenfalls zusätzlich gegen Vorlage eines Ausweis pa piers, Bargeld 
im Rahmen der von der auszahlenden Stelle festgelegten bzw. der vereinbar­
ten Höchstbeträge beziehen (Ausnahme: Digitale Karten, die bisher nicht in 
eine Wallet als Token geladen wurden und/oder zu denen keine physische 
Karte besteht).

2.2  Die Kartenakzeptanzstellen sowie die Kreditinstitute, die Geldautomaten 
und die bargeldauszahlenden Stellen (nachfolgend „Akzeptanzstellen“) sind an 
den Logos zu erkennen, die den Logos auf der Karte entsprechen.
2.3  Für BasicCards (Debitkarten) steht der Bargeldservice am Schal ter von Kre­
ditinstituten und bargeldauszahlenden Stellen, die keine Karten zah lungs ter­
minals mit Online­Au tori sierung nutzen, nicht zur Verfügung. Dies gilt auch für die 
BasicCard für Jugendliche (vgl. Ziffer 13).
3 Persönliche Geheimzahl (PIN)
3.1  Sofern die Karte laut Kartenantrag mit PIN ausgegeben wird, erhält der 
Karteninhaber mit getrennter Post seine PIN, die er im Rahmen der PIN-Selbst-
wahl an entsprechend ausgestatteten Geldautomaten ändern kann. Bei einer 
Online­Beantragung einer Karte mit PIN­Funktion in der Banking App vergibt und 
ändert der Karteninhaber seine PIN selbst (sofern technisch unterstützt) und erhält 
daher keine initiale PIN per Post. Bei der Online­Beantragung einer rein digitalen 
Karte erhält er keine PIN. Für das digitale Abbild der physischen Karte gilt die PIN 
der physischen Karte. Anstatt der PIN wird in der Regel am Karten zahlungs ter­
minal die Entsperrfunktion des mobilen Endgeräts (z. B. Fingerab druck, Gesichts­
erkennung, Code oder Muster) gefordert.
3.2  Bei der Wahl der PIN sind alle Ziffernkombinationen möglich. Der Kar ten­
inhaber soll keine einfachen oder naheliegenden Zahlenkombinationen wie 
z. B. sein Geburtsdatum, das Gültigkeitsdatum der Karte, Teile der Kartennummer, 
gleichlautende Ziffern oder aufeinander folgende Zahlenreihen wählen. Für die 
selbst gewählte PIN gelten dieselben Sorgfaltspflichten gemäß Ziffer 6 wie für 
die ursprüngliche PIN.
4 Nutzung der Karte und Abwicklung von Zahlungsaufträgen
4.1  Bei Nutzung der Karte zur Autorisierung eines Zahlungsauftrags ist entwe­
der an Geldautomaten die PIN einzugeben und der Bargeldbetrag zu wählen oder 
bei Akzeptanzstellen
•  die Karte in das Kartenzahlungsterminal einzuführen oder beim kontaktlosen 

Be zahlen vor ein Terminal zu halten, das mit dem Logo für das kontaktlose 
Be zahlen gekennzeichnet ist, und/oder der Zahlbetrag zu bestätigen, und

•  – sofern vom Kartenzahlungsterminal oder von der Akzeptanzstelle gefordert – 
die PIN einzugeben oder ein papierhafter Beleg bzw. ein auf dem Display des 
Kartenzahlungsterminals angezeigter elektronischer Beleg zu unterschreiben, 
auf den die Kartendaten und der vollständige Zahlbetrag übertragen wurden. 
Bei der kontaktlosen Bezahlfunktion wird in der Regel am Kartenzahlungs­
terminal anstatt der PIN alternativ auch die Eingabe der Entsperrfunktion 
gefordert.

Wenn die Karte und das Kartenzahlungsterminal mit dem Logo für das kontakt-
lose Bezahlen gekennzeichnet sind, können Beträge innerhalb des von der Akzep­

tanzstelle vorgegebenen Kleinstbetragslimits auch ohne Eingabe der PIN oder der 
Entsperrfunktion und ohne Unterschrift durch den Kartenin haber kontaktlos 
autorisiert werden. Das erfolgreiche Bezahlen wird dann durch ein optisches und/
oder akustisches Signal bestätigt.
4.2  Nach vorheriger Abstimmung mit der Akzeptanzstelle kann der Karten in ha­
ber beim Kauf von Waren und Dienstleistungen schriftlich per Fax oder Bestellkarte 
bzw. per Telefon (Mail Order/Telephone Order) ausnahmsweise darauf verzichten, 
den Beleg zu unterzeichnen und stattdessen lediglich seine Kartennummer, das 
Laufzeitende der Karte und – sofern von der Akzeptanzstelle gefordert – die auf 
der Kartenrückseite vermerkte dreistellige Kartenprüfziffer angeben.
4.3  Bei Authentifizierung oder Nutzung der Karte zur Autorisierung eines 
Zahlungsauftrags über das Internet dürfen lediglich der Name des Karteninhabers, 
die Kartenmarke (Mastercard/Visa), die Kartennummer, das Laufzeitende der Karte 
und die auf der Kartenrückseite genannte dreistellige Kartenprüfziffer, aber nie­
mals die PIN angegeben werden. Sofern für Internetzahlungen ein Verfahren zur 
starken Kunden authentifizierung von der Akzeptanzstelle unterstützt und dessen 
Nutzung durch den Herausgeber gefordert wird, ist dieses vom Karten inhaber 
einzusetzen. Dabei muss eine Transaktion mit zwei von drei möglichen Authentifi­
zierungs elementen (Wissenselement, Besitzelement, Seins element/In härenz) frei­
gegeben werden: Wissenselemente (etwas, das nur der Karten in ha ber weiß, wie 
die PIN, ein Kennwort oder die Antwort auf eine Sicher heitsfrage), Besitzelemente 
(etwas, das der Karteninhaber besitzt wie ein mobiles Endgerät zum Empfang von 
Transaktionsnummern oder der Freigabe von Nachrichten) und Seinselemente 
(etwas, das der Karteninhaber ist, biometrische Merkmale wie beispielsweise 
Fingerabdruck, Gesichtserkennung etc.). Solche sicheren Bezahl verfahren für 
Internetzahlungen werden mit dem Karten inhaber in den „Sonder bedingungen 
und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authenti fi zierung bei Mastercard/Visa 
Card­Zahlungen im Internet“ vereinbart (Anlage zum Kar ten antrag). Im Einzelfall 
kann auf das Verfahren zur starken Kundenauthen tifi zierung bei vom Karten in­
haber veranlassten Transaktionen verzichtet werden, wenn es sich beispielsweise 
um Kleinstbetragszahlungen handelt, oder solche, die im Rahmen einer Trans­
aktions  risikoanalyse als risikoarm eingestuft wurden. Ebenso kann beispielsweise 
bei wiederkehrenden Zahlungen an eine Akzeptanz stelle nach der ersten Zahlung 
einer solchen Serie von der Verfahrens nutzung abgesehen werden oder wenn der 
Karteninhaber die Akzeptanzstelle individuell auf eine Liste vertrauenswürdiger 
Empfänger aufgenommen hat, falls dies vom Herausgeber angeboten wird.
4.4   Autorisierung, Unwiderruflichkeit und Blocken eines autorisierten Zahl­

betrags
Mit der Verwendung der Karte oder deren Daten gemäß den Ziffern 2 und 4.1 bis 
4.3 erteilt der Karteninhaber der Akzeptanzstelle die Zustimmung zur Ausführung 
des Zahlungsvorgangs (Autorisierung). Soweit dafür zusätzlich eine PIN, der Bar­
geld betrag, die Unterschrift oder ein sicheres Bezahlverfahren gemäß Ziffer 4.3 
erforderlich ist, wird die Autorisierung erst mit deren Einsatz bzw. Eingabe erteilt. 
Mit Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Einwilligung des Karteninhabers 
erteilt, dass die Bank/der Herausgeber die für die Ausführung des Zahlungs auf­
trags notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers abruft, verar­
beitet, übermittelt und speichert. Nach der Autorisierung kann der Karteninhaber 
den Zahlungsauftrag nicht mehr widerrufen.
Die Bank/der Herausgeber ist berechtigt, innerhalb des Verfügungsrahmens der 
Karte einen autorisierten Zahlbetrag zu blockieren, wenn
•  der Zahlungsvorgang von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst worden 

ist und
•  der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu blockierenden Zahlbetrags 

zugestimmt hat.
Setzt der Karteninhaber seine Karte z. B. bei Hotel­, Mietwagenbuchungen oder an 
automatischen Tankstellen zur Absicherung eines noch nicht genau feststehen­
den, der Höhe nach aber begrenzten Zahlungsbetrags ein (Kautionszwecke), darf 
der Maximalbetrag blockiert werden.
Die Bank/der Herausgeber gibt den blockierten Zahlbetrag unbeschadet sonsti­
ger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr/ihm der 
Zah lungs auftrag oder eine Löschung der Betragsblockierung durch die Akzeptanz­
stelle zugegangen ist (vgl. Ziffer 5).
4.5  Ablehnung von Zahlungsaufträgen
Die Bank/der Herausgeber ist berechtigt, die Ausführung eines Zahlungsauftrags 
abzulehnen, wenn
•  der für die Kartennutzung geltende Verfügungsrahmen gemäß Ziffer 5 nicht 

eingehalten wurde,
•  der Karteninhaber den Zahlungsauftrag nicht gemäß Ziffer 4.4 autorisiert hat 

(dieser z. B. ohne die geforderte PIN bzw. Unterschrift des Karteninhabers 
erteilt wurde),

•  die PIN mehrfach falsch eingegeben und der PIN­Fehlbedienungszähler durch 
die Bank noch nicht zurückgesetzt wurde,

•  beim Bezahlen im Internet die notwendigen Daten nicht korrekt eingegeben 
wurden,

• der Verdacht eines Missbrauchs besteht oder
• die Karte gesperrt, gekündigt oder abgelaufen ist.
Über die Ablehnung sowie – sofern möglich – deren Gründe und Be hebungs mög­
lich keiten wird der Karteninhaber über den Geldautomaten, das Karten zahlungs­
terminal oder durch die Akzeptanzstelle unterrichtet.
4.6   Ausführungsfrist und Wirksamkeit des autorisierten Zahlungsauftrags nach 

Zugang
Der Zahlungsvorgang wird von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst. Der 
Zahlungsauftrag ist vom Zahlungsdienstleister der Akzeptanzstelle innerhalb der 
mit der Akzeptanzstelle vereinbarten Fristen (Ausführungsfrist) an den Heraus ge­
ber zu übermitteln. Nach Zugang des autorisierten Zahlungsauftrags beim He raus­
geber ist dieser Auftrag wirksam.
4.7  Aktualisierung von bei Kartenakzeptanzstellen hinterlegten Kartendaten
Für bei Kartenakzeptanzstellen hinterlegte Kartendaten (sogenanntes card­on­
file Verfahren) wird der Herausgeber bei Änderungen von Kartendaten durch 
Erneuerung, Austausch in Folge einer Sperrung o. ä. die neuen und alten Daten 
(Kartennummer und Verfalldatum) den Kartenorganisationen zur Verfügung stel­
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len (Aktualisierungsservice). Kartenakzeptanzstellen können dort vor weiteren 
Belastungen im Rahmen bestehender Vertragsbeziehungen, Aktualisierungen 
ihres Datenbestands anfragen, um nahtlose Zahlungsabwicklungen auch bei 
Kartenwechsel zu ermöglichen.
5 Verfügungs- und Zahlungsrahmen
5.1  Der Karteninhaber darf seine Karte nur im Rahmen seiner Einkommens­ und 
Ver mögensverhältnisse sowie im Rahmen seines Verfügungsrahmens verwenden, 
sodass ein Ausgleich seiner Umsätze vollständig und fristgerecht gewährleis tet 
ist. Der Verfügungsrahmen setzt sich zusammen aus dem Zahlungsrahmen zuzüg­
lich ei nes etwaigen Guthabens bzw. etwaiger gebuchter Guthabenzinsen sowie 
ab züg lich der getätigten und noch nicht zugegangenen Zahlungsaufträge 
(Umsätze) und blockierten Zahlungsbeträge bzw. der zugegangenen und noch 
nicht ausgeglichenen Umsätze, etwaiger Kreditzinsen und Entgelte. Der Zah­
lungs rahmen wird dem Karteninhaber mit Erhalt seiner Karte mitgeteilt. Darüber 
hinaus kann er diesen seiner Umsatzaufstellung entnehmen oder im Online­
Banking bzw. in der Banking App einsehen. Der Zahlungs rahmen der Zusatzkarte 
ist Teil des Zahlungsrahmens der Hauptkarte.
Der Karteninhaber kann mit seiner Bank eine Änderung des Zahlungsrahmens ver­
einbaren.
5.2   Verfügbarkeit von Rückvergütungen, sonstigen Gutschriften oder Ein zah-

lun gen
Rückvergütungen aus Geschäften (vgl. Ziffer 10.3), sonstige Gutschriften oder 
Ein zahlungen zugunsten der Karte erhöhen den Verfügungsrahmen der Karte 
nach deren Eingang bei dem Herausgeber/der Bank (Verfügbarkeit). Guthaben 
wird taggleich mit Belastungsbuchungen aus der Nutzung der Karte verrechnet. 
Sofern für eine Zusatzkarte kein eigener Zahlungsrahmen eingerichtet wurde, 
erhöhen Einzahlungen zugunsten einer Zusatzkarte den Verfügungsrahmen der 
Haupt karte und aller darunter ausgegebenen Zusatzkarten.
5.3  Auch wenn der Karteninhaber seinen Verfügungsrahmen überschreitet, ist 
die Bank berechtigt, den Ausgleich der Forderungen, die aus der Nutzung der Kar­
te und deren Daten entstehen, gemäß Ziffer 7 zu verlangen. Die Genehmigung 
einzel ner Kartenumsätze führt nicht zur Einräumung eines Kredits oder zur Erhö­
hung des eingeräumten Kreditrahmens, sondern erfolgt in der Erwartung, dass ein 
Ausgleich der Umsätze bei Fälligkeit vollständig und fristgerecht gewährleistet 
ist.
5.4  Bei der BasicCard (Debitkarte) wird kein Zahlungsrahmen eingeräumt. 
BasicCards dürfen nur bis zur Höhe des Verfügungsrahmens eingesetzt werden. 
Ihr Ver fügungs rah men setzt sich zusammen aus dem Guthaben und etwaiger 
ge buch ter Guthaben zinsen sowie abzüglich der getätigten und noch nicht zuge­
gangenen Zahlungs auf träge (Umsätze) und blockierten Zahlungsbeträge bzw. der 
zugegangenen und belasteten Umsätze und etwaiger Entgelte. Es werden keine 
Zahlungs zu sa gen über den Verfügungsrahmen hinaus ausgesprochen.
Der aktuelle Verfügungsrahmen der BasicCard kann jederzeit telefonisch unter 
der auf der Kartenrückseite bzw. der Umsatzaufstellung genannten Rufnummer 
des Karteninhaber­ und Sperrservices erfragt werden.
In den Fällen, in denen z. B.
•  Akzeptanzstellen keine Online­Autorisierung durchführen oder durchführen 

können (z. B. bei Mautstellen, Parkhäusern),
• Umsätze in fremder Währung gemäß Ziffer 8 umgerechnet werden oder
• Entgelte gemäß Ziffer 9 verlangt werden,
kann es zu Belastungen der BasicCard kommen, obwohl kein oder kein ausrei­
chendes Guthaben auf der Karte vorhanden ist (negative Salden). Bei Einsatz der 
BasicCard zu Kautionszwecken (u. a. Hotel, Autovermietung) kann es zu einer den 
Zahlbetrag überschreitenden Belastung kommen, dessen maximale Über schrei­
tung das Vertragsverhältnis zwischen Karteninhaber und Akzeptanzstelle übli­
cherweise regelt. Ziffer 5.3 gilt hier entsprechend.
5.5  Ziffer 5.4 gilt auch für die BasicCard für Jugendliche, sofern nicht abwei­
chend in Ziffer 13 geregelt.
6 Sorgfalts­ und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
6.1  Unterschrift
Der Karteninhaber hat eine physische Karte nach Erhalt unverzüglich auf dem 
Unterschrifts feld (soweit vorhanden) zu unterschreiben.
6.2  Sorgfältige Aufbewahrung der Karte
Die Karte und deren Daten sind mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhandenkommen oder missbräuchlich verwendet werden. 
Denn jede Person, die im Besitz der Karte oder ihrer Daten ist, hat die Möglichkeit, 
damit missbräuchliche Verfügungen zu tätigen.
6.3  Geheimhaltung der PIN
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Anderer Kenntnis von 
seiner PIN erhält. Diese darf insbesondere nicht auf der Karte vermerkt, bei einer 
digitalen Karte nicht in demselben mobilen Endgerät gespeichert werden, das zur 
Nutzung der digitalen Karte verwendet wird, oder in anderer Weise (z. B. nicht als 
getarnte Telefonnummer) zusammen mit der Karte oder deren Daten aufbewahrt 
werden. Sofern der Karteninhaber eine digitale Karte nutzt und der Zugriff auf das 
mobile Endgerät durch ein vom Karteninhaber wählbares Legitimations medium 
abgesichert werden kann (Entsperrfunktion), so darf er zur Absicherung des 
Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die ihm für die Karten mitgeteilt wurde 
oder die er selbst gewählt hat. Die PIN darf nur verdeckt an Karten zah lungs ter­
minals oder Geldautomaten eingegeben werden. Eine Übermittlung der PIN per 
Telefon, E­Mail oder Internetseite ist unzulässig. Jede Person, die die PIN kennt 
und in den Besitz der Karte kommt, hat die Möglichkeit, miss bräuch liche Verfü­
gungen zu tätigen (z. B. Bargeldabhebungen an Geld auto ma ten). Die Vorgaben zur 
PIN­Selbst wahl gemäß Ziffer 3.2 sind zu beachten.
6.4   Sorgfaltspflichten bei Internetzahlungen, beim mobilen Bezahlen und 

Schutz weiterer Authentifizierungselemente
Bei Einsatz der Karte im Internet hat der Karteninhaber darauf zu achten, dass die 
übermittelten Kartendaten verschlüsselt übertragen werden („https://“) und dass 
immer ein sicheres Bezahlverfahren gemäß Ziffer 4.3 eingesetzt wird, sofern von 
der Akzeptanzstelle unterstützt. Die Wissenselemente sind vom Karteninhaber 
ent sprechend der Ziffer 6.3 vor Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 
Besitzelemente sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere indem der Zugriff 
unberechtigter Personen verhindert wird oder installierte Zahlungs­ und Sicher­
heits­Apps so konfiguriert werden, dass sie von anderen Personen nicht genutzt 
werden können. Seinselemente dürfen insbesondere auf dem Endgerät nur ver­
wendet werden, wenn nur die biometrischen Merkmale des Karteninhabers darauf 
verwendet werden.
Beim mobilen Bezahlen darf der Code zum Entsperren niemals anderen mitgeteilt 
und keine biometrischen Erkennungsmerkmale anderer auf dem mobilen End­
gerät hinterlegt werden.

6.5  Unterrichtungs­ und Anzeigepflichten des Karteninhabers
Stellt der Karteninhaber den Verlust, Diebstahl oder eine missbräuchliche Ver-
wen dung seiner Karte oder deren Daten bzw. der PIN oder eines anderen Legiti­
ma tions mediums (z. B. mobiles Endgerät mit digitaler Karte als Token) fest oder hat 
er einen entsprechenden Verdacht, so hat er die Karte unverzüglich telefonisch 
unter der auf dem Übersendungsschreiben und der Umsatzaufstellung mitgeteil­
ten 24­Stun den­Nummer (Sperrannahme-Service) oder den Notrufnummern der 
internationalen Kartenorganisationen Mastercard bzw. Visa sperren zu lassen. Die 
Sperre gilt für die physische und für die digitale Karte. Durch die Sperre eines 
Tokens wird nicht die dazugehörige Karte und der Zugang zum mobilen Endgerät 
gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann 
nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.
Bei Diebstahl oder missbräuchlicher Verwendung muss der Karteninhaber unver­
züglich nach der Sperre Anzeige bei der Polizei erstatten und dies der Bank nach­
weisen (z. B. durch Zusendung einer Kopie der Anzeige oder durch Nennung der 
Tagebuchnummer/Vorgangsnummer der aufnehmenden Dienststelle).
6.6  Der Karteninhaber hat die Bank unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) 
nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zah­
lungs vor gangs zu unterrichten. Beanstandungen und Reklamationen an Umsatzin­
for ma tionen oder am Inhalt der Umsatzaufstellung bzw. der Belastung des 
Ab rech nungs kontos bei der Zahlungsweise „Direct Debit“ (vgl. Ziffer 7.2) sind 
un ver züglich, d. h. ohne schuldhafte Verzögerung, nach deren Zugang der Bank mit­
zuteilen.
6.7  Änderungen der Anschrift, des Namens und der sonstigen im Kartenantrag 
gemachten Angaben des Inhabers der Karte, insbesondere Bankverbindungen 
oder Angaben zum abweichenden Inhaber des Abrechnungskontos sind der Bank 
unverzüglich in Textform mitzuteilen.
6.8  Aufwendungen und Schäden, die aus einer Verletzung der Sorgfalts­ und 
Mit  wirkungspflichten gemäß Ziffer 6 entstehen, hat der Karteninhaber zu ersetzen.
7 Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers
7.1  Der Herausgeber ist gegenüber den Akzeptanzstellen, Geldautomaten be­
trei bern und bargeldauszahlenden Stellen verpflichtet, die vom Karteninhaber 
autorisierten Zahlungsaufträge zu begleichen. Der Herausgeber hat daher einen 
Auf wen dungsersatzanspruch gegenüber dem Karteninhaber in Höhe der von ihm 
autorisierten Zahlungen sowie der von ihm zu tragenden Entgelte und verkauft 
diesen Anspruch an die Bank.
Die Aufwendungsersatzansprüche für die geleisteten Zahlungen, die aus der Ver­
wendung der Karte resultierenden Entgelte sowie etwaige Geldeingänge, Kredit­ 
und/oder Guthabenzinsen werden von der Bank – außer bei der Zahlungsweise 
„Direct Debit“ gemäß Ziffer 7.2 – in einer Umsatzaufstellung saldiert. Der Umsatz­
saldo sowie der zu begleichende Betrag inkl. des Datums der Belastung werden, 
sofern Umsätze getätigt wurden, mindestens einmal monatlich auf dem verein­
barten Kommunikationsweg mitgeteilt (Umsatzinformationen). Die Be nach richti-
gungs frist vor Fälligkeitsdatum wird beim postalischen Versand der Umsatz­
aufstellung mit mindestens sechs Werktagen vereinbart. Beim Versand über das 
Online­Banking kann sich die Frist verkürzen.
Der Versand der Umsatzaufstellung erfolgt – für Zusatzkarten mit Zustimmung 
des Zusatzkarteninhabers – an den Inhaber der Hauptkarte bzw. bei der BasicCard 
für Jugendliche bei papierhafter Ausstellung an die/den Sorgeberechtigten und 
bei elektronischem Versand in das Online­Banking Postfach des Hauptkarten­
inhabers (Minderjähriger) unter Möglichkeit der Einsichtnahme durch die/den 
Sorgeberechtigten (vgl. Ziffer 13). Der Umsatzsaldo bzw. der zu begleichende 
Betrag ist mit Erteilung der Umsatzaufstellung zur Zahlung fällig und gemäß der 
im Kartenantrag gewählten Zahlungsweise auszugleichen.
7.2  Bei Karten in der Zahlungsweise „Direct Debit“ (Debitkarten) wird jeder 
einzelne Umsatz zeitnah ausgeglichen. Die Mitteilung der Umsatzinformationen 
erfolgt über die Kontoauszüge des Abrechnungskontos.
7.3  Ist der Empfänger der Umsatzaufstellung nicht (Mit­)Inhaber des Abrech­
nungs kontos, so hat er den Inhaber des Abrechnungskontos insbesondere über 
die Höhe der Belastung und das Belastungsdatum zu informieren.
8 Wechselkurs bei Fremdwährung
8.1  Bei Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in Währungen eines Staates 
außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und bei Zahlungsvorgängen außer-
halb des EWR (Drittstaaten) aus dem Einsatz der Karte oder ihrer Daten rechnet 
grundsätzlich die jeweilige internationale Kartenorganisation Mastercard bzw. 
Visa (nachfolgend kurz „Kartenorganisation(en)“) den Betrag zu dem von ihr für die 
jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belas tet der 
Bank einen Euro­Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Euro­Betrag zu 
ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro­Betrag und der sich daraus erge­
bende Kurs werden über die Umsatzaufstellung und bei der Zahlungsweise 
„Direct Debit“ über den Kontoauszug des Abrechnungskontos mitgeteilt. Dieser 
Kurs stellt zugleich den Referenzwechselkurs dar.
Änderungen der von den Kartenorganisationen festgesetzten Wechsel kur se wer­
den unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maß geb licher 
Zeitpunkt für die Abrechnung des Fremdwährungsumsatzes ist der von der 
Einreichung des Zahlungsvorgangs durch die Akzeptanzstelle bei ihrem Zahlungs­
dienst leister abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen Karten­
or ganisation.
8.2  Abweichend davon rechnet die Bank bei Zahlungsvorgängen in einer ande-
ren EWR-Währung innerhalb des EWR aus dem Einsatz der Karte oder ihrer Daten 
den Betrag zum letzten verfügbaren Euro­Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um (abrufbar auf https://www.ecb.
europa.eu unter „Statistics“ und „Euro foreign exchange reference rates“). 
Änderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung wirksam. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro­Betrag und der 
Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.
9 Entgelte und Auslagen
9.1  Alle vom Karteninhaber zu zahlenden Entgelte und Auslagen ergeben sich 
aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank. Für besondere Leis tungen des 
Herausgebers bzw. der Bank, wie z. B. die Ausstellung einer Ersatz kar te oder 
Ersatz­PIN für die Nutzung des Bargeldservices und den Aus lands  einsatz, sind in 
der Regel gesonderte Entgelte zu zahlen.
9.2  Für Änderungen von Entgelten gilt Ziffer 19.
9.3  Entgelte Dritter für den Einsatz der Karte werden in der Regel von der Akzep­
tanzstelle vor dem Bezahlvorgang bekanntgegeben. Ziffer 10.2 gilt ergänzend.
10 Umsatzkontrolle, Beanstandungen, Rückvergütung
10.1 Der Empfänger der Umsatzaufstellung/Kontoauszüge hat die Umsatzinfor-
ma tionen sowie sonstige Abrechnungen und Anzeigen umgehend nach Erhalt auf 
ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen und die Bank unverzüglich 
nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungs vor gangs aus der Nutzung der Karte oder deren Daten zu unterrichten. 
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Ist der Empfänger der Umsatzaufstellung/Kontoauszüge nicht zugleich Inhaber 
der be trof fenen Karte oder (Mit­)Inhaber des Abrechnungskontos, so hat er sich 
zur Über prüfung der Umsatzinformationen mit dem Inhaber der Karte bzw. des 
Abrechnungskontos selbst abzustimmen. Die Ziffern 6.5 und 6.6 gelten ergänzend. 
Beanstandungen und Reklamationen der Umsatzaufstellung oder einzelner Posi­
tionen berechtigen nicht zur Rückgabe der Belastung des Abrechnungs kontos.
10.2 Reklamationen und Beanstandungen aus dem Vertragsverhältnis zwischen 
Karteninhaber und Akzeptanzstelle sind unmittelbar zwischen diesen zu klären; 
sie berühren nicht die Zahlungsverpflichtungen des Karteninhabers gemäß 
Ziffer 7 dieser Bedingungen.
10.3 Rückvergütungen aus Geschäften, die unter Verwendung der Karte oder 
deren Daten geschlossen wurden, darf die Akzeptanzstelle dem Karteninhaber 
gegenüber nicht durch bare oder unbare Zahlungen, sondern nur in Form von 
Gutschriftbelegen, die die Akzeptanzstelle dem Karteninhaber aushändigt, 
erbringen. Deren Verfügbarkeit ist in Ziffer 5.2 geregelt. Wenn nach zwei Monaten 
keine Gutschrift in den Umsatzinformationen ersichtlich ist, hat der Karteninhaber 
der Bank eine Kopie des Gutschriftbelegs vorzulegen.
11 Haftung, Erstattungs- und Schadensersatzansprüche
11.1 Haftung des Karteninhabers
11.1.1 Erstattung bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen
Für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge aus der Nutzung der Karte oder deren 
Daten haftet der Karteninhaber grundsätzlich nicht. Die Bank hat gegen ihn kei­
nen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen. Wurde der Betrag dem Abrech­
nungs konto belastet, bringt die Bank dieses Konto unverzüglich nach Kenntnis­
nahme des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs, auf jeden Fall spätestens bis 
zum Ende des folgenden Geschäftstags wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die Belastung des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs befunden hätte. 
Dies gilt auch für eventuelle Zinsen aus Verträgen gemäß der Ziffer 1.3.
11.1.2  Erstattung bei missbräuchlicher Nutzung der Karte und bei Verletzung 

von Sorgfalts­ und Mitwirkungspflichten
Bestehen berechtigte Gründe für den Verdacht eines betrügerischen Verhaltens 
des Karteninhabers und hat die Bank diesen einer zuständigen Behörde in Text­
form mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Ziffer 11.1.1 Satz 3 unverzüg­
lich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Hat 
der Karteninhaber in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Sorg falts­ und 
Mitwirkungspflichten gemäß Ziffer 6 vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist 
er der Bank zum Ersatz des gesamten daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
Für etwaige Schäden, die der Bank durch eine nicht unverzügliche Bean stan dung 
des Karteninhabers am Inhalt der Umsatzinformationen entstehen, haftet der 
Karteninhaber unbegrenzt. Für Schäden nach der Sperranzeige oder die entstan­
den sind, weil die Bank keine jederzeitige Sperrmöglichkeit angeboten hat, haftet 
der Karteninhaber nur, wenn er in betrügerischer Absicht gehandelt hat.
Der Karteninhaber ist nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank oder 
der Herausgeber keine starke Kundenauthentifizierung verlangt oder die Akzep­
tanz stelle oder ihr Zahlungsdienstleister eine starke Kundenauthentifizierung 
nicht akzeptiert haben.
11.2  Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 

eines autorisierten Zahlungsauftrags
11.2.1 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines autori­
sierten Zahlungsauftrags kann der Karteninhaber von der Bank die unverzügliche 
und ungekürzte Erstattung des Zahlungsbetrags einschließlich etwaiger Entgelte 
und Zinsen verlangen. Wurde der Betrag einem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Zahlungsvorgang befunden hätte.
11.2.2 Ist der Zahlbetrag verspätet beim Zahlungsdienstleister der Akzep tanz­
stelle eingegangen, sind die Ansprüche des Karteninhabers nach Ziffer 11.2.1 
ausgeschlossen. Ist dem Karteninhaber durch die Verspätung ein Schaden ent­
standen, haftet die Bank nach Ziffer 11.2.3. Wurde ein autorisierter Zahlungs auf­
trag nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführt, wird die Bank/der Heraus geber 
den Zah lungs auftrag auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn 
über das Ergebnis unterrichten.
11.2.3 Die Haftung der Bank gegenüber dem Karteninhaber ist für einen wegen 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung eines Zahlungs auftrags 
entstandenen Schaden, der nicht bereits von Ziffer 11.2.1 erfasst ist, auf 
12.500 EUR begrenzt. Dies gilt nicht für nicht autorisierte Zahlungsaufträge, bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, den Zinsschaden, soweit der Karteninhaber 
Verbraucher ist, und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat. Die 
Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last 
fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, der Karteninhaber hat 
diese vorgegeben. Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbrau­
cher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem Drittstaat, das heißt einem Land 
außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder in 
der Währung eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährungszahlung), 
beschränkt sich die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der Abwicklung 
des Zahlungs vorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unter­
weisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes 
Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grund sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Karteninhaber 
den Schaden zu tragen haben.
11.3 Ausschlussfrist
Ansprüche gegen die Bank nach den Ziffern 11.1 bis 11.2 sind ausgeschlossen, 
wenn der Karteninhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der 
Belastung mit einem nicht autorisierten oder fehlerhaften Zahlungsvorgang hier­
von unterrichtet hat. Der Lauf der 13­monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank 
den Karteninhaber über die aus dem Zahlungsvorgang resultierende Belastungs­
buchung entsprechend dem für Umsatzinformationen vereinbarten Weg, spätes­
tens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung, unterrichtet hat; 
anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haf­
tungs an sprüche nach Ziffer 11.2 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der 
Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung die­
ser Frist verhindert war.
11.4   Erstattung bei autorisierten Zahlungsvorgängen ohne genaue Betrags-

angabe
11.4.1 Hat der Karteninhaber einen Zahlungsvorgang autorisiert, ohne den 
ge nauen Betrag anzugeben, hat er einen Anspruch auf Erstattung des belasteten 
Betrags, wenn der Zahlungsbetrag den Betrag überschreitet, den er entsprechend 
seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Kartenvertrags und 
den jeweiligen Umständen des Einzelfalls hätte erwarten können. Der Erstat­
tungsanspruch besteht für die innerhalb des EWR getätigten Bestandteile des 
Zahlungs  vorgangs nicht, wenn einer der beteiligten Zahlungsdienstleister außer­
halb des EWR gelegen ist. Mit einem etwaigen Fremdwährungsumsatz zusam­

menhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Referenz­
wechselkurs zugrunde gelegt wird (vgl. Ziffer 8). Der Karteninhaber ist verpflichtet, 
gegenüber der Bank die Sachumstände darzulegen, aus denen er seinen Erstat­
tungs anspruch herleitet. Wurde der Betrag einem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Bank dieses Konto unverzüglich nach Darlegung der Sachumstände zur 
Herleitung des Erstattungsanspruchs, auf jeden Fall spätestens bis zum Ende des 
folgenden Geschäftstags wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die 
Belastung des nicht autorisierten Zahlungsvorgangs befunden hätte. Dies gilt 
auch für eventuelle Zinsen aus Verträgen gemäß der Ziffer 1.3.
11.4.2 Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er nicht innerhalb 
von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Belastung des Umsatzes auf dem 
Abrechnungskonto gegenüber der Bank geltend gemacht wird.
11.5 Haftungsausschluss
Ansprüche nach Ziffer 11 sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrün­
denden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis 
beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen 
Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können oder vom Zahlungsdienstleister aufgrund einer 
gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.
12 Vollmacht/Gesamtschuldnerische Haftung
12.1 Mit der Unterzeichnung des Antrags für eine Zusatzkarte erteilt der künftige 
Inhaber der Zusatzkarte dem Hauptkarteninhaber Vollmacht, alle das Vertrags­
ver hältnis betreffenden Erklärungen mit Wirkung auch für sich abzugeben oder 
entgegenzunehmen. Der Hauptkarteninhaber gestattet die Belastung der ent­
stehenden Umsatzsalden respektive Einzelumsätze aller Zusatzkarten über den 
für die Hauptkarte vereinbarten Belastungsweg.
12.2 Sofern eine Zusatzkarte ausgegeben wird, haften der Inhaber der Haupt­
karte und der Inhaber der Zusatzkarte für die mit der Zusatzkarte begründeten 
Zah lungs verpflichtungen als Gesamtschuldner, d. h. die Bank kann sowohl von 
dem Haupt­ als auch von dem Zusatzkarteninhaber die Erfüllung sämtlicher 
An sprüche fordern. Der Inhaber der Zusatzkarte haftet nicht für die mit der Haupt­
karte begründeten Zahlungsverpflichtungen.
12.3 Beantragen oder halten die Inhaber eines Gemeinschaftskontos eine oder 
mehrere Karten, bei denen das Gemeinschaftskonto als Abrechnungskonto ange­
geben wurde, haften alle Kontoinhaber für die mit der jeweiligen Karte begründe­
ten Zahlungsverpflichtungen abweichend von Ziffer 12.2 als Gesamtschuldner. 
Weiter erteilen die Inhaber eines Gemeinschaftskontos dem Hauptkarteninhaber 
Vollmacht, alle das Vertragsverhältnis betreffenden Erklärungen mit Wirkung auch 
für sie abzugeben oder entgegenzunehmen. Das Recht jedes einzelnen Gemein­
schafts kontoinhabers auf Kündigung gemäß Ziffer 16.1 bleibt davon unberührt.
12.4 Für die BasicCard für Jugendliche gilt Ziffer 13.
13 BasicCard für Jugendliche (Debitkarte)
13.1 Der/Die Sorgeberechtigte(n) kann/können stellvertretend für einen Jugend­
lichen im Alter von 12 bis 18 Jahren eine BasicCard beantragen. Die Karte lautet 
auf den Namen des Jugendlichen. Die BasicCard wird für eine kartentypische 
Laufzeit (drei bis vier Jahre) ausgestellt, und zwar auch dann, wenn das Ende der 
Gültigkeitsdauer nach Vollendung des 18. Lebensjahres liegt.
13.2 Rechtlich ist für die Verpflichtungen aus dem Kartenvertrag (insbesondere 
Zahlungsverpflichtung gemäß den Ziffern 7, 9 und 13.4, Einhaltung der Sorgfalts­ 
und Mitwirkungspflichten gemäß Ziffer 6 und Haftung bei vorsätzlicher oder grob 
schuldhafter Verletzung gemäß Ziffer 11), die bis zur Volljährigkeit des Jugend­
lichen entstehen, der/die Sorgeberechtigte(n) verantwortlich. Er/Sie hat/haben 
den Jugendlichen als Empfänger der Karte über die Sorgfalts­ und Mitwirkungs­
pflichten gemäß Ziffer 6 aufzuklären und dafür Sorge zu tragen, dass diese vom 
Jugendlichen beachtet und eingehalten werden.
13.3 Der/Die Sorgeberechtigte(n) willigt/willigen mit Einzahlung eines Gut ha­
bens durch ihn/sie oder durch einen Dritten mit seiner/ihrer Zustimmung zuguns­
ten der BasicCard darin ein, dass der Jugendliche über dieses Guthaben mittels 
der Basic Card verfügt.
13.4 Für negative Salden gemäß Ziffer 5.4 oder für Aufwendungen, die aus der 
weiteren Nutzung der gekündigten Karte bis zu ihrer Rückgabe an die Bank ent­
stehen (vgl. Ziffer 17.1), besteht der Aufwendungsersatzanspruch ausschließlich 
gegenüber dem/den Sorgeberechtigten.
13.5 Die BasicCard kann bis zur Volljährigkeit des Jugendlichen von dem/den 
Sorge berechtigten oder dem Jugendlichen selbst gekündigt werden. Darüber 
hinaus gilt Ziffer 16.
13.6 Abweichend von Ziffer 13.1 Satz 2 kann der Kartenvertrag der BasicCard auf 
Wunsch auf den Namen eines Sorgeberechtigten und zugunsten des Jugendlichen 
geschlossen werden. In diesem Fall bleibt der Sorgeberechtigte, abweichend von 
Ziffer 13.2, über den Zeitpunkt der Volljährigkeit des jugendlichen Karteninhabers 
hinaus bis zur Beendigung (Kündigung) des Kartenvertrags weiterhin verantwort­
lich im Sinne der Ziffern 13.2 und 13.4.
14 Zusatzleistungen
Soweit mit der Karte Zusatzleistungen (z. B. Versicherungen oder Mehrwert ange­
bote) verbunden sind, wird der Karteninhaber hierüber geson dert informiert. Für 
Zusatzleistungen gelten deren jeweilige Allge meinen Geschäftsbedingungen.
15 Eigentum und Gültigkeit
15.1 Die Karte bleibt Eigentum des Herausgebers. Sie ist nicht übertragbar und 
nicht vererbbar. Die Karte ist nur für den auf der Karte angegebenen Zeitraum 
gültig. Nach Ablauf der Gültigkeit ist die Bank berechtigt, die abgelaufene Karte 
zurückzuverlangen bzw. die Löschung der digitalen Karte zu verlangen oder 
selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Karte zu nutzen, vorher (z. B. 
durch Kündigung des Kartenvertrags), so hat der Karteninhaber die Karte unauf­
gefordert und unverzüglich entwertet (z. B. durch Zerschneiden) an die Bank 
zurückzugeben oder unbrauchbar gemacht als Elektroschrott selbst zu entsorgen 
bzw. die digitale Karte zu löschen.
15.2 Die Bank behält sich das Recht vor, die Karte auch während der Laufzeit 
gegen eine neue auszutauschen; Kosten entstehen dem Karteninhaber dadurch 
nicht. Die bisherige Karte ist unaufgefordert und unverzüglich entwertet (z. B. 
durch Zerschneiden) an die Bank zurückzugeben oder unbrauchbar gemacht als 
Elektroschrott selbst zu entsorgen bzw. die digitale Karte zu löschen.
16 Vertragsdauer und Kündigung
16.1 Der Kartenvertrag und die mit ihm verbundenen Verträge gemäß der 
Ziffer 1.3 werden auf unbestimmte Zeit geschlossen, sofern nichts Ab  weich endes 
vereinbart ist.
Der Kartenvertrag kann vom Karteninhaber jederzeit zum nächsten Monatsende in 
Textform gekündigt werden. Wurde der Kartenvertrag von den Inhabern eines 
Gemeinschaftskontos geschlossen, kann er jederzeit zum nächsten Monatsende 
auch von jedem Gemeinschaftskontoinhaber in Textform gekündigt werden, der 
nicht Hauptkarteninhaber ist. Die Bank oder der Herausgeber können den Karten­
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vertrag mit einer Frist von zwei Monaten zum Ende eines Kalendermonats in 
Textform kündigen.
16.2 Mit der Kündigung der Hauptkarte ist zugleich das Vertragsverhältnis über 
die Zusatzkarte gekündigt. Eine Zusatzkarte kann separat sowohl durch den 
Haupt­ als auch den Zusatzkarteninhaber gekündigt werden.
16.3 Die Bank kann den Kartenvertrag fristlos kündigen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des Kartenvertrags auch unter ange­
messener Berücksichtigung der berechtigten Belange des Karteninhabers für die 
Bank unzumutbar ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der 
Karteninhaber unrichtige Angaben über seine Vermögenslage gemacht hat, wenn 
mindestens zweimal die Belastung zum Ausgleich des zu begleichenden Betrags 
gemäß Ziffer 7 zurückgegeben wird oder wenn eine wesentliche Verschlech­
terung seiner Vermögenslage eintritt oder einzutreten droht und dadurch die 
Erfüllung der Zahlungsverpflichtung gegenüber der Bank gefährdet ist.
16.4 Durch die Kündigung des Kartenvertrags wird bei Karten mit Guthaben­ 
und/oder Kreditfunktion parallel der zusätzliche Vertrag über das Einlagen ge­
schäft und/oder die Kreditgewährung mit der Bank (vgl. Ziffer 1.3) bzw. der Ver­
braucher­Rahmenkreditvertrag easyCredit­Finanzreserve mit der TeamBank (nur 
für Bestandsverträge) entsprechend den Regelungen des Kreditvertrags gekün­
digt.
16.5 Der zusätzliche Vertrag über das Einlagengeschäft und/oder die Kredit ge­
währung (vgl. Ziffer 1.3) kann gesondert gekündigt werden.
16.6 Mit Kündigung/Beendigung des Verbraucher­Rahmenkreditvertrags 
easyCredit- Finanzreserve mit der TeamBank (gilt nur für Bestandsverträge) endet 
der Kartenvertrag, ohne dass es einer separaten Kündigung bedarf, es sei denn, 
Karteninhaber und die Bank einigen sich spätestens einen Monat vor Ablauf der 
easy Credit­Finanzreserve auf eine andere Zahlungsweise.
17 Folgen der Kündigung
17.1 Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Karte nicht mehr benutzt wer­
den. Die Aufwendungen, die aus der weiteren Nutzung der gekündigten Karte bis 
zu ihrer Rückgabe an die Bank oder eigener Entsorgung entstehen (gemäß Ziffer 
15.1), hat der Karteninhaber – bzw. haben die gemäß den Ziffern 12.2 bis 12.3 
gesamtschuldnerisch Haftenden und bei der BasicCard für Jugendliche der/die 
Sorgeberechtigte(n) gemäß den Ziffern 13.4 und 13.6 – zu tragen. Unabhängig 
davon wird die Bank zumutbare Maßnahmen ergreifen, um Verfügungen mit 
gekündigten Karten nach Wirksamwerden der Kündigung zu unterbinden.
17.2 Mit Wirksamwerden der Kündigung des zusätzlichen Vertrags über das Ein­
lagengeschäft und/oder die Kreditgewährung mit der Bank (vgl. Ziffer 1.3) ist 
letztere verpflichtet, etwaiges Guthaben samt aufgelaufenen Zinsen auf das zu 
diesem Zeitpunkt gültige Abrechnungskonto der Karte zu überweisen. Im Falle 
einer Kreditgewährung ist der gewährte Kredit samt ausstehender Kreditzinsen 
mit Wirksamwerden der Kündigung des Kreditvertrags fällig gestellt und wird 
dem zu diesem Zeitpunkt gültigen Abrechnungskonto der Karte belastet.
18 Einziehung und Sperre der Karte
18.1 Die Bank darf die Karte sperren, den Einzug der Karte veranlassen bzw. die 
Löschung der digitalen Karte verlangen oder selbst veranlassen, wenn sie berech­
tigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen (vgl. Ziffer 16.3). Die 
Bank ist zur Einziehung, Sperre bzw. Löschung auch berechtigt, wenn
•  sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies recht­

fertigen oder
•  eine nicht autorisierte oder betrügerische Verwendung der Karte oder deren 

Daten oder ein diesbezüglich begründeter Verdacht vorliegt oder
•  die Nutzungsberechtigung der Karte durch Ablauf oder aufgrund ordentlicher 

Kündigung endet.
18.2 Die Bank wird den Karteninhaber über den Grund der Sperre bzw. Löschung 
unterrichten. Sie wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte 
ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre bzw. Löschung nicht mehr gegeben sind. 
Auch hierüber wird sie den Karteninhaber unterrichten.
19 Änderungen
19.1 Änderungsangebot
Änderungen dieser Vertragsbedingungen werden dem Kunden spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen 
elektronischen Kom mu nika tionsweg vereinbart (z. B. das Online­Banking), können 
die Änderungen auch auf diesem Wege an geboten werden.
19.2 Annahme durch den Kunden
Die von der Bank oder dem Herausgeber angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol­
gend geregelten Zustimmungsfiktion.

19.3 Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungsangebots 
(Zustimmungsfiktion), wenn
a) das Änderungsangebot der Bank oder des Herausgebers erfolgt, um die Über­
einstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechtslage 
wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Vertragsbedingungen
•  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar geltender 

Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der Rechtslage 
entspricht oder

•  durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein Gericht 
erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet werden darf oder

•  aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank oder den Heraus­
geber zuständigen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundes­
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bank oder des 
Herausgebers in Einklang zu bringen ist und

b) der Kunde das Änderungsangebot der Bank oder des Herausgebers nicht vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat.
Die Bank oder der Herausgeber wird den Kunden im Änderungsangebot auf die 
Folgen seines Schweigens hinweisen.
19.4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
• bei Änderungen der Nummer 19
•  bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und die 

Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder
•  bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für 

die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, 
oder

• bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkommen, oder
•  bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 

Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank oder des Herausgebers verschie­
ben würden.

In diesen Fällen wird die Bank oder der Herausgeber die Zustimmung des Kunden 
zu den Änderungen auf andere Weise einholen.
19.5 Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank oder der Herausgeber von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, 
kann der Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschla­
genen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kosten­
frei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Bank oder der Herausgeber 
den Kunden in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.
20 Datenschutzinformation
Der Karteninhaber kann seine Rechte auf Auskunft, Berichtigung und Löschung 
bzw. Sperrung gegenüber der Bank geltend machen (vgl. Ziffer 1.1). Zudem kann 
sich der Karteninhaber auch an den Herausgeber wenden. Der Karteninhaber 
erhält ergänzende Informationen zum Datenschutz als „Datenschutzin for ma tio nen 
zu Ihrer Mastercard/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte)“ über die Homepage der 
DZ BANK: https://www.dzbank.de > unten bei „Rechtliche Hinweise“ unter dem 
Stichwort „Datenschutz“ > „Datenschutzhinweise für Karteninhaber“.
21 Allgemeine Geschäftsbedingungen
Für den gesamten Geschäftsverkehr gelten ergänzend die Allgemeinen Geschäfts-
be dingungen der Bank. Bei Nutzung des Online­Bankings, z. B. zur Abfrage der 
Um sätze und des Saldos der Karte, gelten ergänzend die „Sonderbedingungen für 
das Online-Banking“. Bei der Nutzung des elektronischen Versands der Umsatz auf­
stel lung in das Postfach im Online­Banking des Hauptkarteninhabers gelten ferner 
zu sätz lich die „Sonderbedingungen über die Nutzung des elektronischen Post fachs“.
22 Salvatorische Klausel
Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise rechtsunwirk­
sam sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hier­
durch nicht berührt. Eine durch die Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses 
Kartenvertrags etwa entstehende Lücke ist im Wege der ergänzenden Vertrags­
auslegung unter Berücksichtigung der Interessen der Vertragsparteien sinngemäß 
auszufüllen.
23 Sonstiges
23.1 Es ist das deutsche Recht anwendbar, die Vertragssprache ist Deutsch. Es 
gilt der allgemeine Gerichtsstand nach § 12 Zivilprozessordnung (ZPO), also im 
Regel fall der Wohn­ oder Geschäftssitz des Beklagten.
23.2 Informationen zur Möglichkeit einer außergerichtlichen Streitschlichtung 
können dem Preis­ und Leistungsverzeichnis der Bank entnommen werden.
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Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authentifizierung 
bei Mastercard und Visa Card-Zahlungen im Internet 

1 Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure
1.1  Nach Ziffer 4.3 der „Vertragsbedingungen für Mastercard/Visa Card (De bit- 
oder Kreditkarte)“ bzw. Ziffer 3.3 der „Einsatz be dingungen der Mastercard/Visa 
Fir men kre dit karte“ (nachfolgend kurz „Vertrags- bzw. Einsatzbedingungen“) ist 
der Kar ten inhaber verpflichtet (Sorgfalts pflicht ge mäß Ziffer 6.4 der Vertrags- 
bzw. Ziffer 5.4 der Einsatzbedingungen), zur Ver meidung von Missbräuchen ein 
Ver fah ren zur starken Kundenauthentifi zie rung bei Internetzahlungen einzuset-
zen, so fern ein solches sicheres Bezahl ver fah ren für Internetzahlungen von der 
Karten akzep tanz stelle (nachfolgend „Ak zep tanz stelle“) unterstützt und dessen 
Nutzung durch den Herausgeber gefordert wird.
1.2  Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure sind solche sichere Bezahlver-
fahren, die dazu dienen sicherzustellen, dass ein Zahlungsauftrag bei einer Akzep-
tanzstelle, die an diesem Verfahren teilnimmt, auch tatsächlich vom Karten in haber 
autorisiert wurde und die Karte nicht zu Unrecht belastet wird. Hierzu erteilt der 
Karteninhaber beim Bezahlvorgang gegenüber einem Dienstleister der Bank mit-
tels Eingabe einer auf den Einzelumsatz bezogenen Transaktionsnummer (TAN) 
und der Beantwortung einer Sicherheitsfrage oder alternativ durch Freigabe in 
einer durch die Bank bereitgestellten App der Akzep tanzstelle die Zustimmung 
zur Ausführung des Zahlungsvorgangs (Autori sierung, vgl. Ziffer 4.4 der Vertrags- 
bzw. Ziffer 3.4 der Einsatzbedingungen). Die hierfür benötigte TAN wird an ein 
zum SMS-Empfang geeignetes Endgerät (z. B. Mobiltelefon) übermittelt oder die 
Freigabe wird in einer auf dem Endgerät des Karteninhabers installierten, durch 
die Bank bereitgestellten, App durchgeführt.
1.3  Diese Sonderbedingungen gelten ergänzend zu den Vertrags- bzw. Einsatz-
be dingungen. Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Vertrags- bzw. Einsatzbe-
din gungen gehen diese den Sonderbedingungen vor.
1.4  Zur Nutzung des App-Verfahrens ist die Installation einer von der Bank 
bereitgestellten App auf einem mobilen Endgerät (z. B. Smartphone) erforderlich. 
Anbieter der App ist die Rechenzentrale der Bank. Die Nutzung des SMS-Ver-
fahrens setzt die Erreichbarkeit per SMS voraus. Die Nutzung des App-Verfahrens 
setzt zusätzlich eine Internetverbindung des Endgerätes voraus. Beides gehört 
nicht zum Leistungsangebot der Bank. Beide Verfahren setzen weiter die Erreich-
barkeit des Berechtigungsdienstes via Internet voraus. Der Berechtigungsdienst ist 
mit Ausnahme üblicher Wartungs- und Updatezeiten erreichbar.
2 Registrierung
2.1  Erforderliche Daten und technische Anforderungen
Um sich zur Teilnahme an diesen sicheren Bezahlverfahren zu registrieren, benö-
tigt der Karteninhaber 
• seine Kartennummer, 
•  für das „SMS-Verfahren“ ein Endgerät (z. B. Mobiltelefon) mit der Möglichkeit 

des SMS-Empfangs (nachfolgend „Mobiltelefon“ genannt) und einen von der 
Bank automatisch oder auf Kundenanforderung übermittelten Aktivierungs-
code oder

•  für das „App-Verfahren“ ein Endgerät (z. B. Smartphone/Tablet) mit der Mög-
lichkeit der Nutzung der durch die Bank bereitgestellten App und einen von 
der Bank automatisch oder auf Kundenanforderung übermittelten Aktivie-
rungs code, alternativ einen Online-Banking-Zugang der kartenausgebenden 
Bank.

Die Bank behält sich das Recht vor, nicht beide vorgenannten Verfahren anzu-
bieten oder sie durch ein anderes oder mehrere andere Verfahren zu ersetzen. Sie 
wird den Karteninhaber hierüber vorab unterrichten. Die Registrierung ist auf der 
Internetseite der Bank möglich.
2.2  Registrierungsprozess für das SMS-Verfahren 
Hierbei legt der Karteninhaber die Rufnummer seines Mobiltelefons fest, an das 
künftig die zur Autorisierung des Zahlungsauftrags erforderlichen TANs übermit-
telt werden sollen. Zur Registrierung wird dem Karteninhaber ein Akti vie-
rungscode an seine hinterlegte Anschrift übermittelt. Diesen Aktivierungs code 
muss der Karteninhaber zur Festlegung seiner Mobilfunknummer sowie der 
Antwort auf eine auszuwählende Sicherheitsfrage auf der Internetseite der Bank 
oder einer von dieser benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das SMS-
Verfahren freigeschaltet. 
2.3  Registrierungsprozess für das App-Verfahren 
Das App-Verfahren setzt voraus, dass der Karteninhaber die von der Bank bereit-
gestellte App auf seinem Endgerät installiert und mit seiner Mastercard/Visa Card 
(nachfolgend „Karte“) per Aktivierungscode verknüpft. Die bei erstmaliger Nut-
zung der App erzeugte Kennung ist bei der Registr ie rung anzugeben. Zur 
Registrierung wird dem Karteninhaber einmalig ein Aktivierungscode an seine 
hinterlegte Anschrift übermittelt. Diesen Aktivie rungs code muss der Karteninhaber 
zur Bestätigung der angegebenen Kennung auf der Internetseite der Bank oder 
einer von dieser benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das App-
Verfahren freigeschaltet und der Karteninhaber hat die Möglichkeit, Zahlungen 
innerhalb der App freizugeben.
Alternativ zur Nutzung des Aktivierungscodes kann der Karteninhaber als Nutzer 
des Online-Bankings der kartenausgebenden Bank eine Registrierung für das App-
Verfahren im Online-Banking vornehmen, die durch eine unterstützte Methode 
zur starken Kundenauthentifizierung zu bestätigen ist.
2.4  Weitere Informationen
Die Bank wird den Karteninhaber niemals per E-Mail oder Anruf zur Registrierung 
oder Bekanntgabe seiner Registrierungsdaten auffordern. 
Der Ablauf der Registrierung und die Bezugsquellen der Anwendung sind in der 
Information „Mehr Sicherheit beim Online-Shopping“ beschrieben, die dem 
Karteninhaber bereitgestellt wird und bei der Bank erhältlich ist.
3 Gesichertes Bezahlverfahren
3.1  SMS-Verfahren
Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Transaktion von der Akzeptanzstelle 
gefordert wird, erhält der Karteninhaber eine SMS-Benachrichtigung mit Transak-

tionsdetails und pro Transaktion generierter TAN auf sein Endgerät zugestellt. 
Durch Eingabe der erhaltenen TAN und korrekter Beantwortung der Sicherheits-
frage im Kaufprozess wird der Zahlungsauftrag autorisiert.
3.2  App-Verfahren
Beim App-Verfahren werden die Transaktionsdetails via Internet direkt an eine 
besonders geschützte App auf das Endgerät des Karteninhabers übermittelt. 
Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Transaktion von der Akzeptanzstelle 
gefordert wird, erhält der Karteninhaber auf seinem Endgerät eine Benach rich ti-
gung. Die Transaktionsdetails werden innerhalb der App angezeigt. Durch Frei-
gabe und Bestätigung innerhalb der App – mittels Freigabe-Code oder biometri-
sche Freigabe, sofern vom Betriebssystem des Endgeräts unterstützt – wird der 
Zahlungsauftrag autorisiert.
3.3  Die Nutzung des gesicherten Bezahlverfahrens für Internet-Zahlungen kann 
für bestimmte Transaktionen zur Risikoprävention von der Bank eingeschränkt 
sein.
4 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
4.1  Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Dritter zur Durch-
führung von Internet-Zahlungen Zugang zu seinem für das Verfahren genutzten 
Endgerät erlangt. Das Endgerät ist vor Verlust und Diebstahl zu sichern. Im Fall von 
Verlust oder Diebstahl des Endgerätes ist nach Möglichkeit die App per Fernzugriff 
zu löschen und die SIM-Karte des Endgerätes sperren zu lassen. Zugangsdaten zur 
App dürfen nicht auf dem Endgerät gespeichert werden. Die App darf nicht auf 
Endgeräten eingesetzt werden, deren Betriebssystem manipuliert wurde, z. B. 
durch sogenanntes Jailbreaks oder Rooten oder sonstige nicht vom Hersteller des 
Endgeräts freigegebene Betriebssystem varianten. Weiter gilt Ziffer 6.4 der 
Vertrags- bzw. Ziffer 5.4 der Einsatzbe din gungen.
4.2  Das Endgerät, das zur Freigabe der Transaktion dient, sollte nicht gleichzei-
tig für die Internet-Zahlungen genutzt werden (physische Trennung der Kommu-
ni kationskanäle). 
4.3  Der Karteninhaber hat die Übereinstimmung der von der Bank dem Nutzer 
übermittelten Transaktionsdaten mit den von ihm für die Transaktion vorgesehe-
nen Daten abzugleichen. Bei Unstimmigkeiten ist die Transaktion abzubrechen 
und die Bank zu informieren. 
4.4  Der Karteninhaber hat die App nur aus offiziellen App-Stores (Apple App 
Store oder Google Play Store) herunterzuladen und die für die App vorgesehenen 
Updates regelmäßig zu installieren.
5 Änderung der Mobilfunknummer/Kennung der App
5.1  Sollte der Karteninhaber seine für das Verfahren genutzte Kennung (Sicher-
heitsfrage und/oder Mobilfunknummer für SMS-Empfang bzw. Kennung für App-
Nutzung) ändern wollen, steht ihm hierfür auf der Registrie rungs webseite der 
Bank bzw. bei Nutzung des App-Verfahrens in deren Online-Banking-System, eine 
entsprechende Funktion zur Verfügung. 
5.2  Ist kein Nachrichten-Versand an die bisher registrierte Kennung möglich 
(z. B. das Endgerät mit der hinterlegten Kennung wurde gestohlen), muss der 
Kartenin ha ber den Registrierungsprozess erneut durchlaufen, oder das Gerät für 
das App-Verfahren im Online-Banking deaktivieren.
6 Abmeldung vom Verfahren
6.1  Der Karteninhaber kann sich von der Teilnahme am sicheren Bezahlverfahren 
abmelden, in dem er auf der Registrierungswebseite der Bank den Button „Benut-
zerdaten löschen“ betätigt.
6.2  Wenn sich der Karteninhaber abgemeldet hat, ist es ihm erst nach Abschluss 
einer Neuregistrierung wieder möglich, seine Karte für Internetzahlungen bei am 
sicheren Bezahlverfahren teilnehmenden Akzeptanzstellen einzusetzen.
7 Datenerhebung und Datenverarbeitung, Einschaltung Dritter
7.1  Die Bank bzw. der Herausgeber bedient sich zur Bewirkung der von ihr bzw. 
ihm im Rahmen von Mastercard Identity CheckTM/Visa Secure zu erbringenden 
Leistungen und zur Einforderung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leis-
tun gen Dritter. 
7.2  Hat ein beauftragter Dienstleister seinen Sitz in einem Land außerhalb der 
Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums (z. B. Schweiz oder 
USA) wird die Bank bzw. der Herausgeber vor der Datenübermittlung für ein 
angemessenes Datenschutzniveau im Sinne der aktuellen gesetzlichen Anforde-
rungen sorgen, es sei denn, dass bereits eine Angemessenheitsentscheidung der 
Europäischen Kommission zugunsten des Landes vorliegt, in dem dieser Dienst-
leister seinen Sitz hat. Die Schweiz gilt datenschutzrechtlich als sicherer Staat.
7.3  Ausschließlich zum Zweck der Abwicklung des sicheren Bezahlverfahrens 
werden personenbezogene Daten des Karteninhabers im Rahmen der Registrie-
rung und Daten zum Zahlungsvorgang (insb. Kartennummer, die hinterlegte 
Mo bilfunknummer/Kennung, Sicherheitsfrage sowie ein Protokoll des authentifi-
zierten Zahlungsauftrags, der versendeten Nachrichten und die IP-Adres se und 
Geräte-/Browserdaten des aufrufenden Geräts, Daten zur Trans aktion/Be stellung 
des Karteninhabers) an den jeweiligen Dienst leister weitergegeben und von die-
sem verarbeitet, um die Kunden authenti fizierung zu überprüfen und eine 
Risikoprüfung für die Trans aktion durchzuführen. Spätestens mit Been digung des 
Kartenvertrags werden die Registrierungs daten gelöscht, sofern keine gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten entgegen stehen.
7.4  Nimmt eine Akzeptanzstelle an dem Verfahren teil, übernimmt der jeweilige 
Dienstleister die Authentifizierung des Karteninhabers und teilt der Akzep-
tanzstelle mit, ob diese erfolgreich war. Weitere Daten werden nicht an die 
Akzeptanzstelle übermittelt. War die Authentifizierung nicht erfolgreich, wird der 
Zahlungsauftrag abgelehnt (vgl. Ziffer 4.5 der Vertrags- bzw. Ziffer 3.5 der 
Einsatzbedingungen).

Stand: 10/2022
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Versicherungsbestätigung zur GoldCard1

Die	 DZ	 BANK	 AG	 (Versicherungsnehmer)	 hat	 zu	 Ihren	 Gunsten	 –	 als	 Inhaber	 einer	 gültigen	 GoldCard	 –	 Versicherungsverträge	 mit	 folgendem	
Versicherungsschutz	bei	den	in	den	Besonderen	Bestimmungen	genannten	Versicherern	der	R+V	Versicherungsgruppe	vereinbart:

Auslandsreise-Krankenversicherung

Der	Versicherer	bietet	tarifliche	Kostenübernahme	bei	akut	notwendigen	stationären	und	ambulanten	Behandlungen	–	einschließlich	schmerzstil-
lender	Zahnbehandlung	und	Reparatur	von	Zahnersatz	–	sowie	von	erforderlichen	Arzneimitteln	und	Heilmitteln.

Verkehrsmittel-Unfallversicherung

Werden	Flugreisen	oder	öffentliche	Verkehrsmittel,	ein	Mietwagen	oder	Hotels	mit	einer	GoldCard	bezahlt,	sind	die	versicherten	Personen	wäh-
rend	der	Benutzung	der	Verkehrsmittel	bzw.	während	des	Aufenthalts	auf	dem	Hotelgelände	unfallversichert.	

Versicherungsbestätigung	für	Ihre	GoldCard	Reise-Service-Versicherung

Der	Versicherer	erbringt	organisatorische	und/oder	finanzielle	Hilfe	bei	Krankheit,	Unfall,	Tod	oder	einer	sonstigen	persönlichen	Notlage	auf	einer	
Auslandsreise	 (z.	B.	Vermittlung	ärztlicher	Betreuung,	Krankenrücktransport,	Unterstützung	bei	Verlust	von	Reisedokumenten	und	Zahlungs	mit-
teln).

Auslands-Schutzbrief-Versicherung

Der	Versicherer	leistet	organisatorische	und/oder	finanzielle	Hilfe	bei	Panne,	Unfall	oder	Diebstahl,	wenn	Sie	mit	Ihrem	Fahrzeug	im	europäischen	
Ausland unterwegs sind (z. B. Pannenhilfe, Abschleppen und Bergen, Übernachtung).

Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung

Der	Versicherer	übernimmt	die	vertraglichen	Stornokosten	bei	Rücktritt	vor	Reiseantritt,	sowie	bei	Reiseabbruch	die	Rückreisekosten	bei	z.	B.	Tod,	
Unfall, unerwartete schwere Erkrankung, betriebsbedingte Arbeitslosigkeit und Wiedereinstellung nach Arbeitslosigkeit. Ferner ersetzt der Ver-
sicherer die Kosten für noch nicht in Anspruch genommene Reiseleistungen bei Abbruch der Reise.

Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes sind den nachfolgenden Bestimmungen sowie den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) je 
Versicherungsart zu entnehmen.

1	 Gilt	nur	in	Verbindung	mit	einem	gültigen	Kreditkartenvertrag	bei	der	DZ	BANK	AG.
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A.  Allgemeine Bestimmungen

1. Grundlage des Versicherungsschutzes

Der Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes ergeben sich aus den Allgemeinen und Besonderen Bestimmungen, den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen (AVB) je Versicherungsart sowie den gesetzlichen Regelungen.

2. Versicherte Personen; Versicherte Reisen

(1) Versichert sind Sie als Inhaber einer gültigen GoldCard, soweit Sie sowohl Ihren Wohnsitz als auch Ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Euro päischen Union (EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) haben. In der Auslandsreise-Kranken-Versicherung und der Auslands-
Schutzbrief-Ver sicherung müssen sich darüber hinaus Ihr Wohnsitz und der gewöhnliche Aufenthalt in demselben Vertragsstaat der EU/des EWR 
befinden.

(2) 	 Ist	die	Voraussetzung	nach	(1)	erfüllt,	sind	darüber	hinaus	folgende	Personen	auf	Reisen	versichert:

a) Ihr Ehegatte/eingetragener Lebenspartner oder Ihr Lebensgefährte, der mit Ihnen einen gemeinschaftlichen Wohnsitz hat.

b)	 unverheiratete	eigene	Kinder	oder	unverheiratete	Kinder	des	Versicherten	nach	a)	–	einschließlich	Adoptiv-,	Pflege-	und	Stiefkinder	–

 – bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs,

	 –		bis	 zur	Vollendung	des	25.	 Lebensjahrs,	wenn	 sich	das	Kind	 in	Schul-	oder	Berufsausbildung	befindet	 (z.	B.	 Studium)	oder	 ein	 freiwilliges	
sozia les bzw. ökologisches Jahr leistet.

Voraussetzung ist, dass auch diese Personen sowohl ihren Wohnsitz als auch gewöhnlichen Aufenthalt innerhalb der EU/des EWR haben. In der 
Auslandsreise-Kranken-Versicherung und der Auslands-Schutzbrief-Versicherung müssen sich darüber hinaus der Wohnsitz und der gewöhnliche 
Aufenthalt	dieser	Personen	in	demselben	Vertragsstaat	der	EU/des	EWR	befinden.

(3)	 	 In	der	Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung	sind	die	Personen	nach	(2)	nur	dann	versichert,	wenn	sich	diese	auf	gemeinsamen	
Reisen	mit	Ihnen	befinden	und	in	der	Reisebestätigung	mit	aufgeführt	sind.

(4)  Versichert sind alle Reisen, unter der Voraussetzung, dass die Kreditkarte auf Ihren Namen, also eine natürliche Person, beantragt und ausge-
stellt wurde.

3. Geltungsbereich

(1) Verkehrsmittelunfall-Versicherung, Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung 

Versicherungsschutz besteht weltweit.

(2) Auslandsreise-Krankenversicherung, Reise-Service-Versicherung

Versicherungsschutz	besteht	weltweit,	außer	in	dem	Vertragsstaat	der	EU/des	EWR,	in	dem	Sie	bzw.	die	versicherte	Person	sowohl	ihren	Wohnsitz	
als auch gewöhnlichen Aufenthalt hat (Ausland).

(3) Auslands-Schutzbrief-Versicherung

Versicherungsschutz	besteht	innerhalb	Europas	sowie	in	den	außereuropäischen	Anliegerstaaten	des	Mittelmeeres.

Kein	Versicherungsschutz	besteht	 jedoch	 für	Schadenereignisse	 in	dem	Vertragsstaat	der	EU/des	EWR,	 in	dem	Sie	bzw.	die	versicherte	Person	
sowohl	 ihren	Wohnsitz	 als	 auch	 gewöhnlichen	 Aufenthalt	 haben,	 sowie	 für	 Schadenereignisse	 innerhalb	 einer	 Entfernung	 von	 50	 Kilometern	
(Luftlinie)	vom	Wohnsitz	und	gewöhnlichen	Aufenthalt	von	Ihnen	bzw.	der	versicherten	Person.

4. Beginn, Dauer und Ende des Versicherungsschutzes

(1) Beginn des Versicherungsschutzes

Soweit	in	den	AVB	nicht	etwas	anderes	bestimmt	ist,	besteht	Versicherungsschutz	–	vorbehaltlich	des	ordnungsgemäßen	Zustandekommens	des	
Kreditkartenvertrags	–	mit	Anlegen	eines	Kreditkartenkontos	im	System	des	Kartenausstellers.

(2) Dauer des Versicherungsschutzes

a)	 	In	 der	 Auslandsreise-Krankenversicherung,	 Reise-Service-	 und	 Auslands-Schutzbrief-Versicherung	 besteht	 Versicherungsschutz	 für	 die	
jeweils	ersten	45	Tage	aller	vorübergehenden	Auslandsaufenthalte1.

b)	 	In	der	Verkehrsmittel-Unfall-	und	Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung	besteht	Versicherungsschutz	unabhängig	von	der	jewei-
ligen Reisedauer.

(3) Ende des Versicherungsschutzes

Unabhängig	von	(2)	und	soweit	in	den	Allgemeinen	Versicherungsbedingungen	nicht	etwas	anderes	bestimmt

ist, endet der Versicherungsschutz 

-  soweit die Voraussetzungen nach Ziffer 2 nicht erfüllt sind. Der Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald die Voraussetzungen wieder erfüllt 
werden, 

-	 	mit	Ablauf	des	Kreditkartenvertrags	oder	im	Falle	eines	Widerrufs	des	Kreditkartenvertrags	an	dem	Tag,	an	dem	die	Widerrufserklärung	zuge-
gangen ist. 

5. Beitragszahlung

Schuldner der Versicherungsbeiträge gegenüber R+V ist die DZ BANK AG. Den Beitrag für diese Versicherungen trägt die DZ BANK AG aus der 
Kartengebühr.

R+V ist nicht berechtigt, Beitrags- oder andere Forderungen, die gegenüber der DZ BANK AG als Versicherungsnehmer bestehen, mit Ansprüchen 
der	versicherten	Person	auf	eine	mögliche	Versicherungsleistung	aufzurechnen,	sofern	die	versicherte	Person	ihrer	Zahlungspflicht	gegenüber	der	
DZ	BANK	AG	nachgekommen	ist.	Der	Nachweis	der	Zahlung	obliegt	der	versicherten	Person.	§	35	VVG	findet	im	Verhältnis	zwischen	R+V	und	der	
versicherten	Person	insoweit	keine	Anwendung.

6. Rechte und Ansprüche im Versicherungsfall

(1)	 	 Die	Ausübung	der	Rechte	im	Versicherungsfall	steht	den	versicherten	Personen	direkt	zu.	Sie	sind	berechtigt,	die	Versicherungsleistungen	zu	

1	 	Gegen	Zahlung	eines	zusätzlichen	Beitrags	können	Personen	mit	ständigem	Wohnsitz	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	ihren	Versicherungs	schutz	in	der	Auslandsreise-Krankenversicherung	
ausdehnen	oder	außerhalb	der	Kreditkartenversicherung	beantragen.	Bitte	wenden	Sie	sich	hierzu	direkt	an	den	Versicherungsträger.
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empfangen.	Die	Zustimmung	der	DZ	BANK	AG	ist	hierfür	nicht	erforderlich.	§	44	Abs.	2	VVG	wird	abbedungen.

(2)	 	 Soweit	die	Kenntnis	und	das	Verhalten	des	Versicherungsnehmers	von	rechtlicher	Bedeutung	sind,	sind	bei	dieser	Gruppenversicherung	auch	
die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die Erfüllung der in diesen Allgemeinen und 
Besonderen Bestimmungen sowie in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen aufgeführten Obliegenheiten.

(3)	 	 Sie	werden	über	die	sich	während	der	Vertragslaufzeit	ergebenden,	für	Sie	bedeutsame	Änderungen	im	Sinne	des	§	7	Abs.	3	VVG	i.	V.	m.	§	6	
VVG-InfoV in geeigneter Weise im Vorfeld des Wirksamwerdens der Änderungen unterrichtet.

7. Obliegenheiten im Versicherungsfall; Rechtsfolgen bei Verletzung

(1)  Die Obliegenheiten im Versicherungsfall ergeben sich aus den Besonderen Bestimmungen und jeweiligen AVB.

(2)	 	 Die	unverzügliche	Meldung	des	Versicherungsfalls	ist	direkt	an	den	betreffenden	Versicherer	zu	richten.	Die	Anschriften	sind	den	jeweiligen	
Besonderen Bestimmungen zu entnehmen.

(3)	 	 Wird	eine	der	Obliegenheiten	nach	 (1)	und	 (2)	vorsätzlich	verletzt,	verlieren	Sie	 Ihren	Versicherungsschutz.	Bei	grob	fahrlässiger	Verletzung	
einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

(4) 	 Weisen	Sie	nach,	dass	Sie	die	Obliegenheit	nicht	grob	fahrlässig	verletzt	haben,	bleibt	der	Versicherungsschutz	bestehen.

(5)  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die 
Obliegen	heit	arglistig	verletzt	haben.

(6)	 	 Alle	für	den	Karteninhaber	getroffenen	Bestimmungen	gelten	sinngemäß	für	die	mitversicherten	Personen.

(7) 	 Ist	der	Versicherer	Ihnen	gegenüber	von	der	Verpflichtung	zur	Leistung	ganz	oder	teilweise	frei,	so	gilt	dies	auch	gegenüber	den	mitversicher-
ten Personen.

8.	 Verpflichtung	Dritter	und	Mehrfachversicherung

(1) 	 Soweit	 im	 Schadenfall	 ein	 Dritter	 Ihnen	 gegenüber	 aufgrund	 eines	 Vertrags	 oder	 einer	 Mitgliedschaft	 in	 einem	 Verband,	 Verein	 oder	 einer	
Körperschaft	öffentlichen	Rechts	zur	Leistung	oder	zur	Hilfe	verpflichtet	ist,	gehen	diese	Ansprüche	den	Leistungsverpflichtungen	der	Versicherer	
vor.

(2)	 	 Wenden	Sie	sich	nach	einem	Schadenereignis	allerdings	zuerst	an	den	Versicherer,	wird	der	Versicherer	Ihnen	gegenüber	abweichend	von	(1)	
in Vorleistung treten.

(3)  Sofern anderweitiger Versicherungsschutz für dieselben Gefahren besteht oder eine Entschädigung oder Leistung aufgrund des eingetrete-
nen	Versicherungsfalles	auch	bei	einem	anderen	Versicherer/Risikoträger	erlangt	werden	kann,	gehen	die	anderen	vertraglichen	Ansprüche	die-
sem	Vertrag	vor.	 Ist	auch	 in	dem	anderen	Vertrag	eine	subsidiäre	 (nachrangige)	Deckung	des	dortigen	Versicherers/Risikoträgers	vereinbart,	so	
geht	dennoch	die	von	uns	verwandte	Vereinbarung	vor.

(4) 	 Die	 Regelungen	 zur	 Auslandsreise-Krankenversicherung	 und	 zur	 Verkehrsmittel-Unfallversicherung	 ergeben	 sich	 aus	 den	 AVB	 dieser	
Produkte.

9. Verjährung; Anzeigen, Willenserklärungen

(1)	 	 Die	 Ansprüche	 aus	 den	 Versicherungsverträgen	 verjähren	 in	 drei	 Jahren.	 Die	 Frist	 berechnet	 sich	 nach	 den	 allgemeinen	 Vorschriften	 des	
Bürgerlichen Gesetzbuches.

Ist	ein	Anspruch	bei	dem	Versicherer	angemeldet	worden,	ist	die	Verjährung	von	der	Anmeldung	bis	zu	dem	Zeitpunkt	gehemmt,	zu	dem	Ihnen	die	
Entscheidung	des	Versicherers	in	Textform	zugeht.

(2) 	 Soweit	 gesetzlich	 keine	 Schriftform	 verlangt	 ist	 und	 soweit	 in	 den	 jeweiligen	 AVB	 nicht	 etwas	 anderes	 bestimmt	 ist,	 sind	 die	 für	 den	
Versicherer	bestimmten	Erklärungen	und	Anzeigen,	die	das	Versicherungsverhältnis	betreffen	und	die	unmittelbar	gegenüber	dem	Versicherer	
erfolgen,	in	Textform	abzugeben.

10. Anzuwendendes Recht; Gerichtsstand

(1)  Für diese Verträge gilt deutsches Recht.

(2) 	 Für	Klagen	aus	dem	Versicherungsverhältnis	gegen	Sie	oder	die	versicherte	Person	 ist	das	Gericht	des	Orts	zuständig,	an	dem	Sie	oder	die	
versicherte	Person	ihren	Wohnsitz	oder	in	Ermangelung	eines	solchen	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	haben.

(3)	 	 Klagen	gegen	den	Versicherer	können	bei	dem	Gericht	am	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	von	Ihnen	oder	der	versicherten	Person	
oder bei dem Gericht am Sitz des jeweiligen Versicherers anhängig gemacht werden.

(4)	 	 Verlegen	 Sie	 oder	 die	 versicherte	 Person	 nach	 Vertragsschluss	 ihren	 Wohnsitz	 und	 gewöhnlichen	 Aufenthalt	 in	 einen	 Staat,	 der	 nicht	
Mitglieds	staat	der	EU	oder	Vertragsstaat	des	EWR	ist,	oder	ist	ihr	Wohnsitz	und	gewöhnlicher	Aufenthalt	im	Zeitpunkt	der	Klageerhebung	nicht	
bekannt, ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.

11. Widerrufsrecht

Es	 gilt	 das	 Widerrufsrecht	 gem.	 Ziff.	 III.	 der	 Vorvertraglichen	 Informationen	 zum	 Kartenvertrag	 über	 eine	 Mastercard/Visa	 Card	 inkl.	 Produkt-
information	und	Information	über	im	Fernabsatz	und	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossener	Verträge.

Der	Widerruf	des	Kreditkartenvertrags	gilt	auch	für	die	Zusatzleistungen.	Der	Versicherungsschutz	endet	mit	Zugang	des	Widerrufs.
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B.  Besondere Bestimmungen und Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB)

1.  Auslandsreise-Krankenversicherung

Versicherer

Versicherer	ist	die	R+V	Krankenversicherung	AG,	Raiffeisenplatz	1,	65189	Wiesbaden.

Sie	erreichen	diese	Tag	und	Nacht	unter	der	Telefonnummer	+49	(0)	611	533-6290	oder	per	Fax	unter	der	Faxnummer	+49	(0)	611	533-6400.

Vertragsgrundlage

Dem	Versicherungsvertrag	 liegen	 neben	 den	Allgemeinen	 und	 Besonderen	 Bestimmungen	 die	 „Allgemeine	 Versicherungsbedingungen	 für	 die	
Auslandsreise-Krankenversicherung	im	Kreditkarten-/Schutzbriefbereich“	(AVB/KROE)	zugrunde,	die	im	Folgenden	auszugsweise	wiedergegeben	
werden. Auf Wunsch werden wir Ihnen die AVB insgesamt zur Verfügung stellen.

Auszug aus den „Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Auslandsreise-Kranken ver siche-
rung im Kreditkarten-/Schutzbriefbereich“
– AVB/KROE –
Stand: 01.01.2023

§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes

(1)  Der Versicherer – im Folgenden R+V genannt – bietet Versicherungsschutz für Krankheiten, Unfälle und andere im Vertrag genannte Ereignisse. 
Tritt	außerhalb	des	Staates,	in	dem	die	versicherte	Person	sowohl	ihren	Wohnsitz	als	auch	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat	(Ausland),	unvorher-
gesehen	ein	Versicherungsfall	ein,	ersetzt	R+V	dort	entstehende	Aufwendungen	für	Heilbehandlung	und	erbringt	sonst	vereinbarte	Leistungen.

(2)	 	 Versicherungsfall	 ist	 die	 medizinisch	 notwendige	 Heilbehandlung	 einer	 versicherten	 Person	 wegen	 einer	 im	 Ausland	 akut	 auftretenden	
Krank heit oder akuter Unfallfolgen.

Der	Versicherungsfall	beginnt	mit	der	Heilbehandlung;	er	endet,	wenn	nach	medizinischem	Befund	Behandlungsbedürftigkeit	nicht	mehr	besteht.	
Als	Versicherungsfall	gelten	auch	Schwangerschaft	und	Tod,	soweit	hierfür	Leistungen	vereinbart	sind.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes

(1) 	 Der	Versicherungsschutz	beginnt	zum	vereinbarten	Zeitpunkt	 (Versicherungsbeginn),	 jedoch	nicht	vor	Abschluss	des	Versicherungsvertrags	
und	nicht	vor	Grenzüberschreitung	ins	Ausland.

(2)	 	 Für	Versicherungsfälle,	die	vor	Beginn	des	Versicherungsschutzes	eingetreten	sind,	wird	nicht	geleistet.

(3) 	 Bei	 Neugeborenen	 beginnt	 der	 Versicherungsschutz	 ab	 Vollendung	 der	 Geburt,	 wenn	 am	 Tag	 der	 Geburt	 ein	 Elternteil	 mindestens	 drei	
Monate	bei	R+V	versichert	ist.	Der	Versicherungsschutz	darf	nicht	höher	oder	umfassender	als	der	eines	versicherten	Elternteils	sein.

(4)  Der Geburt eines Kindes steht die Adoption gleich, sofern das Kind im Zeitpunkt der Adoption noch minderjährig ist.

(5) 	 Die	Absätze	3	und	4	gelten	nicht,	soweit	für	das	Neugeborene	oder	für	das	Adoptivkind	anderweitiger	privater	oder	gesetzlicher	Kranken-
versicherungsschutz	im	Ausland	besteht.

§	4	 Umfang	der	Leistungspflicht

(1)  Der	versicherten	Person	steht	die	Wahl	unter	den	im	ausländischen	Aufenthaltsland	für	Heilbehandlung	zugelassenen	Ärzten	und	Zahnärzten	
frei.

(2)	 	 Arznei-,	Verband-,	Heil-	und	Hilfsmittel	müssen	von	den	in	Absatz	1	genannten	Behandlern	verordnet	werden.

(3)	 	 Bei	medizinisch	notwendiger	stationärer	Heilbehandlung	hat	die	versicherte	Person	freie	Wahl	unter	den	Krankenhäusern,	die	unter	ständiger	
ärztlicher	Leitung	stehen,	über	ausreichende	diagnostische	und	therapeutische	Möglichkeiten	verfügen	und	Krankengeschichten	führen.

(4)  R+V	erbringt	ausschließlich	die	nachfolgend	aufgeführten	Leistungen.	Sonstige	Leistungen,	 z.	B.	 für	Sehhilfen,	 sind	nicht	erstattungsfähig.	
Erstattungsfähig	sind	ausschließlich	Aufwendungen	für:

a) ärztliche Leistungen;

b) zahnärztliche Leistungen

	 	Schmerzstillende	 Zahnbehandlung	 und	 Zahnfüllungen	 in	 einfacher	 Ausführung	 sowie	 Reparaturen	 von	 Zahnersatz,	 nicht	 aber	 für	
Neuanfertigung, Kronen und Kieferorthopädie;

c) Arzneimittel

	 	Auch	Verbandmaterial	gilt	als	Arzneimittel.	Als	Arzneimittel,	auch	wenn	sie	vom	Arzt	verordnet	sind	und	heilwirksame	Stoffe	enthalten,	gelten	
nicht	Nährmittel	und	Stärkungspräparate	(auch	sexuelle),	Badezusätze,	Desinfektions-	und	Kosmetikmittel;

d)	 Heilmittel

	 Als	Heilmittel	gelten	Strahlen-,	Wärme-,	Licht-	und	sonstige	physikalische	Behandlungen;

e)	 Hilfsmittel

	 Ärztlich	verordnete	Gehhilfen	sowie	Schienen	und	Stützapparate	zur	Akutversorgung;

f)	 stationäre	Heilbehandlung

	 	Bei	stationärer	Heilbehandlung	in	einem	Krankenhaus	Unterkunft,	Verpflegung,	sonstige	notwendige	Sachleistungen	und	ärztliche	Leistungen.	
Anstelle	von	Kostenersatz	kann	ein	Krankenhaustagegeld	von	40	EUR	pro	Tag	gewählt	werden;

g)	 Transporte

	 	Den	ersten	medizinisch	notwendigen	Transport	zum	nächstgelegenen,	 für	die	Heilbehandlung	geeigneten	Krankenhaus	oder	zum	nächster-
reichbaren Notfallarzt durch Rettungsdienste.
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§	5	 Einschränkung	der	Leistungspflicht

(1)  Keine	Leistungspflicht	besteht

a)	 	für	medizinische	 Versorgung	 im	 Ausland,	 die	 der	 alleinige	Grund	 oder	 einer	 der	 Gründe	 für	 den	 Antritt	 der	 Reise	waren	 oder	 von	 der	 bei	
Reiseantritt	feststand,	dass	sie	bei	planmäßiger	Durchführung	des	Auslandsaufenthalts	stattfinden	musste	(siehe	auch	§	2	Absatz	2);

b)  für die bei dem jeweiligen Reisebeginn (Grenzüberschreitung ins Ausland) bestehenden und bekannten chronischen Erkrankungen (auch 
Anomalien)	 einschließlich	 Folgen	 sowie	 für	 Krankheiten	 einschließlich	 ihrer	 Folgen	 und	 Unfallfolgen,	 die	 in	 den	 letzten	 drei	 Monaten	 vor	
Reisebeginn behandelt wurden, sofern die Reise entgegen ärztlicher Empfehlung angetreten wurde;

c)	 	für	solche	Krankheiten	einschließlich	ihrer	Folgen	sowie	für	Folgen	von	Unfällen	und	für	Todesfälle,	die	durch	Kriegsereignisse	oder	Teilnahme	
an	inneren	Unruhen	verursacht	sind;

d)	 	für	auf	Vorsatz	oder	Sucht	beruhende	Krankheiten	und	Unfälle	einschließlich	deren	Folgen;

e)	 	für	 geistige	 und	 seelische	 Störungen	 und	 Erkrankungen	 sowie	 für	 psychosomatische	 Behandlung	 (z.	B.	 Hypnose,	 autogenes	 Training)	 und	
Psychotherapie;

f)  für Untersuchung und Behandlung wegen künstlicher Befruchtung, Schwangerschaft, Entbindung, Fehlgeburt und Schwangerschaftsabbruch 
sowie	deren	Folgen.	Kostenersatz	wird	aber	insoweit	geleistet,	als	unvorhergesehen	ärztliche	Hilfe	im	Aufenthaltsland	bei	akut	auftretenden	
Schwangerschaftskomplikationen, Früh- und Fehlgeburt notwendig ist;

g)	 für	Kur-	und	Sanatoriumsbehandlung	sowie	für	Rehabilitationsmaßnahmen;

h)  für Eigenbehandlungen oder Behandlungen durch Ehegatten, Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Eltern oder Kinder. 
Nachgewiesene Sachkosten werden entsprechend diesen Versicherungsbedingungen erstattet.

(2)	 	 Übersteigt	eine	Heilbehandlung	oder	sonstige	Maßnahme,	für	die	Leistungen	vereinbart	sind,	das	medizinisch	notwendige	Maß,	oder	ist	die	
geforderte Vergütung nicht angemessen, so kann R+V ihre Leistungen auf einen angemessenen Betrag herabsetzen. Dabei werden die Ver-
hältnisse im jeweiligen Aufenthaltsland zugrunde gelegt.

(3) 	 Besteht	Anspruch	auf	Leistungen	einer	gesetzlichen	Unfall-	oder	Rentenversicherung,	ist	R+V	nur	für	die	Aufwendungen	leistungspflichtig,	
welche trotz dieser Leistungen notwendig bleiben.

(4) 	 Soweit	im	Versicherungsfall	Leistungsverpflichtungen	aus	Verträgen	bei	anderen	Versicherungsträgern	oder	gegenüber	Körperschaften	des	
öffentlichen	Rechts	bestehen,	gehen	diese	vor.	Dies	gilt	auch,	wenn	der	andere	Versicherungsträger	ebenfalls	eine	nachrangige	Haftung	verein-
bart	hat.	Nimmt	die	versicherte	Person	unter	Vorlage	der	Originalbelege	zunächst	die	R+V	in	Anspruch,	tritt	diese	in	Vorleistung.

(5)  Hat	die	versicherte	Person	wegen	desselben	Versicherungsfalles	einen	Anspruch	gegen	mehrere	Erstattungsverpflichtete,	darf	die	Gesamter-
stattung die Gesamtaufwendungen nicht übersteigen.

§ 6 Auszahlung der Versicherungsleistungen

(1)  R+V	ist	zur	Leistung	nur	verpflichtet,	wenn	die	erforderlichen	Nachweise	(diese	werden	Eigentum	der	R+V)	erbracht	sind:

a) der Anspruch ist durch Belegurschriften nachzuweisen;

b) die Belege müssen grundsätzlich enthalten:

 Name und Anschrift des Ausstellers, Ausstellungsdatum, Vor- und Zuname sowie Geburtsdatum der behandelten Person;

	 –		ärztliche/zahnärztliche	Rechnungen	zusätzlich:	Krankheitsbezeichnung,	Spezifikation	der	einzelnen	ärztlichen/zahnärztlichen	Leistungen	mit	
Behandlungskosten und -daten;

	 –	Arznei-/Heil-/Hilfsmittelbezug/Verordnungen	zusätzlich:	Art	und	Menge;	Rechnungen	darüber	hinaus:	Preis,	Bezugsdatum,	Quittung;

	 –	Krankenhausrechnungen	zusätzlich:	Aufnahme-	und	Entlassungsdatum,	Krankheitsbezeichnung,	Spezifikation	der	Leistungen.

(2) 	 Die	in	einer	Fremdwährung	entstandenen	Kosten	werden	zum	aktuellen	Kurs	des	Tages,	an	dem	die	Belege	bei	R+V	eingehen,	in	Euro	umge-
rechnet.	Als	Kurs	des	Tages	gilt	der	offizielle	Euro-Wechselkurs	der	Europäischen	Zentralbank.

Für	nicht	gehandelte	Währungen,	für	die	keine	Referenzkurse	festgelegt	werden,	gilt	der	Kurs	gemäß	„Devisenkursstatistik“,	Veröffentlichungen	
der	Deutschen	Bundesbank,	Frankfurt/Main,	nach	jeweils	neuestem	Stand,	es	sei	denn,	die	versicherte	Person	weist	durch	Bankbeleg	nach,	dass	
sie	die	zur	Bezahlung	der	Rechnungen	notwendigen	Devisen	zu	einem	ungünstigeren	Kurs	erworben	hat.

(3)	 	 Kosten	für	die	Überweisung	von	Versicherungsleistungen	–	mit	Ausnahme	auf	ein	inländisches	Konto	–	können	von	den	Leistungen	abgezo-
gen werden.

(4) 	 Ansprüche	auf	Versicherungsleistungen	können	weder	abgetreten	noch	verpfändet	werden.	Das	Abtretungsverbot	nach	Satz	1	gilt	nicht	für	
ab	dem	01.10.2021	angelegte	Kreditkartenkonten;	gesetzliche	Abtretungsverbote	bleiben	unberührt.

§ 7 Ende des Versicherungsschutzes

(1)  Der Versicherungsschutz endet – auch für schwebende Versicherungsfälle – jeweils mit Beendigung des Auslandsaufenthalts

a)	 	spätestens	 nach	 Ablauf	 von	 45	 Tagen,	 falls	 nicht	 gegen	 Beitragszuschlag	 eine	 Verlängerung	 beantragt	 wurde;	 in	 diesem	 Fall	 endet	 die	
Versiche rung spätestens mit Beendigung des Verlängerungszeitraums;

b)	 mit	Ende	des	Versicherungsvertrags	bzw.	Versicherungsverhältnisses;

c)	 bei	Wegfall	der	Kreditkarten-	bzw.	Auslands-Schutzbrief-Inhaberschaft,	sofern	die	Versicherungsleistungen	vertraglich	daran	gebunden	sind.

(2)  Die	Leistungspflicht	für	entschädigungspflichtige	Versicherungsfälle	verlängert	sich	über	die	vereinbarte	Versicherungsdauer	hinaus,	solange	
die Rückreise aus medizinischen Gründen nicht möglich ist.

§ 9 Obliegenheiten

(1)  Der	Versicherungsnehmer	und	die	versicherte	Person	haben	auf	Verlangen	der	R+V	jede	Auskunft	zu	erteilen,	die	zur	Feststellung	des	Versiche-
rungsfalls	oder	der	Leistungspflicht	der	R+V	oder	ihres	Umfangs	erforderlich	ist.

(2)	 	 Auf	Verlangen	der	R+V	ist	die	versicherte	Person	verpflichtet,	sich	durch	einen	von	der	R+V	beauftragten	Arzt	untersuchen	zu	lassen.

(3) 	 Zur	Prüfung,	ob	und	ggf.	in	welchem	Umfang	ein	bedingungsgemäßer	Versicherungsfall	vorliegt,	ist	die	versicherte	Person	verpflichtet,	auf	
Verlangen	der	R+V-Ärzte,	Krankenanstalten,	Pflegeheime	und	Pflegepersonen,	andere	Personenversicherer	und	gesetzliche	Krankenkassen	sowie	
Berufsgenossenschaften	und	Behörden	zur	Auskunftserteilung	zu	ermächtigen	und	von	ihrer	Schweigepflicht	R+V	gegenüber	zu	entbinden	oder	
die erforderlichen Auskünfte selbst beizubringen.

(4)  Beginn	und	Ende	einer	jeden	Auslandsreise	sind	von	der	versicherten	Person	auf	Verlangen	der	R+V	im	Leistungsfall	nachzuweisen.
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§ 11 Ansprüche gegen Dritte

(1)  Hat	 der	 Versicherungsnehmer	 oder	 eine	 versicherte	 Person	 Ersatzansprüche	 gegen	 Dritte,	 so	 besteht,	 unbeschadet	 des	 gesetzlichen	
Forderungsübergangs	 nach	 §	 86	 VVG	 (siehe	 Anhang),	 die	 Verpflichtung,	 diese	 Ansprüche	 bis	 zur	 Höhe,	 in	 der	 aus	 dem	 Versicherungsvertrag	
Kostenersatz geleistet wird, an R+V schriftlich abzutreten.

(2)	 	 Der	Versicherungsnehmer	oder	die	versicherte	Person	hat	seinen	(ihren)	Ersatzanspruch	oder	ein	zur	Sicherung	dieses	Anspruchs	dienendes	
Recht	unter	Beachtung	der	geltenden	Form-	und	Fristvorschriften	zu	wahren	und	bei	dessen	Durchsetzung	durch	R+V	soweit	erforderlich	mitzu-
wirken.

(3)	 	 Verletzt	der	Versicherungsnehmer	oder	eine	versicherte	Person	vorsätzlich	die	in	den	Absätzen	1	und	2	genannten	Obliegenheiten,	ist	R+V	zur	
Leistung	insoweit	nicht	verpflichtet,	als	sie	infolgedessen	keinen	Ersatz	von	dem	Dritten	erlangen	kann.	Im	Fall	einer	grob	fahrlässigen	Verletzung	
der Obliegenheit ist R+V berechtigt, ihre Leistungen in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

(4)	 	 Steht	dem	Versicherungsnehmer	oder	einer	versicherten	Person	ein	Anspruch	auf	Rückzahlung	ohne	 rechtlichen	Grund	gezahlter	Entgelte	
gegen	den	Erbringer	von	Leistungen	zu,	für	die	R+V	aufgrund	des	Versicherungsvertrags	Erstattungsleistungen	erbracht	hat,	sind	die	Absätze	1	
bis 3 entsprechend anzuwenden. 

§ 12 Willenserklärungen und Anzeigen

Willenserklärungen	und	Anzeigen	gegenüber	R+V	bedürfen	der	Textform.

2.  Verkehrsmittel-Unfallversicherung

Versicherer

Versicherer ist die R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden.

Sie	erreichen	diese	Tag	und	Nacht	unter	der	Telefonnummer	+49	(0)	611	999-333.

Vertragsgrundlage

Dem	Versicherungsvertrag	liegen	die

–	 R+V	Allgemeine	Unfallversicherungs-Bedingungen	(R+V	AUB	2000,	Ausgabe	01/16)

–	 R+V	Besondere	Bedingungen	für	Mehrleistung	bei	einem	Invaliditätsgrad	ab	70	Prozent	(R+V	BB	Mehrleistung	100)

–	 R+V	Besondere	Bedingungen	für	die	Gruppen-Unfallversicherung	mit	Direktanspruch	der	versicherten	Person	(R+V	BB	Direktanspruch)

zugrunde, die im Folgenden auszugsweise wiedergegeben werden.

Versicherungsumfang

Der	Versicherungsschutz	erstreckt	sich	auf	Unfälle,	die	die	versicherten	Personen	erleiden:

a)	 	Als	Fluggast	bei	Reise-	oder	Rundflügen	in	einem	Propeller-,	Strahlflugzeug	oder	Hubschrauber	(nicht	Motorsegler,	Ultraleichtflugzeug	oder	
beim Fallschirmspringen).

	 	Der	Versicherungsschutz	besteht	 vom	Eintreffen	 auf	dem	Flughafengelände	bis	 zum	Verlassen	einschließlich	des	Flugs.	Umfasst	 sind	 auch	
Flug hafenaufenthalte bei Zwischenlandungen.

  Wenn zum Erreichen und/oder Verlassen des Flughafengeländes ein öffentliches Verkehrsmittel benutzt wird, ist die direkte unmittelbare 
Fahrt	 mitversichert.	 Gleiches	 gilt	 für	 eine	 von	 der	 Luftfahrtgesellschaft	 durchgeführte	 Ersatzbeförderung.	 Bei	 der	 Anfahrt	 zum	 Flughafen	
besteht	nur	dann	Versicherungsschutz,	wenn	der	anschließende	Flug	nachweislich	mittels	der	GoldCard	bezahlt	wurde.

b) Als Benutzer

 – eines öffentlichen Verkehrsmittels

	 –	eines	Mietwagens	(Pkw/Kombi),	längstens	jedoch	mit	einer	Mietdauer	von	bis	zu	sechs	Wochen	je	Mietvertrag

	 –	eines	Miet-Wohnmobils	während	der	Fahrt.

	 	Versicherungsschutz	besteht	für	die	Versicherten	vom	Besteigen	bis	zum	Verlassen	des	Fahrzeugs	und	umfasst	auch	das	Verlassen	des	Kraft-
fahrzeugs	beim	Tanken	und	bei	Pannen.

c)	 	Als	Übernachtungsgast	während	des	Aufenthalts	in	Hotelgebäuden	und	auf	dem	Hotelgelände.	Versicherungsschutz	besteht	vom	Betreten	bis	
zum	Verlassen	des	Hotelgeländes.

Die Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die Akzeptanz der GoldCard als Zahlungsmittel durch das Verkehrsmittelunternehmen/den 
Hotelbetrieb	und	die	Bezahlung	des	Verkehrsmittels/des	Hotels	mit	der	GoldCard.

Bei	der	Anmietung	eines	Mietwagens	bzw.	einer	Übernachtung	 im	Hotel	besteht	nur	dann	Versicherungsschutz,	wenn	von	den	Versicherten	 in	
Textform	 (z.	B.	 im	 Kfz-Mietvertrag,	 in	 der	 Hotelanmeldung	 oder	 in	 sonstigem	 Schriftwechsel)	 erklärt	 wird,	 dass	 die	 Bezahlung	 mittels	 einer	
GoldCard erfolgt bzw. die Anzahlung mittels der GoldCard geleistet wurde.

Wird	die	Bezahlung	für	mehrere	Personen,	die	Inhaber	der	oben	genannten	GoldCard	sind,	über	eine	der	GoldCards	vorgenommen,	besteht	auch	
Versicherungsschutz	für	diejenigen	Personen,	die	nicht	mit	der	versicherten	Kreditkarte	bezahlt	haben.

Versicherungssummen je versicherte Person

256.000	EUR	für	den	Invaliditätsfall

	 8.000	EUR	für	Unfall-Service

 26 EUR für Krankenhaustagegeld

256.000	EUR	für	den	Todesfall,	(5.500	EUR	für	Kinder	bis	zum	vollendeten	14.	Lebensjahr)

 1.100 EUR für Kurbeihilfe

 2.600 EUR für kosmetische Operationskosten

Die	 für	 die	 Versicherten	 genannten	 Versicherungssummen	 stellen	 die	 Höchstleistungen	 für	 jede	 einzelne	 versicherte	 Person	 dar,	 unabhängig	
davon,	ob	bei	der	R+V	Versicherung	Versicherungsschutz	über	eine	oder	mehrere	versicherte	Kreditkarten	besteht.
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Dieser	Versicherungsschutz	gilt	in	jedem	Fall	aber	zusätzlich	zu	bestehenden	anderweitigen	Unfallversicherungen,	und	zwar	auch	für	den	Bereich	
von	Flugreisen.

Begünstigung im Todesfall

Sofern keine besondere Begünstigung gegenüber der R+V Allgemeine Versicherung AG beantragt wird: die Erben.

Auszug aus den „Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen
(R+V AUB 2000, Ausgabe 01/16)“

Der Versicherungsumfang

1 Was ist versichert?

1.1	 Wir	bieten	Versicherungsschutz	bei	Unfällen,	die	der	versicherten	Person	während	der	Wirksamkeit	des	Vertrags	zustoßen.

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt.

1.3	 Ein	Unfall	liegt	vor,	wenn	die	versicherte	Person	durch	ein	plötzlich	von	außen	auf	ihren	Körper	wirkendes	Ereignis	(Unfallereignis)	unfreiwil-
lig eine Gesundheitsschädigung erleidet.

1.4 Als	Unfall	gilt	auch,	wenn	durch	eine	erhöhte	Kraftanstrengung	an	Gliedmaßen	oder	Wirbelsäule

–	ein	Gelenk	verrenkt	wird	oder

–	Muskeln,	Sehnen,	Bänder	oder	Kapseln	gezerrt	oder	zerrissen	werden.

1.5 Bitte beachten Sie die Regelungen über die Einschränkungen der Leistung (Ziffer 3) sowie die Ausschlüsse (Ziffer 5).

Sie gelten für alle Leistungsarten.

2 Welche Leistungsarten können vereinbart werden?

2.1 Invaliditätsleistung

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung

2.1.1.1	 Die	 körperliche	 oder	 geistige	 Leistungsfähigkeit	 der	 versicherten	 Person	 ist	 unfallbedingt	 dauerhaft	 beeinträchtigt	 (Invalidität).	 Eine	
Beeinträchtigung	 ist	dauerhaft,	wenn	sie	voraussichtlich	 länger	als	drei	 Jahre	bestehen	wird	und	eine	Änderung	des	Zustandes	nicht	erwartet	
werden kann.

Die	Invalidität	ist

– innerhalb eines Jahres nach dem Unfall eingetreten und

–	innerhalb	von	15	Monaten	nach	dem	Unfall	von	einem	Arzt	schriftlich	festgestellt	und

–	innerhalb	von	15	Monaten	nach	dem	Unfall	von	Ihnen	bei	uns	geltend	gemacht	worden.

2.1.1.2	Kein	Anspruch	auf	Invaliditätsleistung	besteht,	wenn	die	versicherte	Person	unfallbedingt	innerhalb	eines	Jahres	nach	dem	Unfall	stirbt.

2.1.2	Art	und	Höhe	der	Leistung

2.1.2.1	Die	Invaliditätsleistung	zahlen	wir	als	Kapitalbetrag.

2.1.2.2	Die	vereinbarte	Versicherungssumme	und	der	Grad	der	unfallbedingten	Invalidität	bilden	die	Grundlage	für	die	Berechnung	der	Leistung.

2.1.2.2.1	Bei	Verlust	oder	 vollständiger	Funktionsunfähigkeit	der	nachstehend	genannten	Körperteile	und	Sinnesorgane	gelten	ausschließlich,	
soweit	nicht	etwas	anderes	vereinbart	ist,	die	folgenden	Invaliditätsgrade:

Arm     70 %

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks  65 %

Arm unterhalb des Ellenbogengelenks  60 %

Hand			 	 55	%

Daumen  20 %

Zeigefinger		 10	%

anderer Finger  5 %

Bein	über	der	Mitte	des	Oberschenkels		 70	%

Bein	bis	zur	Mitte	des	Oberschenkels		 60	%

Bein bis unterhalb des Knies  50 %

Bein	bis	zur	Mitte	des	Unterschenkels		 45	%

Fuß		 	 	 	 40	%

große	Zehe		 5	%

andere Zehe  2 %

Auge    50 %

Gehör auf einem Ohr  30 %

Geruchssinn  10 %

Geschmackssinn  5 %

Bei	Teilverlust	oder	teilweiser	Funktionsbeeinträchtigung	gilt	der	entsprechende	Teil	des	jeweiligen	Prozentsatzes.

2.1.2.2.2	Für	andere	Körperteile	und	Sinnesorgane	bemisst	sich	der	Invaliditätsgrad	danach,	inwieweit	die	normale	körperliche	oder	geistige	Leis-
tungsfähigkeit	insgesamt	beeinträchtigt	ist.	Dabei	sind	ausschließlich	medizinische	Gesichtspunkte	zu	berücksichtigen.

2.1.2.2.3	Waren	betroffene	Körperteile	oder	Sinnesorgane	oder	deren	Funktionen	bereits	vor	dem	Unfall	dauernd	beeinträchtigt,	wird	der	Invali-
ditätsgrad	um	die	Vorinvalidität	gemindert.	Diese	ist	nach	den	Ziffern	2.1.2.2.1	und	2.1.2.2.2	zu	bemessen.
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2.1.2.2.4	Sind	mehrere	Körperteile	oder	Sinnesorgane	durch	den	Unfall	beeinträchtigt,	werden	die	nach	den	vorstehenden	Bestimmungen	ermit-
telten	Invaliditätsgrade	zusammengerechnet.	Mehr	als	100	%	werden	jedoch	nicht	berücksichtigt.

2.1.2.3	Stirbt	die	versicherte	Person

– aus unfallfremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem Unfall oder

– gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach dem Unfall

und	war	 ein	Anspruch	 auf	 Invaliditätsleistung	 entstanden,	 leisten	wir	 nach	dem	 Invaliditätsgrad,	mit	 dem	aufgrund	der	 ärztlichen	Befunde	 zu	
rechnen gewesen wäre.

2.5 Krankenhaustagegeld

2.5.1 Krankenhaustagegeld

2.5.1.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die	versicherte	Person	befindet	sich	wegen	eines	Unfalls	in	medizinisch	notwendiger	vollstationärer	Heilbehandlung	in	einem	Krankenhaus.

Aufenthalte	in	Sanatorien	und	Erholungsheimen	gelten	nicht	als	medizinisch	notwendige	vollstationäre	Heilbehandlung.

2.5.1.2	Höhe	und	Dauer	der	Leistung

Das	Krankenhaustagegeld	wird	 in	Höhe	der	 vereinbarten	Versicherungssumme	 für	 jeden	Kalendertag	der	 vollstationären	Behandlung	gezahlt,	
längstens	jedoch	für	zwei	Jahre,	vom	Unfalltag	an	gerechnet.

2.5.2 Krankenhaustagegeld im Ausland

2.5.2.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die	 versicherte	 Person	 befindet	 sich	 wegen	 eines	 Unfalls,	 der	 sich	 im	 Ausland	 ereignet	 hat,	 in	 medizinisch	 notwendiger	 vollstationärer	
Heilbehandlung	in	einem	Krankenhaus	im	Ausland.

Die	vollstationäre	Heilbehandlung	erfolgt	im	unmittelbaren	Anschluss	an	das	Unfallereignis.

Als	Ausland	gilt	jedes	Land	außerhalb	der	Bundesrepublik	Deutschland,	in	dem	die	versicherte	Person	keinen	ständigen	Wohnsitz	hat.

Aufenthalte	in	Sanatorien	und	Erholungsheimen	gelten	nicht	als	medizinisch	notwendige	vollstationäre	Heilbehandlung.

2.5.2.2	Höhe	und	Dauer	der	Leistung

Für	jeden	Kalendertag	der	vollstationären	Behandlung	im	Ausland	wird	zusätzlich	ein	Krankenhaustagegeld	in	Höhe	der	vereinbarten	Ver	siche-
rungssumme	gezahlt.	Die	vereinbarte	Versicherungssumme	wird	bis	zu	einer	Höhe	von	300	EUR	berücksichtigt.

2.6 Genesungsgeld

2.6.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die	versicherte	Person	ist	aus	der	vollstationären	Behandlung	entlassen	worden	und	hatte	Anspruch	auf	Krankenhaustagegeld	nach	Ziffer	2.5.

2.6.2	Höhe	und	Dauer	der	Leistung

Das	Genesungsgeld	wird	in	Höhe	der	vereinbarten	Versicherungssumme	für	die	gleiche	Anzahl	von	Kalendertagen	gezahlt,	für	die	wir	Kranken-
haustagegeld	leisten,	längstens	jedoch	für	100	Tage.	Die	Leistung	wird	nicht	nach	Ziffer	2.5.2.2	verdoppelt.

2.7 Todesfallleistung

2.7.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die	versicherte	Person	ist	infolge	des	Unfalls	innerhalb	eines	Jahres	gestorben.

Bitte	beachten	Sie	die	besondere	Pflicht	einer	rechtzeitigen	Anzeige	des	Todesfalls	nach	Ziffer	7.5.

2.7.2	Höhe	der	Leistung

Die	Todesfallleistung	wird	in	Höhe	der	vereinbarten	Versicherungssumme	gezahlt.

2.9 Kosten für kosmetische Operationen

2.9.1 Voraussetzungen für die Leistungen

–	 Die	versicherte	Person	hat	sich	wegen	eines	Unfalls	einer	kosmetischen	Operation	unterzogen.

	 	Als	kosmetische	Operation	gilt	eine	nach	Abschluss	der	Heilbehandlung	durchgeführte	ärztliche	Behandlung	mit	dem	Ziel,	eine	unfallbedingte	
Beeinträchtigung	des	äußeren	Erscheinungsbildes	der	versicherten	Person	zu	beheben.

–	 Die	kosmetische	Operation	erfolgt	innerhalb	von	drei	Jahren	nach	dem	Unfall.

	 	War	die	versicherte	Person	bei	Eintritt	des	Unfalls	noch	nicht	volljährig,	ersetzen	wir	die	Kosten	unabhängig	von	der	oben	genannten	Frist,	
wenn	die	Operation	vor	Vollendung	des	21.	Lebensjahres	durchgeführt	wird.

–	 Ein	Dritter	ist	nicht	zur	Leistung	verpflichtet	oder	bestreitet	seine	Leistungspflicht.

2.9.2	Art	und	Höhe	der	Leistungen

Wir	leisten	insgesamt	bis	zur	Höhe	der	vereinbarten	Versicherungssumme	Ersatz	für	nachgewiesene

– Arzthonorare und sonstige Operationskosten,

–	 notwendige	Kosten	für	Unterbringung	und	Verpflegung	in	einem	Krankenhaus,

–	 	Zahnbehandlungs-	und	Zahnersatzkosten,	die	durch	einen	unfallbedingten	Verlust	oder	Teilverlust	von	Schneide-	und	Eckzähnen	entstanden	
sind.

Ziffer	3	findet	keine	Anwendung.

2.10 Unfall-Service

2.10.1 Voraussetzungen für die Leistungen

–	Nach	einem	Unfall	befindet	sich	die	versicherte	Person	in	einer	Notsituation,	aus	der	sie	gerettet	oder	geborgen	wird.

–	Ein	Dritter	ist	nicht	zur	Leistung	verpflichtet	oder	bestreitet	seine	Leistungspflicht.
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2.10.2 Art der Leistungen

2.10.2.1	Wir	ersetzen	die	Kosten	für	Such-,	Rettungs-	oder	Bergungseinsätze	von	öffentlich-rechtlich	oder	privatrechtlich	organisierten	Rettungs-
diensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden.

Diese	Kosten	ersetzen	wir	auch	dann,	wenn	der	Unfall	unmittelbar	drohte	oder	ein	Unfall	nach	den	konkreten	Umständen	zu	vermuten	war.

2.10.2.2	Wir	 informieren	Sie	über	die	Möglichkeiten	ärztlicher	Versorgung	und	stellen	auf	Wunsch	eine	Verbindung	zwischen	dem	Hausarzt	der	
versicherten	Person	und	dem	behandelnden	Arzt	oder	Krankenhaus	her.

2.10.2.3	Wir	ersetzen	die	Kosten	für	den	ärztlich	angeordneten	Transport	der	versicherten	Person	zum	Krankenhaus	oder	zu	einer	Spezialklinik.

2.10.2.4	Wir	ersetzen	die	durch	die	Rückkehr	der	versicherten	Person	zu	 ihrem	ständigen	Wohnsitz	entstandenen	Mehrkosten,	soweit	diese	auf	
ärztliche	Anordnung	zurückgehen	oder	nach	der	Verletzungsart	unvermeidbar	waren.

2.10.2.5	Bei	einem	Unfall	im	Ausland	ersetzen	wir	die	zusätzlich	entstehenden	Heimfahrt-	oder	Unterbringungskosten	für	mitreisende	minderjähri-
ge	Kinder	und	den	mitreisenden	Partner	der	versicherten	Person.

Als	Ausland	gilt	jedes	Land	außerhalb	der	Bundesrepublik	Deutschland	in	dem	die	versicherte	Person	keinen	Wohnsitz	hat.

2.10.2.6	Bei	einem	unfallbedingten	Todesfall	im	Inland	ersetzen	wir	die	Kosten	für	die	Überführung	zum	letzten	ständigen	Wohnsitz.

2.10.2.7	Bei	einem	unfallbedingten	Todesfall	im	Ausland	ersetzen	wir	die	Kosten	für	die	Bestattung	im	Ausland	oder	für	die	Überführung	zum	letz-
ten ständigen Wohnsitz.

2.10.3	Höhe	der	Leistungen

Die	Höhe	der	Leistungen	ist	insgesamt	auf	den	im	Versicherungsschein	genannten	Betrag	begrenzt.

Ziffer	3	findet	keine	Anwendung.

2.11 Kurbeihilfe

2.11.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die	versicherte	Person	hat

–	 wegen	der	durch	ein	Unfallereignis	hervorgerufenen	Gesundheitsschädigung	oder	deren	Folgen

–	 innerhalb	von	drei	Jahren,	vom	Unfalltag	an	gerechnet

–	 für	einen	zusammenhängenden	Zeitraum	von	mindestens	drei	Wochen

– eine medizinisch notwendige Kur durchgeführt.

–	 Diese	Voraussetzungen	werden	von	Ihnen	durch	ein	ärztliches	Attest	nachgewiesen.

– Als Kur gilt nicht eine stationäre Behandlung, bei der die ärztliche Behandlung der Unfallfolgen im Vordergrund steht.

2.11.2	Höhe	der	Leistung

Die	Kurbeihilfe	wird	in	Höhe	der	im	Versicherungsschein	genannten	Versicherungssumme	einmal	je	Unfall	gezahlt.

Bestehen	für	die	versicherte	Person	bei	unserer	Gesellschaft	mehrere	Unfallversicherungen,	kann	die	vereinbarte	Kurbeihilfe	nur	aus	einem	dieser	
Verträge	verlangt	werden.

3 Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen?

Als	Unfallversicherer	leisten	wir	für	Unfallfolgen.	Haben	Krankheiten	oder	Gebrechen	bei	der	durch	ein	Unfallereignis	verursachten	Gesundheits-
schädigung oder deren Folgen mitgewirkt, mindert sich

–	 im	Fall	einer	Invalidität	der	Prozentsatz	des	Invaliditätsgrads,

–	 	im	Todesfall	und,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	 ist,	 in	allen	anderen	Fällen	die	Leistung	entsprechend	dem	Anteil	der	Krankheit	oder	des	
Gebrechens.	Beträgt	der	Mitwirkungsanteil	weniger	als	25	%,	unterbleibt	die	Minderung.

5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle:

5.1.1	Unfälle	 der	 versicherten	 Person	 durch	 Geistes-	 oder	 Bewusstseinsstörungen,	 auch	 soweit	 diese	 auf	 Trunkenheit	 beruhen,	 sowie	 durch	
Schlaganfälle,	 epileptische	Anfälle	oder	 andere	Krampfanfälle,	 die	den	ganzen	Körper	der	 versicherten	Person	ergreifen.	Versicherungsschutz	
besteht	jedoch,	wenn	diese	Störungen	oder	Anfälle	durch	ein	unter	diesen	Vertrag	fallendes	Unfallereignis	verursacht	waren.

5.1.2	Unfälle,	die	der	versicherten	Person	dadurch	zustoßen,	dass	sie	vorsätzlich	eine	Straftat	ausführt	oder	versucht.

5.1.3	Unfälle,	die	unmittelbar	oder	mittelbar	durch	Kriegs-	oder	Bürgerkriegsereignisse	verursacht	sind.

Versicherungsschutz	besteht	jedoch,	wenn	die	versicherte	Person	auf	Reisen	im	Ausland	überraschend	von	Kriegs-	oder	Bürgerkriegsereignissen	
betroffen wird.

Dieser	Versicherungsschutz	erlischt	am	Ende	des	siebten	Tags	nach	Beginn	eines	Kriegs	oder	Bürgerkriegs	auf	dem	Gebiet	des	Staats,	in	dem	sich	
die	versicherte	Person	aufhält.

Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, auf deren Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. Sie gilt auch nicht für die ak-
tive	 Teilnahme	 am	Krieg	 oder	 Bürgerkrieg	 sowie	 für	 Unfälle	 durch	 ABC-Waffen	 und	 im	 Zusammenhang	mit	 einem	Krieg	 oder	 kriegsähnlichen	
Zustand	zwischen	den	Ländern	China,	Deutschland,	Frankreich,	Großbritannien,	Japan,	Russland	oder	USA.

5.1.4	Unfälle	der	versicherten	Person

–  als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit er nach deutschem Recht dafür eine Erlaubnis benötigt, sowie als sonstiges Besat-
zungsmitglied eines Luftfahrzeugs;

–	 bei	einer	mit	Hilfe	eines	Luftfahrzeugs	auszuübenden	beruflichen	Tätigkeit;

–	 bei	der	Benutzung	von	Raumfahrzeugen.

5.1.5	Unfälle,	 die	 der	 versicherten	 Person	 dadurch	 zustoßen,	 dass	 sie	 sich	 als	 Fahrer,	 Beifahrer	 oder	 Insasse	 eines	 Motorfahrzeugs	 an	
Fahrtveranstal-tungen	einschließlich	der	dazugehörigen	Übungsfahrten	beteiligt,	bei	denen	es	auf	die	Erzielung	von	Höchstgeschwindigkeiten	
ankommt.

5.1.6	Unfälle,	die	unmittelbar	oder	mittelbar	durch	Kernenergie	verursacht	sind.
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5.2 Ausgeschlossen	sind	außerdem	folgende	Beeinträchtigungen:

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren Organen und Gehirnblutungen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis nach Ziffer 1.3 die überwiegende Ursache ist.

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Strahlen.

5.2.3	Gesundheitsschäden	durch	Heilmaßnahmen	oder	Eingriffe	am	Körper	der	versicherten	Person.

Versicherungsschutz	besteht	jedoch,	wenn	die	Heilmaßnahmen	oder	Eingriffe,	auch	strahlendiagnostische	und	-therapeutische,	durch	einen	unter	
diesen	Vertrag	fallenden	Unfall	veranlasst	waren.

5.2.4 Infektionen

5.2.4.1 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie

– durch Insektenstiche oder -bisse oder

–	durch	sonstige	geringfügige	Haut-	oder	Schleimhautverletzungen

verursacht	wurden,	durch	die	Krankheitserreger	sofort	oder	später	in	den	Körper	gelangten.

5.2.4.2 Versicherungsschutz besteht jedoch für

–	Tollwut	und	Wundstarrkrampf	sowie	für

–	Infektionen,	bei	denen	die	Krankheitserreger	durch	Unfallverletzungen,	die	nicht	nach	Ziffer	5.2.4.1	ausgeschlossen	sind,	in	den	Körper	gelang-
ten.

5.2.4.3	Für	Infektionen,	die	durch	Heilmaßnahmen	oder	Eingriffe	verursacht	sind,	gilt	Ziffer	5.2.3	Satz	2	entsprechend.

5.2.5	Vergiftungen	infolge	Einnahme	fester	oder	flüssiger	Stoffe	durch	den	Schlund.

Versicherungsschutz	besteht	 jedoch	 für	Kinder,	die	zum	Zeitpunkt	des	Unfalls	das	10.	Lebensjahr	noch	nicht	vollendet	haben.	Ausgeschlossen	
bleiben Vergiftungen durch Nahrungsmittel.

5.2.6	Krankhafte	Störungen	infolge	psychischer	Reaktionen,	auch	wenn	diese	durch	einen	Unfall	verursacht	wurden.

5.2.7 Bauch- oder Unterleibsbrüche

Versicherungsschutz	besteht	jedoch,	wenn	sie	durch	eine	unter	diesen	Vertrag	fallende	gewaltsame	von	außen	kommende	Einwirkung	entstan-
den sind.

Der Leistungsfall

7 Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?

Ohne	Ihre	Mitwirkung	und	die	der	versicherten	Person	können	wir	unsere	Leistung	nicht	erbringen.

7.1	 Nach	einem	Unfall,	der	voraussichtlich	eine	Leistungspflicht	herbeiführt,	müssen	Sie	oder	die	versicherte	Person	unverzüglich	einen	Arzt	hin-
zuziehen, seine Anordnungen befolgen und uns unterrichten.

7.2 Die	von	uns	übersandte	Unfallanzeige	müssen	Sie	oder	die	versicherte	Person	wahrheitsgemäß	ausfüllen	und	uns	unverzüglich	zurücksen-
den;	von	uns	darüber	hinaus	geforderte	sachdienliche	Auskünfte	müssen	in	gleicher	Weise	erteilt	werden.

7.3	 Werden	Ärzte	von	uns	beauftragt,	muss	sich	die	versicherte	Person	auch	von	diesen	untersuchen	lassen.	Die	notwendigen	Kosten	einschließ-
lich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalls tragen wir.

7.4	 Für	die	Prüfung	unserer	Leistungspflicht	benötigen	wir	möglicherweise	Auskünfte	von

–	 Ärzten,	die	die	versicherte	Person	vor	oder	nach	dem	Unfall	behandelt	oder	untersucht	haben.

– anderen Versicherern, Versicherungsträgern und Behörden.

Sie	oder	die	versicherte	Person	müssen	es	uns	ermöglichen,	die	erforderlichen	Auskünfte	zu	erhalten.

Dazu	kann	die	versicherte	Person	die	Ärzte	und	die	genannten	Stellen	ermächtigen,	uns	die	Auskünfte	direkt	zu	erteilen.	Ansonsten	kann	die	versi-
cherte Person die Auskünfte selbst einholen und uns zur Verfügung stellen.

7.5	 Hat	der	Unfall	den	Tod	zur	Folge,	ist	uns	dies	innerhalb	von	48	Stunden	zu	melden,	auch	wenn	uns	der	Unfall	schon	angezeigt	war.

Uns	ist	das	Recht	zu	verschaffen,	gegebenenfalls	eine	Blutprobe	und/oder	eine	Obduktion	durch	einen	von	uns	beauftragten	Arzt	vornehmen	zu	
lassen.

9 Wann sind die Leistungen fällig?

9.1	 Wir	sind	verpflichtet,	 innerhalb	eines	Monats	–	beim	Invaliditätsanspruch	 innerhalb	von	drei	Monaten	–	 in	Textform	zu	erklären,	ob	und	in	
welchem Umfang wir einen Anspruch anerkennen.

Die Fristen beginnen mit dem Eingang folgender Unterlagen:

– Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen,

–	 	beim	Invaliditätsanspruch	zusätzlich	der	Nachweis	über	den	Abschluss	des	Heilverfahrens,	soweit	es	für	die	Bemessung	der	Invalidität	notwen-
dig ist.

Wir übernehmen die Attestkosten, die Ihnen zur Begründung des Leistungsanspruchs entstehen.

Sonstige Kosten übernehmen wir nicht.

9.2	 Erkennen	wir	den	Anspruch	an	oder	haben	wir	uns	mit	Ihnen	über	Grund	und	Höhe	geeinigt,	leisten	wir	innerhalb	von	zwei	Wochen.

9.3	 Steht	die	Leistungspflicht	zunächst	nur	dem	Grunde	nach	fest,	zahlen	wir	–	auf	Ihren	Wunsch	–	angemessene	Vorschüsse.

Vor	 Abschluss	 des	 Heilverfahrens	 kann	 eine	 Invaliditätsleistung	 innerhalb	 eines	 Jahres	 nach	 dem	 Unfall	 nur	 bis	 zur	 Höhe	 einer	 vereinbarten	
Todesfallsumme	beansprucht	werden.

9.4	 Sie	und	wir	sind	berechtigt,	den	Grad	der	Invalidität	jährlich,	längstens	bis	zu	drei	Jahren	nach	dem	Unfall,	erneut	ärztlich	bemessen	zu	las-
sen.	Bei	Kindern	bis	zur	Vollendung	des	14.	Lebensjahres	verlängert	sich	diese	Frist	von	drei	auf	fünf	Jahre.	Dieses	Recht	muss

–	von	uns	zusammen	mit	unserer	Erklärung	über	unsere	Leistungspflicht	nach	Ziffer	9.1,

–	von	Ihnen	vor	Ablauf	der	Frist	ausgeübt	werden.
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R+V Besondere Bedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung mit Direktanspruch der versi-
cherten Person

(R+V BB Direktanspruch)
Sie	haben	mit	uns	eine	Unfallversicherung	gegen	Unfälle,	die	einem	anderen	zustoßen	(Fremdversicherung),	abgeschlossen.	Abweichend	von	den	
Allgemeinen	Unfallversicherungs-Bedingungen	gilt	Folgendes:

1.	 Die	versicherte	Person	kann	Leistungen	aus	der	Unfallversicherung	ohne	 Ihre	Zustimmung	unmittelbar	bei	uns	geltend	machen.	Wir	 leisten	
direkt	an	die	versicherte	Person.

2.	 Sie	als	Versicherungsnehmer	informieren	jede	versicherte	Person	über	den	im	Rahmen	dieses	Vertrags	bestehenden	Versicherungsschutz	und	
über diese Vereinbarung.

R+V	Besondere	Bedingungen	für	Mehrleistung	bei	einem	Invaliditätsgrad	ab	70	%

(R+V	BB	Mehrleistung	100)
Sie	haben	mit	uns	eine	Unfallversicherung	mit	Mehrleistungen	bei	Invalidität	vereinbart.	Der	Invaliditätsgrad	wird	nach	Ziffer	2.1	und	Ziffer	3	der	
R+V	Allgemeine	Unfallversicherungs-Bedingungen	(R+V	AUB	2000,	Ausgabe	01/16)	ermittelt.

Ziffer 2.1 R+V AUB 2000, Ausgabe 01/16, wird wie folgt ergänzt:

Wir	leisten	100	%	aus	der	versicherten	Invaliditätssumme,	wenn	der	Unfall	zu	einem	Invaliditätsgrad	von	mindestens	70	%	führt.

3.  Reise-Service-Versicherung

Versicherer

Versicherer ist die R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden.

Sie	erreichen	diese	Tag	und	Nacht	unter	der	Telefonnummer	+49	(0)	611	999-333.

Versicherungsumfang

Wir	erbringen	organisatorische	und/oder	finanzielle	Hilfe	bei	Krankheit,	Unfall,	Tod	oder	in	einer	sonstigen	Notlage,	die	Ihnen	als	Karteninhaber	
oder	 einer	 anderen	 versicherten	 Person	 auf	 einer	 Auslandsreise	 zustößt.	 Einzelheiten	 zu	 den	 Leistungen	 entnehmen	 Sie	 bitte	 den	 Vertrags-
grundlagen. 

Vertragsgrundlagen

Dem	Versicherungsvertrag	 liegen	die	 „Allgemeinen	Bedingungen	 für	die	Versicherung	von	Beistandsleistungen	auf	Reisen	und	Rücktransport-
kosten	(ABBR)“	zugrunde,	die	im	Folgenden	auszugsweise	wiedergegeben	werden.

Auszug aus den „Allgemeinen Bedingungen für die Versicherung von Beistandsleistungen auf 
Reisen und Rücktransportkosten (ABBR)“
Stand: 01.01.2017

§ 1 Gegenstand der Versicherung

Der	Versicherer	–	im	Folgenden	R+V	genannt	–	erbringt	Beistandsleistungen	bzw.	leistet	Entschädigung	in	folgenden	Notfällen,	die	einer	der	ver-
sicherten	Personen	während	der	Reise	zustoßen:

a)	 Krankheit/Unfall	(§	2)

b)	 Tod	(§	3)

c)	 Such-,	Rettungs-	und	Bergungskosten	(§	4	Nr.	1)

d)	 Strafverfolgungsmaßnahmen	(§	4	Nr.	2)

e)	 Verlust	von	Reisezahlungsmitteln	(§	4	Nr.	3)

f)	 Verlust	von	Reisedokumenten	(§	4	Nr.	4)	

§ 2  Krankheit/Unfall

(1) Ambulante Behandlung

R+V	informiert	auf	Anfrage	über	die	Möglichkeiten	ärztlicher	Versorgung.	Soweit	möglich,	benennt	sie	einen	Deutsch	oder	Englisch	sprechenden	
Arzt. R+V stellt jedoch nicht den Kontakt zum Arzt selbst her.

(2) Krankenhausaufenthalt

Erkrankt	oder	erleidet	die	versicherte	Person	einen	Unfall	und	wird	sie	deswegen	in	einem	Krankenhaus	stationär	behandelt,	erbringt	R+V	nach-
stehende Leistungen:

a) Vermittlung ärztlicher Betreuung

	 	R+V	stellt	über	einen	von	 ihr	beauftragten	Arzt	den	Kontakt	zum	jeweiligen	Hausarzt	der	versicherten	Person	und	den	behandelnden	Kran-
kenhausärzten her.

	 	Während	des	Krankenhausaufenthaltes	sorgt	sie	für	die	Übermittlung	von	Informationen	zwischen	den	beteiligten	Ärzten.	Auf	Wunsch	sorgt	
R+V zudem für die Information der Angehörigen.
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b) Krankenbesuchskosten

	 	Dauert	der	Krankenhausaufenthalt	länger	als	zehn	Tage,	organisiert	R+V	die	Reise	einer	der	versicherten	Person	nahestehenden	Person	zum	
Ort	des	Krankenhausaufenthalts	und	von	dort	zurück	zum	Wohnsitz	dieser	Person	und	übernimmt	die	entstehenden	Fahrtkosten.	Die	Kosten	
des	Aufenthalts	(z.	B.	Übernachtungskosten)	sind	jedoch	nicht	versichert.

c) Garantie/Abrechnung

 R+V gibt – soweit erforderlich – gegenüber dem Krankenhaus eine Kostenübernahmegarantie bis zu 12.500 EUR ab.
	 	R+V	übernimmt	namens	und	im	Auftrag	der	versicherten	Person	die	Abrechnung	mit	dem	Krankenversicherer	bzw.	sonstigen	Dritten,	die	zur	

Kostentragung	der	stationären	Behandlung	verpflichtet	sind.
	 	Soweit	die	von	R+V	verauslagten	Beträge	nicht	von	einem	Krankenversicherer	oder	Dritten	übernommen	werden,	sind	sie	von	der	versicherten	

Person	binnen	eines	Monats	nach	Rechnungsstellung	an	R+V	zurückzuzahlen.

(3) Krankenrücktransport

Sofern	es	medizinisch	sinnvoll	ist,	organisiert	R+V	den	Rücktransport	mit	medizinisch	adäquaten	Transportmitteln	(einschließlich	Ambulanz	flug-
zeugen)	 an	den	Wohnsitz	der	 versicherten	Person	bzw.	 in	das	dem	Wohnsitz	nächstgelegene	Krankenhaus.	R+V	übernimmt	die	gegenüber	der	
ursprünglich	geplanten	Rückreise	entstehenden	Mehrkosten.

(4) Rückholung von Kindern

Können	mitreisende	versicherte	Kinder	unter	16	Jahren	 infolge	einer	Erkrankung	oder	Verletzung	einer	versicherten	Person	nicht	mehr	betreut	
werden, sorgt R+V für deren Abholung und Rückfahrt mit einer Begleitperson zu ihrem Wohnsitz und übernimmt die gegenüber der ursprünglich 
geplanten	Rückreise	entstehenden	Mehrkosten.

§ 3 Tod

(1) Bestattung im Ausland

Stirbt	die	versicherte	Person	auf	der	Reise,	organisiert	R+V	auf	Wunsch	der	Angehörigen	die	Bestattung	 im	Ausland	und	übernimmt	hierfür	die	
Kosten.

(2) Überführung

Wahlweise	zu	§	3	Nr.	1	organisiert	R+V	die	Überführung	des	Verstorbenen	zum	Bestattungsort	in	das	Land	seines	bzw.	ihres	Wohnsitzes	und	über-
nimmt hierfür die Kosten.

(3) Rückholung von Kindern

Können	mitreisende	versicherte	Kinder	unter	16	Jahren	infolge	Todes	einer	versicherten	Person	nicht	mehr	betreut	werden,	sorgt	R+V	für	deren	
Abholung und Rückfahrt mit einer Begleitperson zu ihrem Wohnsitz und übernimmt die gegenüber der ursprünglich geplanten Rückreise entste-
henden	Mehrkosten.

§ 4 Sonstige Notfälle

(1) Such-, Rettungs- und Bergungskosten

Erleidet	die	versicherte	Person	einen	Unfall	und	muss	sie	deswegen	gesucht,	gerettet	oder	geborgen	werden,	erstattet	R+V	hierfür	die	Kosten	bis	
zu 2.500 EUR.

(2) Strafverfolgungsmaßnahmen

Wird	die	versicherte	Person	verhaftet	oder	mit	Haft	bedroht,	ist	R+V	bei	der	Beschaffung	eines	Anwalts	und	eines	Dolmetschers	behilflich.	In	die-
sem	Zusammenhang	anfallende	Gerichts-,	Anwalts-	und	Dolmetscherkosten	verauslagt	R+V	bis	zu	einem	Gegenwert	von	2.500	EUR.

Zusätzlich	verauslagt	R+V	bis	zu	einem	Gegenwert	von	12.500	EUR	eine	von	den	Behörden	eventuell	verlangte	Strafkaution.

Die	versicherte	Person	hat	die	verauslagten	Beträge	unverzüglich	nach	Erstattung	durch	die	Behörde	oder	das	Gericht,	spätestens	jedoch	inner-
halb	von	drei	Monaten	nach	Auszahlung	an	R+V	zurückzuzahlen.

(3) Verlust von Reisezahlungsmitteln

Gerät	die	versicherte	Person	durch	den	Verlust	ihrer	Reisezahlungsmittel	aufgrund	von	Diebstahl,	Raub	oder	sonstigem	Abhandenkommen	in	eine	
finanzielle	Notlage,	stellt	R+V	den	Kontakt	zur	Hausbank	der	versicherten	Person	her.

Sofern	erforderlich,	ist	R+V	bei	der	Übermittlung	eines	von	der	Hausbank	zur	Verfügung	gestellten	Betrages	an	die	versicherte	Person	behilflich.

Ist	eine	Kontaktaufnahme	zur	Hausbank	binnen	24	Stunden	nicht	möglich,	stellt	R+V	der	versicherten	Person	einen	Betrag	von	bis	zu	1.500	EUR	
zur	Verfügung.	Dieser	ist	binnen	eines	Monats	nach	dem	Ende	der	Reise	in	einer	Summe	an	R+V	zurückzuzahlen.

(4) Verlust von Reisedokumenten

Bei	 Diebstahl,	 Raub	 oder	 sonstigem	 Abhandenkommen	 von	 Dokumenten,	 die	 für	 die	 Fortsetzung	 der	 Reise	 notwendig	 sind,	 ist	 R+V	 bei	 der	
Ersatzbeschaffung	behilflich	und	übernimmt	die	hierfür	anfallenden	Gebühren.

§ 7 Risikoausschlüsse

Versicherungsschutz wird nicht gewährt

(1)	 	 für	Schäden,	die	durch	Aufruhr,	Terror,	innere	Unruhen,	Kriegsereignisse,	Kernenergie	(Der	Ersatz	bei	Schäden	durch	Kernenergie	richtet	sich	
ausschließlich	nach	dem	Atomgesetz.),	Verfügungen	von	hoher	Hand	oder	Erdbeben	unmittelbar	oder	mittelbar	verursacht	worden	sind.

Wird	die	versicherte	Person	von	einem	dieser	Ereignisse	überrascht,	besteht	Versicherungsschutz	innerhalb	der	ersten	14	Tage	seit	erstmaligem	
Ausbrechen, soweit R+V eine Leistung möglich ist.

(2) 	 in	den	Fällen	von	§	2	und	3	für	Schäden,	die	durch	eine	Erkrankung	oder	Verletzung	verursacht	wurden,	die	innerhalb	sechs	Wochen	vor	Rei-
sebeginn	erstmalig	oder	zum	wiederholten	Male	aufgetreten	ist	oder	noch	vorhanden	war.
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§ 10 Forderungsübergang

Die	Ansprüche	der	versicherten	Person	gegen	den	Krankenversicherer	oder	Dritte	gehen	auf	R+V	über,	soweit	diese	den	Schaden	ersetzt	hat.

§ 11 Obliegenheiten im Versicherungsfall

(1)	 	 Die	versicherte	Person	hat

a)	 R+V	einen	Schaden	unverzüglich	anzuzeigen	und	sich	darüber	abzustimmen,	ob	und	welche	Leistungen	R+V	erbringt;

b)	 alles	zu	vermeiden,	was	zu	einer	unnötigen	Kostenerhöhung	führen	könnte;

c)	 	R+V	jede	zumutbare	Untersuchung	über	Ursache	und	Höhe	des	Schadens	und	den	Umfang	ihrer	Leistungspflicht	zu	gestatten	und	jede	hierzu	
dienliche	Auskunft	zu	erteilen,	Original-Belege	zum	Nachweis	der	Schadenhöhe	vorzulegen	sowie	gegebenenfalls	die	behandelnden	Ärzte	im	
Rahmen	von	§	213	Versicherungsvertragsgesetz	von	ihrer	Schweigepflicht	zu	entbinden.

(2)	 	 Ist	R+V	aufgrund	der	Obliegenheitsverletzung	nach	§	11	Nr.	1	b)	eine	Abrechnung	mit	dem	Krankenversicherer	oder	Dritten	nicht	möglich,	ist	
sie	berechtigt,	von	der	versicherten	Person	die	verauslagten	Beträge	anteilig	nach	der	Schwere	des	Verschuldens	binnen	eines	Monats	 in	einer	
Summe zurückzufordern.

§ 12 Besondere Verwirkungsgründe

R+V	ist	von	der	Entschädigungspflicht	frei,	wenn

(1)	 	 die	versicherte	Person	den	Versicherungsfall	vorsätzlich	herbeigeführt	hat;	bei	grob	fahrlässiger	Herbeiführung	des	Schadens	ist	R+V	berech-
tigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen;

(2) 	 die	versicherte	Person	R+V	arglistig	über	Ursachen	zu	täuschen	versucht,	die	für	den	Grund	oder	für	die	Höhe	der	Leistung	von	Bedeutung	
sind.

§ 13 Zahlung der Entschädigung

Ist	die	Leistungspflicht	der	R+V	dem	Grunde	und	der	Höhe	nach	festgestellt,	so	hat	die	Auszahlung	der	Entschädigung	binnen	zwei	Wochen	zu	
erfolgen.	Hat	R+V	ihre	Leistungspflicht	festgestellt,	lässt	sich	jedoch	die	Höhe	der	Entschädigung	nicht	innerhalb	eines	Monats	nach	Anzeige	des	
Schadens feststellen, kann als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

4.  Auslands-Schutzbrief-Versicherung

Versicherer

Versicherer ist die R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden.

Sie	erreichen	diese	Tag	und	Nacht	unter	der	Telefonnummer	+49	(0)	611	999-333.

Versicherungsumfang

Wir	erbringen	organisatorische	und/oder	finanzielle	Hilfe	bei	Panne,	Unfall	oder	Diebstahl,	wenn	Sie	als	Karteninhaber	oder	eine	andere	versi-
cherte Person mit ihrem Fahrzeug im europäischen Ausland unterwegs sind. Einzelheiten zu den Leistungen entnehmen Sie bitte den Vertrags-
grundlagen. 

Vertragsgrundlagen

Dem	Versicherungsvertrag	liegen	die	„Allgemeinen	Bedingungen	für	die	Auslands-Schutzbrief-Versicherung	(ASB)“	zugrunde,	die	 im	Folgenden	
auszugsweise wiedergegeben werden.

Auszug aus den „Allgemeinen Bedingungen für die Auslands-Schutzbrief-Versicherung (ASB)“
Stand: 01.01.2021

§ 1 Versicherte Gefahren und versicherte Fahrzeuge

(1)  Der Versicherer – im Folgenden R+V genannt – erbringt Beistandsleistungen oder leistet Entschädigung in folgenden Fällen:

a)	 Panne	und	Unfall	(§	2)

	 aa)	Wiederherstellung	der	Fahrbereitschaft	am	Schadenort	(§	2	Nr.	1);

	 bb)	Bergen	und	Abtransport	(§	2	Nr.	2);

	 cc)	Übernachtung	bei	Fahrzeugausfall	(§	2	Nr.	3);

	 dd)	Weiterfahrt	oder	Rückfahrt	bei	Fahrzeugausfall	(§	2	Nr.	4a);

	 ee)	Mietwagen	bei	Fahrzeugausfall	(§	2	Nr.	4b);

	 ff)	Ersatzteilversand	(§	2	Nr.	5);

	 gg)	Fahrzeugtransport	bei	Fahrzeugausfall	(§	2	Nr.	6);

b)	 Diebstahl	und	Totalschaden	(§	3)

	 aa)	Übernachtung	(§	3	Nr.	1);

	 bb)	Weiterfahrt	und	Rückfahrt	(§	3	Nr.	2);

	 cc)	Mietwagen	(§	3	Nr.	3);

	 dd)	Fahrzeugverzollung	und	-verschrottung	(§	3	Nr.	4);

c)	 Fahrerausfall	(§	4)

	 aa)	Fahrzeugrückholung	(§	4	Nr.	1);

	 bb)	Übernachtung	(§	4	Nr.	2)
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(2)  Versicherte Fahrzeuge sind

a)	 eigene	Fahrzeuge	der	versicherten	Personen,

b)	 ein	der	versicherten	Person	für	eine	Dienstreise	zur	Verfügung	gestelltes	Firmenfahrzeug	oder

c)	 ein	von	der	versicherten	Person	angemietetes	Selbstfahrer-Vermietfahrzeug	(Mietwagen),

sofern es sich bei diesen um einen Personenkraftwagen, ein Kraftrad mit amtlichen Kennzeichen oder um ein Camping-Kfz handelt. Die genannten 
Fahrzeuge	dürfen	nach	ihrer	Bauart	und	Ausstattung	nur	zur	Beförderung	von	nicht	mehr	als	neun	Personen	(einschließlich	Führer)	geeignet	und	
bestimmt	 sein.	 Der	 Versicherungsschutz	 erstreckt	 sich	 auch	 auf	 mitgeführte	 Anhänger	 (mit	 Ausnahme	 von	 Anhängern	 für	 Tiertransporte,	
Verkaufswagen und Kühlanhänger) sowie mitgeführtes Gepäck und nicht gewerblich beförderter Ladung.

Zeitgleich besteht Versicherungsschutz nur für ein Fahrzeug.

§ 2 Panne und Unfall

Kann	das	Fahrzeug	aufgrund	einer	Panne	(Brems-,	Betriebs-	oder	reiner	Bruchschaden)	oder	eines	Unfalls	(unmittelbar	von	außen	her,	plötzlich	
mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis) seine Fahrt nicht unmittelbar fortsetzen, erbringt R+V Leistungen für:

(1)  die Wiederherstellung der Fahrbereitschaft des Fahrzeugs unmittelbar an der Schadenstelle durch Pannenhilfsfahrzeuge bis zu einem 
Höchstbetrag	von	100	EUR	(einschließlich	der	vom	Pannenhilfsfahrzeug	mitgeführten	Kleinteile);

(2) 	 das	 Bergen,	wenn	 das	 Fahrzeug	 von	 der	 Straße	 abgekommen	 ist,	 und	 das	 Abschleppen,	wobei	 sich	 die	 Leistungspflicht	 der	 R+V	 für	 das	
Abschleppen	auf	einen	Höchstbetrag	von	150	EUR	beschränkt;

(3)

a)	 	eine	Übernachtung	des	Karteninhabers	und	der	mitversicherten	Personen	bis	zu	60	EUR	pro	Person,	wenn	das	Fahrzeug	am	Schadenort	oder	in	
dessen	 Nähe	 fahrbereit	 gemacht,	 die	 Fahrbereitschaft	 aber	 am	 Tage	 des	 Schadenfalls	 nicht	 wiederhergestellt	 werden	 kann	 und	 der	
Karteninhaber	 und	 die	 mitversicherten	 Personen	 deshalb	 am	 Ort	 der	 Reparaturwerkstatt	 oder	 am	 nächstgelegenen	 Ort	 mit	 einer	
Übernachtungsmöglichkeit übernachten;

b)	 	weitere	Übernachtungen	nach	Maßgabe	von	a)	bis	zur	Wiederherstellung	der	Fahrbereitschaft	des	Fahrzeugs,	wenn	das	Fahrzeug	an	dem	auf	
den	Schadenfall	folgenden	Tag	nicht	wieder	in	fahrbereiten	Zustand	versetzt	ist,	jedoch	für	höchstens	zwei	weitere	Übernachtungen;

(4)  anstelle der Leistung nach Nr. 3 b)

a)	 	die	Fahrt	des	Karteninhabers	und	der	mitversicherten	Personen	mit	öffentlichen	Verkehrsmitteln	–	nach	Wahl	des	Einzelnen	–	entweder	zum	
Zielort	und	vom	Zielort	zurück	zu	der	Reparaturwerkstatt	am	Schadenort	oder	zum	Wohnsitz	des	Karteninhabers	und	für	diesen	oder	eine	von	
ihm	beauftragte	Person	vom	Wohnsitz	zur	Reparaturwerkstatt	am	Schadenort	auf	dem	jeweils	kürzesten	Wege.

	 	Eine	 Kostenerstattung	 erfolgt	 bis	 zur	 Höhe	 der	 Eisenbahnkosten	 2.	 Klasse	 einschließlich	 Zuschlägen	 sowie	 für	 Taxifahrten	 zum	 und	 vom	
nächst erreichbaren öffentlichen Verkehrsmittel bis zu insgesamt 35 EUR.

	 Liegt	der	Zielort	außerhalb	des	Geltungsbereichs,	beschränkt	sich	die	Leistung	auf	die	Fahrt	innerhalb	dieses	Geltungsbereichs;

oder

b)	 	die	Anmietung	eines	gleichartigen	Selbstfahrer-Vermietfahrzeugs	für	einen	Zeitraum,	der	der	Anzahl	der	Tage	bis	zum	Abschluss	der	Reparatur	
entspricht,	 jedoch	höchstens	 für	 sieben	Tage	und	maximal	 50	EUR	 je	 Tag.	Wird	diese	 Leistung	 in	Anspruch	genommen,	 stehen	weder	dem	
Karteninhaber	noch	einer	der	mitversicherten	Personen	Leistungen	nach	Nr.	3	b)	oder	Nr.	4	a)	zu;

(5) 	 den	Bahn-	oder	Lufttransport	von	Fahrzeugersatzteilen	zu	einem	Schadenort,	der	innerhalb	des	Geltungsbereichs	liegt	sowie	den	eventuell	
erforderlichen	einfachen	Rücktransport	ausgetauschter	Motoren,	Getriebe	oder	Achsen.

Voraussetzung ist, dass die Ersatzteile zur Wiederherstellung der Fahrbereitschaft des Fahrzeugs notwendig sind und am Schadenort oder in des-
sen Nähe nicht beschafft werden können;

(6)	 	 den	 Rücktransport	 des	 Fahrzeugs	 von	 einem	 Schadenort	 innerhalb	 des	Geltungsbereichs	 zu	 einer	Werkstatt	 an	 den	 amtlich	 festgelegten	
Wohnsitz des Karteninhabers oder den Weitertransport bis zum Zielort, sofern dadurch keine höheren Kosten als beim Rücktransport entstehen 
und eine Reparatur am Zielort möglich ist.

Voraussetzung ist, dass das Fahrzeug am Schadenort oder in dessen Nähe nicht fahrbereit gemacht werden kann und die Kosten einer Reparatur 
den	Wiederbeschaffungswert	des	Fahrzeugs	am	Tag	des	Schadens	 im	Land	des	Wohnsitzes	nicht	übersteigen.	Wiederbeschaffungs	wert	 ist	der	
Kaufpreis, der aufgewandt werden muss, um ein gleichwertiges, gebrauchtes Fahrzeug zu erwerben.

§ 3 Diebstahl und Totalschaden

Kann	das	Fahrzeug	aufgrund	eines	Diebstahls	oder	Totalschadens	(Reparaturkosten	übersteigen	den	Kaufpreis,	der	am	Tag	des	Schadens	im	Land	
des Wohnsitzes aufgewandt werden muss, um ein gleichwertiges, gebrauchtes Fahrzeug zu erwerben) nicht zu dem Wohnsitz des Karteninhabers 
zurückgefahren werden, erbringt der Versicherer Leistungen für:

(1)  höchstens	 drei	 Übernachtungen	 des	 Karteninhabers	 und	 der	 mitversicherten	 Personen,	 jeweils	 bis	 zu	 60	 EUR	 pro	 Person,	 soweit	
Übernachtungen	durch	den	Diebstahl	oder	Totalschaden	erforderlich	werden;

(2)	 	 die	Fahrt	des	Karteninhabers	und	der	mitversicherten	Personen	mit	öffentlichen	Verkehrsmitteln	zum	Zielort	und	zurück	zu	dem	amtlich	fest-
gelegten	Wohnsitz	des	Karteninhabers	auf	dem	jeweils	kürzesten	Weg.	Eine	Kostenerstattung	erfolgt	bis	zur	Höhe	der	Eisenbahnkosten	2.	Klasse	
einschließlich	Zuschläge	sowie	für	Taxifahrten	zum	und	vom	nächsterreichbaren	öffentlichen	Verkehrsmittel	bis	zu	insgesamt	35	EUR;

(3)  anstelle der Ersatzleistung nach Nr. 2 die Anmietung eines gleichartigen Selbstfahrer-Vermietfahrzeugs zur Weiter- und Rückfahrt, jedoch 
höchstens	 für	 sieben	Tage	und	höchstens	50	EUR	 je	Tag.	Wird	diese	Leistung	 in	Anspruch	genommen,	 stehen	weder	dem	Karteninhaber	noch	
einem der berechtigten Insassen Leistungen nach Nr. 2 zu;

(4)	 	 die	 Fahrzeugverzollung	 und	 -verschrottung	 durch	 Erstattung	 der	 für	 das	 Fahrzeug	 anfallenden	 Zollgebühren	 oder	 der	 Kosten	 der	 Ver-
schrottung,	wenn	eine	solche	zur	Vermeidung	von	Zollgebühren	durchgeführt	wird.
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§ 4 Fahrerausfall

Kann	auf	einer	Reise	infolge	Tod	des	Fahrers	oder	dessen	krankheits-	bzw.	verletzungsbedingter	Fahrunfähigkeit,	die	länger	als	drei	Tage	dauert,	
das	Fahrzeug	weder	von	diesem	noch	von	einem	der	Insassen	zurückgefahren	werden,	so	erbringt	R+V	Leistungen	für:

(1)  Fahrt,	 Unterbringung	 und	 Verpflegung	 eines	 Ersatzfahrers,	 der	 das	 Fahrzeug	 zu	 dem	 amtlich	 festgelegten	 Wohnsitz	 des	 Karteninhabers	
zurück	holt.	Die	Leistung	der	R+V	beschränkt	sich	 insgesamt	auf	einen	Höchstbetrag	von	0,25	EUR	je	km	Entfernung	zum	Wohnsitz	des	Karten-
inhabers;

(2)  höchstens drei Übernachtungen des Karteninhabers und der berechtigten Insassen bis zur Fahrzeugrückholung, jeweils bis zu 60 EUR pro 
Person, soweit die Übernachtungen durch den Fahrerausfall erforderlich werden.

§ 7 Besondere Risikoausschlüsse

Versicherungsschutz wird nicht gewährt,

(1)  wenn	der	Fahrer	bei	Eintritt	des	Schadens	nicht	die	vorgeschriebene	Fahrerlaubnis	hatte.	Die	Verpflichtung	zur	Leistung	bleibt	jedoch	gegen-
über	denjenigen	versicherten	Personen	bestehen,	die	von	dem	Fehlen	der	Fahrerlaubnis	ohne	Verschulden	keine	Kenntnis	hatten;

(2) 	 für	Schäden,	die	durch	Kriegsereignisse	jeder	Art,	innere	Unruhen,	Verfügungen	von	hoher	Hand,	Erdbeben	oder	Kernenergie	(Der	Ersatz	von	
Schäden	durch	Kernenergie	richtet	sich	ausschließlich	nach	dem	Atomgesetz.)	verursacht	wurden;

(3)  für	Schäden,	die	bei	Beteiligung	an	Fahrtveranstaltungen,	bei	denen	es	auf	die	Erzielung	einer	Höchstgeschwindigkeit	ankommt,	oder	bei	den	
dazugehörenden Übungsfahrten entstehen;

(4)	 	 wenn	 der	 Karteninhaber	 oder	 die	 mitversicherten	 Personen	 das	 Fahrzeug	 bei	 Eintritt	 des	 Schadens	 zur	 gewerbsmäßigen	 Personen	beför-
derung	oder	gewerbsmäßigen	Vermietung	verwendet;

(5) 	 wenn	sich	der	Versicherungsfall	bis	zu	50	km	 (Luftlinie)	von	einem	grenznahen	Wohnsitz	des	Karteninhabers	bzw.	der	mitversicherten	Per-
sonen entfernt ereignet hat;

(6)  wenn	 in	den	Fällen	des	§	4	die	Krankheit	bzw.	Verletzung	des	Karteninhabers	oder	der	mitversicherten	Person	bereits	 innerhalb	von	sechs	
Wochen	vor	Reisebeginn	aufgetreten	ist	oder	noch	vorhanden	war.

§ 8 Obliegenheiten des Karteninhabers im Versicherungsfall

Der Karteninhaber hat bei Eintritt des Versicherungsfalls

a)	 R+V	den	Schaden	unverzüglich	anzuzeigen;

b)	 	den	Schaden	nach	Möglichkeit	abzuwenden	oder	zu	mindern	und	dabei	–	soweit	zumutbar	–	die	Weisungen	der	R+V	zu	befolgen.	Er	hat,	soweit	
die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen;

c)	 	R+V	jede	zumutbare	Untersuchung	über	Ursache	und	Höhe	des	Schadens	und	über	den	Umfang	ihrer	Leistungspflicht	zu	gestatten	und	jede	
hierzu	dienliche	Auskunft	zu	erteilen,	Original-Belege	zum	Nachweis	der	Schadenhöhe	vorzulegen	sowie	gegebenenfalls	insoweit	die	behan-
delnden	Ärzte	im	Rahmen	von	§	213	Versicherungsvertragsgesetz	(VVG)	von	ihrer	Schweigepflicht	zu	entbinden;

d)	 	R+V	 bei	 der	 Geltendmachung	 der	 auf	 sie	 nach	 §	 86	 VVG	 übergegangenen	 Ersatzansprüche	 zu	 unterstützen	 sowie	 ihr	 die	 erforderlichen	
Auskünfte zu erteilen und Beweismittel auszuhändigen;

e)	 	R+V	 Name,	 Anschrift	 und	 Versicherungsschein-Nummer	 oder	 Mitglieds-Nummer	 einer	 anderweitig	 bestehenden	 Versicherung	 anzugeben,	
sofern bei dieser Versicherungsschutz für dieselbe Gefahr besteht.

§ 9 Besondere Verwirkungsgründe

R+V	ist	von	der	Entschädigungspflicht	frei,	wenn

(1) 	 der	Karteninhaber	oder	die	mitversicherten	Personen	den	Schaden	vorsätzlich	herbeigeführt	haben;	bei	grob	fahrlässiger	Herbeiführung	des	
Schadens ist R+V berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen;

(2)	 	 der	Karteninhaber	oder	die	mitversicherten	Personen	R+V	arglistig	über	Tatsachen	 zu	 täuschen	versuchen,	die	 für	den	Grund	oder	 für	die	
Höhe	der	Entschädigung	von	Bedeutung	sind.

§ 10 Zahlung der Entschädigung

(1)	 	 Ist	die	Leistungspflicht	der	R+V	dem	Grunde	und	der	Höhe	nach	festgestellt,	so	hat	die	Auszahlung	der	Entschädigung	binnen	zwei	Wochen	
zu	 erfolgen.	 Hat	 die	 R+V	 ihre	 Leistungspflicht	 festgestellt,	 lässt	 sich	 jedoch	 die	 Höhe	 der	 Entschädigung	 nicht	 innerhalb	 eines	 Monats	 nach	
Anzeige des Schadens feststellen, kann als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.
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5.  Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung

Versicherer

Versicherer	ist	die	KRAVAG-LOGISTIC	Versicherungs-Aktiengesellschaft,	Heidenkampsweg	102,	20097	Hamburg.	Diese	ist	ein	Unternehmen	der	
R+V-Versicherungsgruppe.

Die	Vertragsbetreuung	erfolgt	über	die	KRAVAG-LOGISTIC	Versicherungs-Aktiengesellschaft	Frankfurt,	Voltastraße	84,	60486	Frankfurt.	

Sie	erreichen	diese	Tag	und	Nacht	unter	der	Telefonnummer	+49	(0)	611	999-333.

Vertragsgrundlage

Allgemeine Bedingungen für die Reiserücktrittskosten-Versicherung für Inhaber der GoldCard (ABRV), sowie die Sonderbedingungen zu den ABRV 
für gemietete Ferienwohnungen.

„Allgemeine Bedingungen für die Reiserücktrittskosten-Versicherung für Inhaber der GoldCard 
(ABRV)“
Stand: 01.01.2023

§ 1 Gegenstand der Versicherung (Versicherungsfall)

Für	Reisen	 (hierzu	 zählen	 Individualreisen	und	Pauschalreisen),	die	eine	natürliche	Person	gebucht	hat,	 ersetzt	der	Versicherer	–	 im	Folgenden	
KRAVAG	genannt	–	Aufwendungen	nach	§	2,	wenn	infolge	einer	der	nachstehend	genannten	Gründe	entweder	die	Reiseunfähigkeit	nach	allge-
meiner	Lebenserfahrung	zu	erwarten	ist	oder	der	Antritt	der	Reise	oder	deren	planmäßige	Beendigung	nicht	zugemutet	werden	kann.	KRAVAG	ist	
leistungspflichtig,	wenn	 sich	 folgende	Risiken	 für	den	Karteninhaber	oder	 für	 eine	der	 versicherten	Personen	auf	gemeinsamer	Reise	mit	dem	
Karteninhaber	verwirklicht	haben:

(1)  Tod,	 schwere	 Unfallverletzung	 oder	 unerwartete	 schwere	 Erkrankungen	 eines	 Versicherten,	 seines	 Ehegatten	 oder	 eingetragenen	
Lebenspartners,	 seines	 im	 gemeinschaftlichen	 Wohnsitz	 wohnenden	 Lebensgefährten,	 seiner	 Kinder,	 Eltern,	 Geschwister,	 Großeltern,	 Enkel,	
Schwiegereltern, Schwiegerkinder;

(2) 	 Impfunverträglichkeiten	eines	Versicherten;

(3)  Schwangerschaft einer Versicherten;

(4)	 	 Schaden	am	Eigentum	eines	Versicherten	infolge	von	Feuer,	Elementarereignis	(kein	Leitungswasser)	oder	vorsätzlicher	Straftat	eines	Dritten,	
sofern der Schaden erheblich oder zur Schadenfeststellung seine Anwesenheit notwendig ist;

(5)  Verlust des Arbeitsplatzes eines Versicherten aufgrund einer unerwarteten betriebsbedingten Kündigung des Arbeitsplatzes durch den 
Arbeitgeber;

(6) 	 Aufnahme	eines	Arbeitsverhältnisses	durch	einen	Versicherten,	sofern	dieser	bei	Reisebuchung	arbeitslos	war	und	das	Arbeitsamt	der	Reise	
zugestimmt hat.

§ 2 Leistungsumfang

KRAVAG	leistet	bei	Eintritt	eines	Versicherungsfalls	nach	§	1	anteilig	für	die	versicherten	Personen	(siehe	Ziffer	2	der	Allgemeinen	Bestimmungen)	
im Verhältnis zur gebuchten Personenzahl.

(1) bei Nichtantritt der Reise.

Ersetzt	werden	die	einem	Reiseunternehmer	oder	einem	anderen	vertraglich	geschuldeten	Rücktrittskosten.

(2) bei vorzeitigem Abbruch der Reise.

Ersetzt werden

a)	 	die	 nachweislich	 entstandenen	 zusätzlichen	 Rückreisekosten	 und	 die	 hierdurch	 unmittelbar	 verursachten	 sonstigen	 Mehrkosten	 des	 Ver-
sicherten.	Voraussetzung	ist,	dass	An-	und	Abreise	in	dem	versicherten	Arrangement	enthalten	sind.	Bei	Erstattung	dieser	Kosten	wird	in	Bezug	
auf	Art	und	Klasse	des	Transportmittels,	der	Unterkunft	und	Verpflegung	auf	die	durch	die	Reise	gebuchte	Qualität	abgestellt.	

	 	Wenn	abweichend	von	der	gebuchten	Reise	die	Rückreise	mit	Flugzeug	erforderlich	wird,	werden	nur	die	Kosten	für	einen	Sitzplatz	in	der	ein-
fachsten Flugklasse ersetzt.

b)  Aufwendungen des Versicherten für gebuchte, jedoch nicht in Anspruch genommene Reiseleistungen. Durch die Entschädigung der Kosten der 
vorzeitigen	 Rückreise	 durch	 KRAVAG	 oder	 einen	 Dritten	 entfällt	 der	 Anspruch	 auf	 die	 Erstattung	 der	 Kosten	 der	 ursprünglich	 geplanten	
Rückreise.

(3) bei verspätetem Antritt der Reise.

Ersetzt werden

a)	 	die	 nachweislich	 entstandenen	 zusätzlichen	 Hinreisekosten	 und	 die	 hierdurch	 unmittelbar	 verursachten	 sonstigen	 Mehrkosten	 des	
Versicherten.	Voraussetzung	ist,	dass	An-	und	Abreise	in	dem	versicherten	Arrangement	enthalten	sind.

	 	Bei	Erstattung	dieser	Kosten	wird	in	Bezug	auf	Art	und	Klasse	des	Transportmittels,	der	Unterkunft	und	Verpflegung	auf	die	durch	die	Reise	
gebuchte	Qualität	abgestellt.	Wenn	abweichend	von	der	gebuchten	Reise	die	Hinreise	mit	Flugzeug	erforderlich	wird,	werden	nur	die	Kosten	
für	einen	Sitzplatz	 in	der	einfachsten	Flugklasse	ersetzt.	Erstattet	werden	die	Kosten	bis	zur	Höhe	der	Stornokosten,	die	bei	Nichtantritt	der	
Reise angefallen wären.

b)  Aufwendungen des Versicherten für gebuchte, jedoch nicht in Anspruch genommene Reiseleistungen. Durch die Entschädigung der Kosten der 
verspäteten	Hinreise	durch	KRAVAG	oder	einen	Dritten	entfällt	der	Anspruch	auf	die	Erstattung	der	Kosten	der	ursprünglich	geplanten	Hinreise.

(4) bei nachträglicher Rückreise.

Ersetzt	werden	die	nachweislich	entstandenen	zusätzlichen	Rückreisekosten	und	die	hierdurch	unmittelbar	verursachten	sonstigen	Mehrkosten	
des	Versicherten.	Voraussetzung	ist,	dass	An-	und	Abreise	in	dem	versicherten	Arrangement	enthalten	sind.	Bei	Erstattung	dieser	Kosten	wird	in	
Bezug	auf	Art	und	Klasse	des	Transportmittels	auf	die	durch	die	Reise	gebuchte	Qualität	abgestellt.

Wenn	abweichend	von	der	gebuchten	Reise	die	Rückreise	mit	Flugzeug	erforderlich	wird,	werden	nur	die	Kosten	für	einen	Sitzplatz	 in	der	ein-
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fachsten Flugklasse ersetzt. Durch die Entschädigung der Kosten der nachträglichen Rückreise entfällt der Anspruch auf die Erstattung der 
Kosten	der	ursprünglich	geplanten	Rückreise.	Die	durch	die	Verlängerung	angefallenen	Unterkunftskosten	sind	nicht	versichert.

(5)  Kosten für ärztliche Bescheinigungen zum Nachweis des Versicherungsfalles bis zum 2,3-fachen Satz der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ).

§ 3 Versicherungssummen

Die	Versicherungssumme	je	Familie	und	Schadenfall	beträgt	10.000	EUR,	je	versicherte	Person	und	Schadenfall	jedoch	höchstens	5.000	EUR.

§ 4 Selbstbehalt

Bei jedem Versicherungsfall beträgt der Selbstbehalt je Reise 300 EUR.

§ 5 Leistungsvoraussetzungen

Die Reise wurde während der Dauer des Versicherungsschutzes gebucht. Auf die Bezahlung der Reise mittels Kreditkarte kommt es dabei nicht an.

§ 6 Ausschlüsse

(1)	 	 Nicht	gedeckt	sind	Heilkosten,	Kosten	für	Begleitpersonen	sowie	Kosten	für	die	Überführung	eines	verstorbenen	Versicherten.

(2) 	 Nicht	versichert	sind

a) Kosten für Eintrittskarten, Lizenzgebühren, Parkplatzgebühren und Skipässe,

b)	 Gebühren	für	die	Beschaffung	von	Reisedokumenten,	z.	B.	Visum,	ESTA,	usw.,

c) Kreditkartengebühren, Bearbeitungsgebühren,

d) Impfgebühren.

(3)	 	 KRAVAG	haftet	nicht	für	die	Gefahren	des	Kriegs,	Bürgerkriegs	oder	kriegsähnlicher	Ereignisse	und	solche,	die	sich	unabhängig	vom	Kriegszu-
stand	 aus	 der	 feindlichen	 Verwendung	 von	 Kriegswerkzeugen	 sowie	 aus	 dem	 Vorhandensein	 von	 Kriegswerkzeugen	 als	 Folge	 einer	 dieser	
Gefahren ergeben, politische Gewalthandlungen, Aufruhr, sonstige bürgerliche Unruhen und Kernenergie.

(4) 	 KRAVAG	ist	von	der	Verpflichtung	zur	Leistung	frei,	wenn	für	den	Versicherten	der	Versicherungsfall	bei	Abschluss	der	Versicherung	oder	bei	
der	Buchung	der	Reise	voraussehbar	war	oder	der	Versicherte	ihn	vorsätzlich	herbeigeführt	hat.

§ 7 Obliegenheiten des Versicherten im Versicherungsfall

Der	Versicherte	ist	verpflichtet

(1) 	 der	KRAVAG	den	Eintritt	des	Versicherungsfalls	unverzüglich	mitzuteilen	und	gleichzeitig	die	Reise	bei	der	Buchungsstelle	oder	bei	bereits	
angetretener	Reise	beim	Reiseveranstalter	zu	stornieren;

(2)	 	 der	KRAVAG	jede	gewünschte	sachdienliche	Auskunft	zu	erteilen	und	ihr	alle	erforderlichen	Beweismittel	von	sich	aus	zur	Verfügung	zu	stel-
len,	insbesondere	ärztliche	Atteste	über	Krankheiten,	Unfälle,	Impfunverträglichkeit	bzw.	Schwangerschaft	im	Sinne	von	§	1	unter	Beifügung	der	
Buchungsunterlagen einzureichen;

(3)	 	 auf	Verlangen	der	KRAVAG	die	Ärzte	 von	der	Schweigepflicht	 in	Bezug	auf	den	Versicherungsfall	 zu	entbinden,	 soweit	diesem	Verlangen	
rechtswirksam nachgekommen werden kann;

(4)	 	 der	KRAVAG	bei	psychischen	Erkrankungen	ein	fachärztliches	Attest	eines	Psychiaters	einzureichen.

§ 8 Zahlung der Entschädigung

Ist	die	Leistungspflicht	der	KRAVAG	dem	Grunde	und	der	Höhe	nach	festgestellt,	so	hat	die	Auszahlung	der	Entschädigung	binnen	zwei	Wochen	
zu erfolgen.

Sonderbedingungen zu den ABRV für gemietete Ferienwohnungen
Bei	Abschluss	von	Mietverträgen	für	Ferienwohnungen	oder	Ferienappartements	in	Hotels	gilt	§	2	der	Allgemeinen	Bedingungen	für	die	Reise-
rück trittskosten-Versicherung für Inhaber der GoldCard (ABRV) in folgender Fassung:

KRAVAG	leistet	Entschädigung	bei	Eintritt	eines	Versicherungsfalls	nach	§	1	anteilig	für	die	versicherten	Personen	(siehe	Ziffer	2	der	Allgemeinen	
Bestimmungen) im Verhältnis zur gebuchten Personenzahl:
–	 	bei	Nichtbenutzung	der	Ferienwohnung,	des	Ferienhauses	oder	Ferienappartements	im	Hotel	aus	einem	der	in	§	1	ABRV	genannten	Gründe	für	

die	dem	Vermieter	oder	einem	anderen	vom	Versicherten	vertraglich	geschuldeten	Rücktrittskosten;
–	 	bei	vorzeitiger	Aufgabe	der	Ferienwohnung,	des	Ferienhauses	oder	des	Ferienappartements	im	Hotel	oder	bei	verspäteter	Anreise	aus	einem	

der	in	§	1	ABRV	genannten	wichtigen	Gründe	für	den	nicht	abgewohnten	Teil	der	Mietkosten,	falls	eine	Weitervermittlung	nicht	gelungen	ist.

Die	übrigen	Bestimmungen	der	ABRV	gelten	sinngemäß.

Erläuterungen zum Versicherungsschutz

Versicherungsschutz	besteht	unter	 anderem,	wenn	die	planmäßige	Durchführung	der	Reise	aufgrund	einer	unerwarteten	 schweren	Erkrankung	
nicht	zumutbar	 ist.	Die	KRAVAG	möchte,	dass	Sie	 Ihre	Versicherung	gut	verstehen.	Deshalb	erläutern	wir	den	Fachbegriff	„unerwartete	schwere	
Erkrankung“	und	geben	Ihnen	Beispiele.	Bitte	beachten	Sie,	dass	die	Beispiele	nicht	abschließend	sind.

„Unerwartete schwere Erkrankung“

Versichert	 ist	die	unerwartete	schwere	Erkrankung.	Die	Erkrankung	muss	„unerwartet“	und	„schwer“	sein.	Zunächst	definieren	wir	das	Kriterium	
„unerwartet“	und	geben	danach	Beispiele	für	„schwere“	Erkrankungen.

Wann ist eine Erkrankung unerwartet?

Jedes	erstmalige	Auftreten	einer	Erkrankung	nach	Abschluss	der	Versicherung	und	bei	Jahresverträgen	bzw.bestehenden	Versicherungsverträgen	
nach	Reisebuchung	gilt	als	unerwartet.	Versichert	 ist	ebenfalls	das	erneute	Auftreten	einer	Erkrankung,	wenn	 in	den	letzten	sechs	Monaten	vor	
Versicherungsabschluss	oder	bei	bestehendem	Versicherungsvertrag	vor	Buchung	der	Reise	für	diese	Erkrankung	keine	Behandlung	durchgeführt	
worden ist.

Sofern	 in	 den	 letzten	 sechs	Monaten	 vor	Versicherungsabschluss	 oder	 bei	 bestehendem	Versicherungsvertrag	 vor	 Buchung	 der	 Reise	 für	 eine	
bestehende	Erkrankung	keine	Behandlung	durchgeführt	worden	ist,	ist	ebenfalls	die	unerwartete	Verschlechterung	dieser	Erkrankung	versichert.

3434

Versicherungsbestätigung für Ihre GoldCard
Seite 1 – Stand: 01.01.2023

550710  01.23   Seite 1

Versicherungsbestätigung für Ihre GoldCard
Fassung: 01/2023

Inhaltsverzeichnis

Versicherungsbestätigung zur GoldCard ............................................................................................................................................................................................................2

A. Allgemeine Bestimmungen ...............................................................................................................................................................................................................................3

1. Grundlage des Versicherungsschutzes .........................................................................................................................................................................................................3

2. Versicherte Personen; Versicherte Reisen ....................................................................................................................................................................................................3

3. Geltungsbereich ...................................................................................................................................................................................................................................................3

4. Beginn, Dauer und Ende des Versicherungsschutzes ...............................................................................................................................................................................3

5. Beitragszahlung....................................................................................................................................................................................................................................................3

6. Rechte und Ansprüche im Versicherungsfall ...............................................................................................................................................................................................3

7. Obliegenheiten im Versicherungsfall; Rechtsfolgen bei Verletzung ...................................................................................................................................................4

8.	 Verpflichtung	Dritter	und	Mehrfachversicherung .....................................................................................................................................................................................4

9. Verjährung; Anzeigen, Willenserklärungen .................................................................................................................................................................................................4

10. Anzuwendendes Recht; Gerichtsstand .........................................................................................................................................................................................................4

11. Widerrufsrecht ......................................................................................................................................................................................................................................................4

B. Besondere Bestimmungen und Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB) ....................................................................................................................... 5

1.	 Auslandsreise-Krankenversicherung .............................................................................................................................................................................................................5

2.	 Verkehrsmittel-Unfallversicherung ................................................................................................................................................................................................................7

3.	 Reise-Service-Versicherung .......................................................................................................................................................................................................................... 12

4. Auslands-Schutzbrief-Versicherung........................................................................................................................................................................................................... 14

5. Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung ............................................................................................................................................................................. 17

6. Ergänzende Bestimmungen ........................................................................................................................................................................................................................... 19

7.	 Merkblatt	zur	Datenverarbeitung ................................................................................................................................................................................................................ 20



Versicherungsbestätigung für Ihre GoldCard
Seite 19 – Stand: 01.01.2023

550710  01.23   Seite 19

Nicht	 als	 Behandlung	 zählen	 regelmäßig	 durchgeführte	 medizinische	 Untersuchungen,	 um	 den	 Gesundheitszustand	 festzustellen.	 Die	 Unter-
suchungen werden nicht aufgrund eines konkreten Anlasses durchgeführt und dienen nicht der Behandlung der Erkrankung.

Wann ist eine Erkrankung schwer?

Beispiele	für	schwere	Erkrankungen,	die	zu	einer	Unzumutbarkeit	der	Reise	führen	können	(nicht	abschließend):

– Der behandelnde Arzt hat eine Reiseuntauglichkeit attestiert.

–	 	Die	 ärztlich	 attestierte	 gesundheitliche	 Beeinträchtigung	 ist	 so	 stark,	 dass	 der	Versicherte	 aufgrund	von	 Symptomen	 und	 Beschwerden	 der	
Erkrankung	die	geplante	Hauptreiseleistung	nicht	wahrnehmen	kann.

–	 Wegen	einer	ärztlich	attestierten	Erkrankung	einer	Risikoperson	ist	die	Anwesenheit	der	versicherten	Person	erforderlich.

Wann ist eine Erkrankung unerwartet und schwer?

Beispiele	für	eine	„unerwartet	schwere	Erkrankung“	(nicht	abschließend):

–	 Die	versicherte	Person	schließt	für	eine	gebuchte	Reise	eine	Versicherung	ab.	Vor	Reiseantritt	erleidet	sie	erstmals	einen	Herzinfarkt.

–	 	Bei	der	Mutter	der	versicherten	Person	wird	nach	Abschluss	der	Versicherung	und	nach	Reisebuchung	eine	Lungenentzündung	diagnostiziert.	
Aufgrund	der	Erkrankung	ist	die	Mutter	auf	Betreuung	durch	die	versicherte	Person	angewiesen.

–	 	Bei	Versicherungsabschluss	besteht	eine	Allergie	bei	der	versicherten	Person.	 In	den	letzten	sechs	Monaten	vor	Versicherungsabschluss	oder	
Reisebuchung ist für die Allergie keine Behandlung durchgeführt worden. 

	 	Vor	 Reiseantritt	 kommt	 es	 zu	 einer	 starken	 allergischen	 Reaktion.	 Diese	 wurde	 vom	 Arzt	 attestiert.	 Wegen	 der	 Heftigkeit	 der	 allergischen	
Reaktion	kann	die	versicherte	Person	die	geplante	Hauptreiseleistung	nicht	wahrnehmen.

Wann besteht kein Versicherungsschutz?

Nicht	alle	denkbaren	Fälle	sind	versichert.	Beispiel,	bei	dem	keine	„unerwartete	schwere	Erkrankung“	vorliegt	(nicht	abschließend):

–	 	Die	versicherte	Person	leidet	unter	einer	Erkrankung,	bei	denen	Schübe	ein	charakteristisches	Merkmal	des	Verlaufs	sind	(z.	B.	Multiple	Sklerose,	
Morbus	 Crohn).	 In	 den	 letzten	 sechs	 Monaten	 vor	 Versicherungsabschluss	 oder	 Reisebuchung	wurde	 eine	 Behandlung	 für	 die	 bestehende	
Erkrankung	durchgeführt.	Daher	ist	diese	Erkrankung	nicht	versichert.

6.  Ergänzende Bestimmungen

Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) § 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit

(2) 	 Bestimmt	der	Vertrag,	dass	der	Versicherer	bei	Verletzung	einer	Obliegenheit	nicht	zur	Leistung	verpflichtet	ist,	ist	er	leistungsfrei,	wenn	der	
Versicherungsnehmer	die	Obliegenheit	 vorsätzlich	verletzt	hat.	 Im	Fall	 einer	grob	 fahrlässigen	Verletzung	der	Obliegenheit	 ist	der	Versicherer	
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast	für	das	Nichtvorliegen	einer	groben	Fahrlässigkeit	trägt	der	Versicherungsnehmer.

(3)	 	 Abweichend	von	Absatz	2	ist	der	Versicherer	zur	Leistung	verpflichtet,	soweit	die	Verletzung	der	Obliegenheit	weder	für	den	Eintritt	oder	die	
Feststellung	des	Versicherungsfalles	noch	für	die	Feststellung	oder	den	Umfang	der	Leistungspflicht	des	Versicherers	ursächlich	ist.

Satz	1	gilt	nicht,	wenn	der	Versicherungsnehmer	die	Obliegenheit	arglistig	verletzt	hat.

(4)	 	 Die	vollständige	oder	teilweise	Leistungsfreiheit	des	Versicherers	nach	Absatz	2	hat	bei	Verletzung	einer	nach	Eintritt	des	Versicherungsfalles	
bestehenden	Auskunfts-	oder	Aufklärungsobliegenheit	zur	Voraussetzung,	dass	der	Versicherer	den	Versicherungsnehmer	durch	gesonderte	Mit-
teilung	in	Textform	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	hat.

§ 44 Rechte des Versicherten

(1) 	 Bei	 der	 Versicherung	 für	 fremde	 Rechnung	 stehen	 die	 Rechte	 aus	 dem	 Versicherungsvertrag	 dem	 Versicherten	 zu.	 Die	 Übermittlung	 des	
Versicherungsscheins	kann	jedoch	nur	der	Versicherungsnehmer	verlangen.

(2) 	 Der	Versicherte	kann	ohne	Zustimmung	des	Versicherungsnehmers	nur	dann	über	seine	Rechte	verfügen	und	diese	Rechte	gerichtlich	geltend	
machen, wenn er im Besitz des Versicherungsscheins ist.

§	82	 Abwendung	und	Minderung	des	Schadens

(1)	 	 Der	Versicherungsnehmer	hat	bei	Eintritt	des	Versicherungsfalles	nach	Möglichkeit	für	die	Abwendung	und	Minderung	des	Schadens	zu	sor-
gen.

(2)  Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn die 
Umstände	dies	gestatten.	Erteilen	mehrere	am	Versicherungsvertrag	beteiligte	Versicherer	unterschiedliche	Weisungen,	so	hat	der	Versiche	rungs-
nehmer	nach	pflichtgemäßem	Ermessen	zu	handeln.

(3)	 	 Bei	Verletzung	einer	Obliegenheit	nach	den	Absätzen	1	und	2	 ist	der	Versicherer	nicht	zur	Leistung	verpflichtet,	wenn	der	Versicherungs-
nehmer	die	Obliegenheit	vorsätzlich	verletzt	hat.	Im	Fall	einer	grob	fahrlässigen	Verletzung	ist	der	Versicherer	berechtigt,	seine	Leistung	in	einem	
der	Schwere	des	Verschuldens	des	Versicherungsnehmers	entsprechenden	Verhältnis	zu	kürzen;	die	Beweislast	für	das	Nichtvorliegen	einer	gro-
ben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

§ 83 Aufwendungsersatz

(1)	 	 Der	Versicherer	hat	Aufwendungen	des	Versicherungsnehmers	nach	§	82	Abs.	1	und	2,	auch	wenn	sie	erfolglos	bleiben,	insoweit	zu	erstatten,	
als der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen 
Betrag	auf	Verlangen	des	Versicherungsnehmers	vorzuschießen.

§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen

(1)  Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen einen Dritten zu, geht der Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit dieser dem Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend 
gemacht werden.

(2)  Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der gelten-
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den	Form-	und	Fristvorschriften	 zu	wahren	 und	bei	 dessen	Durchsetzung	durch	den	Versicherer	 soweit	 erforderlich	mitzuwirken.	 Verletzt	 der	
Versicherungsnehmer	 diese	 Obliegenheit	 vorsätzlich,	 ist	 der	 Versicherer	 zur	 Leistung	 insoweit	 nicht	 verpflichtet,	 als	 er	 infolgedessen	 keinen	
Ersatz	von	dem	Dritten	erlangen	kann.	Im	Fall	einer	grob	fahrlässigen	Verletzung	der	Obliegenheit	ist	der	Versicherer	berechtigt,	seine	Leistung	in	
einem	 der	 Schwere	 des	 Verschuldens	 des	 Versicherungsnehmers	 entsprechenden	 Verhältnis	 zu	 kürzen;	 die	 Beweislast	 für	 das	 Nichtvorliegen	
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

(3)  Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft 
lebt,	kann	der	Übergang	nach	Absatz	1	nicht	geltend	gemacht	werden,	es	sei	denn,	diese	Person	hat	den	Schaden	vorsätzlich	verursacht.

Beschwerden,	Meinungsverschiedenheiten

Bei	Problemen/Beschwerden	können	Sie	das	außergerichtliche	Beschwerde-	und	Rechtsbehelfsverfahren	bei	dem	Ombudsmann	Private	Kranken-	
und	Pflegeversicherung	(„PKV-Ombudsmann“)	bzw.	den	Versicherungsombudsmann	in	Anspruch	nehmen.

Für	die	Auslandsreise-Krankenversicherung	wenden	Sie	sich	bitte	an:

PKV-OMBUDSMANN
Private	Kranken-	und	Pflegeversicherung
Postfach 060222
10052 Berlin
E-Mail:	Ombudsmann@pkv-ombudsmann.de

Die	R+V	Krankenversicherung	AG	hat	 sich	verpflichtet,	 an	Streitbeilegungsverfahren	vor	 einer	Verbraucherschlichtungsstelle	 teilzunehmen.	Der	
PKV-Ombudsmann	 übt	 diese	 Funktion	 aus.	 Die	 R+V	 Krankenversicherung	 AG	 erklärt,	 an	 dessen	 Verfahren	 teilzunehmen.	 Sie	 gehen	 mit	 der	
Einlegung	einer	Beschwerde	beim	PKV-Ombudsmann	keinerlei	Verpflichtungen	ein.	Die	Empfehlung	des	Ombudsmanns	bindet	Sie	in	keiner	Weise.
Nähere	Informationen	zum	Verfahren	finden	Sie	auf	der	Homepage	des	PKV-Ombudsmann:	www.pkv-ombudsmann.de.

Für alle anderen Versicherungsarten wenden Sie sich bitte an:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
E-Mail:	beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Der	Ombudsmann	 für	Versicherungen	 ist	 eine	unabhängige	und	kostenfrei	 arbeitende	Schlichtungsstelle.	Die	 am	Gruppenversicherungsvertrag	
beteiligten	Versicherer	haben	sich	verpflichtet,	an	dem	Schlichtungsverfahren	teilzunehmen.
Weitere	Informationen	finden	Sie	im	Internet	unter	
www.versicherungsombudsmann.de.

Das Verfahren ist für Sie kostenfrei.

Entscheidungen	des	Versicherungsombudsmanns	bis	zum	Beschwerdewert	von	10.000	EUR	sind	für	die	betreffenden	Versicherer	bindend.

Unabhängig	von	der	Inanspruchnahme	dieser	außergerichtlichen	Beschwerdestellen	besteht	für	Sie	weiterhin	die	Möglichkeit,	den	Rechtsweg	zu	
beschreiten.

Aufsichtsbehörde und Beschwerden

Aufsichtsbehörde	 für	 die	 R+V	 Krankenversicherung	 AG,	 die	 Allgemeine	 Versicherung	 AG	 und	 die	 KRAVAG-Logistic	 Versicherung	 AG	 ist	 die	
Bundesanstalt	für	Finanzdienstleistungsaufsicht	(Bafin),	Sektor	Versicherungsaufsicht,	Graurheindorfer	Str.	108,	53117	Bonn.

Sie	können	sich	mit	einer	Beschwerde	an	die	Bundesanstalt	für	Finanzdienstleistungsaufsicht	per	Post	oder	per	Telefax	wenden:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefax: +49 228 4108-1550

Unabhängig	davon	besteht	für	Sie	weiterhin	die	Möglichkeit	den	Rechtsweg	zu	beschreiten.

Hinweis:	Die	BaFin	ist	keine	Schiedsstelle	und	kann	einzelne	Streitfälle	nicht	verbindlich	entscheiden.

7.		 Merkblatt	zur	Datenverarbeitung
Das	Merkblatt	zur	Datenverarbeitung	ist	im	Internet	unter	www.ruv.de/datenschutz	abrufbar.

Wir senden Ihnen das Dokument gerne auch per Post zu. Bitte wenden Sie sich hierzu an Ihren Ansprechpartner oder Ihre Ansprechpartnerin.
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Entgelte Kreditkarten
(Gültig ab 14. Juli 2025)

Bargeldauszahlung an eigene Kunden am Schalter am Geldautomaten

mit unserer Mastercard® ClassicCard/GoldCard (Kreditkarte) entfällt 0,00 €

Hinweise:
Die nachfolgend aufgeführten Entgelte für Bargeldauszahlungen werden 
–  nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden;  
 Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist. 
– nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt für die Kontoführung abgegolten 
 oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).

1. Bargeldauszahlung

Bargeldauszahlung an eigene Kunden  
bei anderen Kreditinstituten (KI)

am Schalter am Geldautomaten

mit Mastercard® ClassicCard/GoldCard (Kreditkarte) 

– im Inland und Ausland 

(zzgl. 2 % vom Umsatz für den Auslandseinsatz1 bei Zahlung 
in Fremdwährung und/oder in einem Land außerhalb der EU 
und der EWR-Staaten). Gegebenenfalls werden Sie durch 
den Geldautomatenbetreiber mit einem zusätzlichen Entgelt 
belastet.

2 % vom Umsatz  
mind. 5,50 EUR 

0,00 €

1 Wird nur bei Bargeldauszahlungen im EWR in EWR-Fremdwährungen berechnet: Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische 
Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, 
Ungarischer Forint. Zum Umrechnungskurs siehe Punkt 5 dieser Übersicht.

Mastercard® – Ausgabe einer Kreditkarte

• Ersatzkarte2      0,00 EUR 
• Ersatz-PIN3      0,00 EUR 
• Auslandseinsatz4 beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwährung und/oder  
   bei Zahlung in einem Land außerhalb der EWR-Staaten5 2 % vom Umsatz 

2. 1. Mastercard® ClassicCard – Ausgabe einer Kreditkarte

• Pro Jahr    29,00 EUR 
• Bei SpardaGiroWertvoll (Girokonto)    0,00 EUR 
   für Kontoinhaber, pro Jahr  

2 Wird nur berechnet, wenn der Kunde die Umstände, die zum Ersatz der Karte geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte  
verpflichtet ist. 
3 Wird nur berechnet, wenn der Kunde die Umstände, die zum Ersatz der PIN geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatz-PIN  
verpflichtet ist. 
4 Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 5 dieser Übersicht. 
5 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Ita-
lien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, 
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen. 

2. 2. Mastercard® GoldCard – Ausgabe einer Kreditkarte

• Pro Jahr    79,00 EUR 
• Bei SpardaGiroWertvoll (Girokonto)  29,00 EUR 
   für Kontoinhaber, pro Jahr  

2. Kartengestützter Zahlungsverkehr

3. Ausführungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers spätestens wie folgt eingeht: 

Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) max. ein Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in einer  
anderen EWR-Währung als Euro

max. vier Geschäftstage

Kartenzahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) unabhängig 
von der Währung

Die Kartenzahlung wird  
baldmöglichst bewirkt



5. Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

Außerhalb von Festpreisgeschäften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen oder umgekehrt wie folgt verfahren (soweit nichts 
anderes vereinbart ist):

(1) Abrechnungskurs
 Die Bank rechnet bei Kundengeschäften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausgänge) in fremder Währung (Devisen) den Anund Verkauf von Devisen  
 zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Abrechnung von Fremdwährungsgeschäften, die die Bank im Rahmen des  
 ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis um 12:00 Uhr nicht  mehr durchführen kann, rechnet die Bank zu dem am nächsten Handelstag  
 festgesetzten Kurs ab.

(2) Ermittlung der Abrechnungskurse für Devisengeschäfte
 Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank, 
 Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum) unter Berücksichtigung der im  
 internationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung notierten (quotierten) Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf  
 den ermittelten Devisenkursen.

(3) Veröffentlichung der Devisenkurse
 Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter www.genofx.dzbank.de ab 14:00 Uhr veröffentlicht und stellen die  
 Referenzwechselkurse der jeweiligen Währung dar.

(4) Kursänderungen
 Eine Änderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des  
 Kunden wirksam.

5.1. Fremdwährungsgeschäfte ohne kartengebundene Zahlungsvorgänge

4. Geschäftstage der Bank

Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung 
von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank unterhält den für die Ausführung von Zahlungen erforderlichen 
Geschäftsbetrieb an allen Werktagen, mit Ausnahme 
–  Sonnabende 
– 24. und 31. Dezember
Für Bargeldauszahlungen und -einzahlungen an Geldautomaten der kontoführenden Bank ist jeder Tag, an dem der Geldautomat tatsächlich 
betrieben wird, ein Geschäftstag.

5.2. Fremdwährungsgeschäfte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgängen

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in einer von Euro abweichenden EWR-Währung6 rechnet die Bank den Fremd-
währungsumsatz zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um.
Dieser Wechselkurs ist abrufbar auf www.ecb.europa.eu unter „Statistics“ und „Euro foreign exchange reference rates“. 
Änderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam.

Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag und der Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.

5.2.1. Fremdwährungsgeschäfte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgängen

6 Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches 
Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und bei 
kartengebundenen Zahlungsvorgängen außerhalb des EWR (Drittstaaten) in fremder Währung rechnet grundsätzlich die jeweilige internationale 
Kartenorganisation den Betrag zu dem von ihr für die jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belastet der Bank einen 
Euro-Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Betrag zu ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag und der sich daraus 
ergebende Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt. Dieser Kurs stellt zugleich den Referenzwechselkurs dar. Änderungen der von 
den Kartenorganisationen festgesetzten Wechselkurse werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maßgeblicher Zeit-
punkt für die Abrechnung des Fremdwährungsumsatzes ist der von der Einreichung des Umsatzes durch die Kartenakzeptanzstelle bei der 
Bank abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen internationalen Kartenorganisation.

5.2.2.  Zahlungsvorgänge innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) und 
           Zahlungsvorgänge außerhalb des EWR (Drittstaaten)
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Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine
Mastercard/Visa Card (Debit- oder Kreditkarte) 

inkl. Produktinformation und Information über im Fernabsatz und außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossener Verträge

Die nachstehenden vorvertraglichen Informationen zum Kartenvertrag für Ihre GoldCard (Kreditkarte) gelten bis auf Wei teres und stehen nur in 
deutscher Sprache zur Verfügung. Fragen hierzu beantwortet gerne Ihr(e) Kundenbetreuer(in).

I. Informationen zu den Zahlungsdienstleistern
Name und Anschrift der Bank (Hauptstelle) Bitte die vollständige Anschrift angeben, kein Postfach.

Telefon:

Telefax:

E-Mail:

Internet:

Sie können auch Ihre zuständige Filiale ansprechen bzw. anschreiben. Falls Sie die Telefonnummer bzw. Adresse nicht wissen, können Sie diese 
über die Hauptstelle erfragen.

Gesetzlich Vertretungsberechtigte der Bank

Vorstand:

Hauptgeschäftstätigkeit der Bank ist der Betrieb von Bankgeschäften aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.

Zuständige Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt	für	Finanzdienstleistungsaufsicht	(BaFin),	Graurheindorfer	Str.	108,	53117	Bonn,	https://www.bafin.de

Europäische Zentralbank (EZB), European Central Bank (ECB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main, https://www.ecb.europa.eu

Eintragung (der Hauptniederlassung) im Genossenschaftsregister Handelsregister der Stadt

unter

Hinweis zum Bestehen einer Einlagensicherung
Die Bank ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen. Dieses insti-
tutsbezogene Sicherungssystem hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen 
Instituten abzuwenden oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine 
Insolvenz zu vermeiden.
https://www.bvr.de/SE

Name und Adresse des Kartenherausgebers
DZ BANK AG, Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank, Frankfurt am Main
Platz der Republik, 60325 Frankfurt
https://www.dzbank.de

Gesetzlich Vertretungsberechtigter des Kartenherausgebers ist der Vorstand.

Hauptgeschäftstätigkeit des Kartenherausgebers ist der Betrieb von Bank ge schäf ten aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Der Kartenherausgeber wird beaufsichtigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und die Europäische Zentralbank (EZB).
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn
im	Internet	unter:	https://www.bafin.de
Europäische Zentralbank (EZB), European Central Bank (ECB), Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main
im Internet unter: https://www.ecb.europa.eu

Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Frankfurt/Main HRB 45651

Umsatzsteueridentifikationsnummer
DE 114103491

Hinweis zum Bestehen einer Einlagensicherung
Die DZ BANK ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen. Dieses 
institutsbezogene Sicherungssystem hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen 
Instituten abzuwenden oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine 
Insolvenz zu vermeiden, im Internet unter: https://www.bvr.de/SE.

Information des Kartenherausgebers zur außergerichtlichen Streitschlichtung und zur Möglichkeit der Klageerhebung
Der Kartenherausgeber nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von 
Strei tig keiten mit dem Kartenherausgeber besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss 
eines Basiskontovertrags für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen  
(https://www.bvr.de/ Service/Kundenbeschwerdestelle). Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kunden-
be schwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in 
Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisen-
banken – BVR, Schellingstr. 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. 

Sparda-Bank Nürnberg eG
Eilgutstraße 9, 90443 Nürnberg

0911 6000 8000
0911 6000 8800
info@sparda-n.de
www.sparda-n.de

Herr Stefan Schindler, Herr Thomas Lang, Herr Jakob Hauptmann

Nürnberg
GnR 50

Vorvertragliche Informationen zum Kartenvertrag über eine  
Mastercard/Visa Card (Debit- und Kreditkarte) inkl. Produktinfor-
mation und Information über im Fernabsatz und außerhalb von  
Geschäftsräumen geschlossener Verträge
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Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei dem Karten-
herausgeber (Name und Anschrift siehe Ziffer I. Allgemeine Informationen zu den Zahlungsdienstleistern) einzulegen. Der Karten heraus geber wird 
Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.
Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (so-
genannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

II. Informationen zum Kartenvertrag/wesentliche Merkmale (überwiegend in den Vertragsbedingungen für Mastercard und Visa Card (Debit- oder 
Kreditkarte) geregelt, nachfolgend kurz „Vertragsbedingungen“)

Wesentliche Merkmale des Zahlungsdienstes
Die Zahlungsfunktion ist in Ziffer 2 „Verwendungsmöglichkeiten der Karte” und in Ziffer 4 „Nutzung der Karte und Abwicklung von Zahlungsauf-
trägen“ der Vertragsbedingungen beschrieben. Die Karte kann zur Zahlung bei Akzeptanzstellen eingesetzt werden, die dem auf der Karte abge-
bildeten Kartenzahlungssystem Mastercard bzw. Visa angeschlossen sind. Die mit der Karte getätigten Umsätze können je nach gewählter Zah-
lungsweise bzw. Produkt
a)  als Gesamtbetrag innerhalb eines bestimmten Zeitraums (ein Monat) abgerechnet und – je nach Zahlungsweise – zu einem bestimmten Termin

in voller Höhe oder teilweise dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Kreditkarte) oder
b) zeitnah in voller Höhe dem hinterlegten Abrechnungskonto der Karte belastet werden (Debitkarte – Zahlungsweise „Direct Debit“) oder
c) zeitnah in voller Höhe mit dem Guthaben der Karte verrechnet werden (Debitkarte – Produkt „BasicCard“).

Kontaktloses Bezahlen
Sofern Ihre Karte grundsätzlich die Funktion des kontaktlosen Bezahlens gemäß Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen unterstützt, werden Sie hier-
über mit Erhalt der Karte informiert und/oder Sie erkennen dies an dem Symbol für das kontaktlose Bezahlen, das in diesem Fall auf der Karte 
abgebildet ist.

Ausprägungen der Karte
Ihre Karte kann als rein digitale Karte ausgegeben werden (sofern technisch möglich). Die Kartendaten, bestehend aus der sechzehnstelligen 
Kartennummer, der dreistelligen Kartenprüfziffer (CVC) und dem Verfalldatum, sind der von der Bank bereitgestellten Banking App zu entnehmen. 
Eine rein digitale Karte eignet sich zum Bezahlen im eCommerce oder als Token digitalisiert auf einem NFC-fähigen mobilen End gerät, zum kon-
taktlosen Bezahlen im Handel (NFC = Near Field Commu ni ca tion/Nahfeldkommunikation, vgl. Ziffer 4.1 der Vertragsbedingungen). Als Token be-
zeichnet man die pseudonymisierte Abbildung der Karte, als Wallet eine digitale Geldbörse (vgl. Ziffer 1.2 und 2.1 der Vertragsbedingungen). 
Bargeldabhebungen mit rein digitalen Karten sind am Geldautomaten und bargeldauszahlenden Stellen noch nicht möglich. Es besteht die 
Möglichkeit, jederzeit eine physische Karte nachzubestellen.

Zugangswege
Um Ihre Kartendaten einzusehen oder zu ändern, steht Ihnen die Banking App zur Verfügung bzw. das Online-Banking. Zudem besteht die 
Möglichkeit der persönlichen oder telefonischen Kontaktaufnahme zu Ihrer Bank.

Zustimmung zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs/Widerruf
Ziffer 4.4 der Vertragsbedingungen regelt, dass mit Verwendung der Karte oder deren Daten durch den Karteninhaber der Akzeptanzstelle die 
Zustimmung zur Ausführung des Zahlungsvorgangs (Autorisierung) gegeben wird. Ein Widerruf nach Autorisierung ist nicht möglich.

Maximale Ausführungsfrist/Zeitpunkt des Zugangs des Zahlungsauftrags
Der Zahlungsvorgang wird von der oder über die Akzeptanzstelle ausgelöst. Der Zahlungsauftrag ist vom Zahlungsdienstleister der Akzeptanzstelle 
innerhalb der mit der Akzeptanzstelle vereinbarten Fristen (Ausführungsfrist) an den Herausgeber zu übermitteln. Nach Zugang des Zahlungs auf-
trags beim Herausgeber ist dieser Auftrag wirksam (vgl. Ziffer 4.6 der Vertragsbedingungen). Das Datum des Zugangs des Zahlungsauftrags beim 
Herausgeber entspricht dem Buchungsdatum laut Umsatzaufstellung bzw. bei der Zahlungsweise „Direct Debit“ dem Buchungsdatum der 
Belastungs buchung (vgl. Ziffer 7 der Vertragsbedingungen).

Betragsobergrenzen für die Nutzung der Karte
Ziffer 5 der Vertragsbedingungen beschreibt den Zahlungs- und Verfügungsrahmen Ihrer Karte. Letzterer wird Ihnen erstmalig bei Übersendung 
der Karte mitgeteilt und kann – mit Ausnahme von Ziffer 5.4 der Vertragsbedingungen – in Abstimmung mit der Bank angepasst werden. Bei 
Kombinationsprodukten, die zwei Kreditkarten umfassen (sog. Kartendoppel), werden die Mastercard und Visa Card auf getrennten Plastikkarten 
ausgegeben. Der mitgeteilte Zahlungsrahmen gilt für beide Karten zusammen, so dass Sie beim Zahlen die freie Wahl der Zahlungsmarke haben.

Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
Bitte beachten Sie die für Sie als Karteninhaber geltenden Regeln zum sorgfältigen Umgang mit der Karte, den Kartendaten, der PIN und anderen 
Legitimationsmedien	gemäß	Ziffern	6.1	bis	6.4	der	Vertragsbedingungen	sowie	den	Unterrichtungs-	und	Anzeigepflichten	inkl.	Haftungs	re	ge	lun-
gen gemäß Ziffern 6.5 bis 6.8 der Vertragsbedingungen.

Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers im Falle vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken
Bei sicherheitsrelevanten Vorfällen informiert die Bank den Karteninhaber telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem Kontoauszug oder, 
sofern vom Karteninhaber genutzt, über das elektronische Postfach im Online-Banking. Weiter darf die Bank in diesem Fall die Karte sperren (vgl. 
Ziffer 18 der Vertragsbedingungen).

Zu entrichtende Entgelte, Zinsen, Wechselkurse
Geregelt in Ziffer 9.1 der Vertragsbedingungen. Die Höhe der Entgelte und Zinsen, z. B. Entgelte für Auszahlungen am Geldautomaten und den 
Auslandseinsatz, ergeben sich aus dem Abschnitt „Kartengestützter Zahlungsverkehr“ des Preis- und Leistungsverzeichnisses der Bank. Für 
Wechsel kurse bei Zahlungsvorgängen in Fremdwährung gilt Ziffer 8 „Wechselkurs bei Fremdwährung“ der Vertragsbedingungen.

Hinweis auf vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten
Sofern	mit	der	Karte	eine	Guthabenverzinsung	verbunden	ist,	sind	diese	Einkünfte	steuerpflichtig.	Bei	Fragen	wenden	Sie	sich	bitte	an	das	für	Sie	
zuständige	Finanzamt	bzw.	an	Ihren	Steuerberater.	Dies	gilt	insbesondere,	wenn	Sie	im	Ausland	steuerpflichtig	sind.	Darüber	hinaus	ist	es	möglich,	
dass eine Akzeptanzstelle für die Nutzung Ihrer Karte einen pauschalen oder prozentualen Aufschlag verlangt (vgl. Ziffer 9.3 der Vertrags be-
dingungen).

Kommunikation
Die Kommunikation erfolgt in deutscher Sprache. Sie können mit der Bank über die unter Ziffer I genannten Kontaktdaten persönlich, mündlich oder 
schriftlich (inkl. Textform) kommunizieren. Die Bank wird mit Ihnen über den vereinbarten Kommunikationsweg kommunizieren, in der Regel schrift-
lich (per Post) oder – sofern Sie das Postfach im Online-Banking nutzen – über das Postfach und in Ausnahmefällen bei verdächtigen Transaktionen 



42550 520  08.24   Seite 3

auch per Telefon. Die vorvertraglichen Informationen (kurz „VVI“) erhalten Sie vor Vertragsabschluss und bei künftigen Änderungen in Papierform 
oder elektronisch. Sie können die VVI und den Kartenvertrag auch in Papierform kostenfrei anfordern.

Schutz- und Abhilfemaßnahmen
Allgemeine Schutz- und Abhilfemaßnahmen sind in Ziffer 6 der Vertragsbedingungen geregelt. Die Sperrnotrufnummer lautet: +49 (0)721 1209-
66001. Spezielle Informationen zu Schutz- und Abhilfemaßnahmen bei Internetzahlungen erhalten Sie mit einem gesonderten Merkblatt 
„Informationen über Internetzahlungen“. Sicheres Verfahren zur Unterrichtung des Karteninhabers durch die Bank im Falle vermuteter oder tat-
sächlicher Betrugs- oder Sicherheitsrisiken: Wir werden Sie bei sicherheitsrelevanten Vorfällen telefonisch, per Brief, über eine Mitteilung auf dem 
Kontoauszug oder, sofern Sie dieses nutzen, über das elektronische Postfach in Ihrem Online-Banking bzw. der von Ihrer Bank bereitgestellten 
Banking-App informieren.
Die Berechtigung zur Kartensperre durch die Bank ist in Ziffer 18 der Vertragsbedingungen geregelt.

Der Karteninhaber muss nicht autorisierte, fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) der 
Bank anzeigen (vgl. Ziffer 6.6 der Vertragsbedingungen).

Haftung und Erstattungsansprüche
Diese sind in Ziffer 11 der Vertragsbedingungen geregelt. Auf eine gesetzlich zulässige verschuldensunabhängige Mindesthaftung des Kartenin-
habers i. H. v. 50 Euro bei missbräuchlicher Nutzung der Karte wird verzichtet. Der Karteninhaber haftet für missbräuchliche Zahlungsvorgänge 
nicht,	sofern	er	nicht	seine	Sorgfalts-	und	Mitwirkungspflichten	vorsätzlich	oder	grob	fahrlässig	verletzt	bzw.	in	betrügerischer	Absicht	gehandelt	
hat.

Laufzeit, Änderung der Bedingungen und Kündigung
Vertragslaufzeit und Kündigung sind in Ziffer 16 der Vertragsbedingungen geregelt. Der Vertrag kann vom Karteninhaber zum Monatsende und 
von der Bank mit einer Zweimonatsfrist zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden.

Anwendbares Recht/zuständiges Gericht
Gemäß Ziffer 23 „Sonstiges“ ist deutsches Recht anwendbar. Weiter gilt der allgemeine Gerichtsstand nach § 12 ZPO, im Regelfall der Wohn- oder 
Geschäftssitz der Beklagten.

Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung und zur Möglichkeit der Klageerhebung
Die Teilnahme der Bank an einem Schlichtungsverfahren ist im Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank geregelt:
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der 
Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nichtkunden 
die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). 
Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossen-
schaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die 
Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstr. 4, 10785 Berlin, E-Mail: 
kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungs-
dienste aufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. 
Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungs aufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank (Name und 
Anschrift siehe Ziffer I. Allgemeine Informationen zu den Zahlungsdienstleistern) einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mittels 
Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.
Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-Streitbeilegung (so-
genannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Information zu den Zusatzleistungen und -funktionen der Karte
Neben der unter Ziffer 2 der Vertragsbedingungen beschriebenen Zahlungsfunktion als Hauptleistung der Karte sind nachfolgende Zusatzleistun-
gen und -funktionen gemäß Ziffer 14 mit der Karte verbunden (Nebenleistung):

Produktspezifische Zusatzleistungen:
GoldCard (Kreditkarte):
Ihre Karte ist weiterhin mit nachfolgenden Zusatzleistungen ausgestattet:
•   Die Auslandsreise-Krankenversicherung der R+V Krankenversicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden gilt für die ersten 45 Tage einer 

vorübergehenden Auslandsreise.
•  Die Verkehrsmittel-Unfallversicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden ist abhängig vom Karten ein-

satz und umfasst den Versicherungsschutz bei Unfällen in öffentlichen Verkehrsmitteln, Mietwagen und während des Aufenthaltes auf dem	
Hotel gelände.

•  Gegenstand der Reise-Service-Versicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden sind z. B. Beistands leis-
tun gen auf Auslandsreisen oder die Übernahme von Rücktransportkosten in Notfällen.

•  Im Rahmen der Auslands-Schutzbrief-Versicherung der R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden erfolgt eine	
Kosten übernahme bei Panne oder Unfall der vom Karteninhaber benutzten Fahrzeuge im Ausland.

•  Im Rahmen der Reiserücktrittskosten-/Reiseabbruch-Versicherung der KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-Aktiengesellschaft, Hamburg erfolgt 
bei Nichtantritt oder Abbruch einer Reise aus einem von der Versicherung umfassten Grund z. B. die Zahlung einer entsprechenden	
Entschädigung. Die Post-anschrift der KRAVAG lautet: KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-Aktiengesellschaft, Direktionsbetrieb Frankfurt, 
Voltastr. 84, 60486 Frankfurt.
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III.  Informationen über die Besonderheiten bei Fernabsatz- und bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanz dienst-
leistungen

Für den Fall, dass der Kartenvertrag
–  im Fernabsatz, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben für die Vertragsverhandlungen und den Vertragsschluss im Rahmen eines

für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems ausschließlich Fernkommunikationsmittel verwendet, oder
–  außerhalb von Geschäftsräumen, d. h. die Vertragsparteien bzw. deren Vertreter haben den Kartenvertrag bei gleichzeitiger körperlicher An-

wesenheit außerhalb von Geschäftsräumen der Bank geschlossen bzw. der Kunde hat sein Angebot bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit 
außerhalb von Geschäftsräumen abgegeben oder der Kartenvertrag wurde in den Geschäftsräumen der Bank geschlossen, der Kunde wurde
jedoch unmittelbar zuvor außerhalb der Geschäftsräume bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Kunden und der Bank persönlich und
individuell angesprochen,

geschlossen wird, gilt ergänzend Folgendes:

Information zum Zustandekommen des Vertrags bei Fernabsatz- und bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen über Finanz-
dienstleistungen
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den ausgefüllten und unterschriebenen 
Kartenantrag an seine Bank per Post übermittelt und dieser ihr zugeht. Im elektronischen Geschäftsverkehr gibt der Kunde gegenüber der Bank ein 
bindendes Angebot auf Abschluss des Kartenvertrags ab, indem er den Schritt für Schritt online ausgefüllten und elektronisch (z. B. durch Eingabe 
einer TAN) autorisierten Kartenantrag online an die Bank übermittelt und dieser ihr zugeht. Die Annahme des Kartenantrags wird durch die 
Übergabe oder die Übermittlung der beantragten Karte an den Karteninhaber (Ausgabe einer Debitkarte bzw. Ausgabe einer Kreditkarte) erklärt. 
Mit deren Eingang bei dem Kunden kommt der Karten vertrag zustande (Vertragsschluss).

43



44550 520  08.24   Seite 5

Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen 
Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertrags bestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten 
Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Abschnitt 2
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

Allgemeine Informationen:

1.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der
Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und
die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall 
des	Widerrufs	für	die	erbrachte	Leistung	zu	zahlen	hat,	sofern	er	zur	Zahlung	von	Wertersatz	verpflichtet
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

2.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Zahlungsdienstleister der Aufnahme von
Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

3. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

4. 	den	Hinweis,	dass	sich	die	Finanzdienstleistung	auf	Finanzinstrumente	bezieht,	die	wegen	ihrer	spezifi-
schen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren
Preis	Schwankungen	auf	dem	Finanzmarkt	unterliegt,	auf	die	der	Zahlungsdienstleister	keinen	Einfluss
hat, und dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

5.  eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die
Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

6. 	alle	spezifischen	zusätzlichen	Kosten,	die	der	Verbraucher	für	die	Benutzung	des	Fernkommunikations-
mittels zu tragen hat, wenn solche zusätzlichen Kosten durch den Zahlungsdienstleister in Rechnung
gestellt werden;

7.  das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen, die weder unter die gemäß
der Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über
Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom
30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der
Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädigungssysteme fallen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:

8. zum Zahlungsdienstleister

a)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung sowie alle anderen Anschriften
einschließlich E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang
sind;

b)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seines Agenten oder seiner Zweigniederlassung in dem
Mitgliedstaat, in dem der Zahlungsdienst angeboten wird;

Name/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten

Telefax E-Mail

Internet

Sparda-Bank Nürnberg eG

Eilgutstraße 9, 90443 Nürnberg

0911 6000 8800 info@sparda-n.de

www.sparda-n.de
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c)  die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden und das bei der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, in
das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder eine
gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung;

9. zur Nutzung des Zahlungsdienstes

a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu erbringenden Zahlungsdienstes;

b)  Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungsgemäße Auslösung oder Ausführung eines
Zahlungsauftrags erforderlich sind;

c)  die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines
Zahlungsvorgangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrundeliegende Vorschriften: §§ 675j
und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

d)  den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt (zugrundeliegende Vorschrift: § 675n
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

e) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungsdienste;

f)  einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie
beispielsweise eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen

a)  alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu entrichten hat, einschließlich der-
jenigen, die sich danach richten, wie und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist;

b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte;

c)  die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei Anwendung von Referenzzinssätzen und
-wechselkursen, die Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den maßgeblichen
Stichtag und den Index oder die Grundlage für die Bestimmung des Referenzzinssatzes oder
-wechselkurses;

d)  das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenzzinssatzes oder -wechselkurses, die
auf den vereinbarten Referenzzinssätzen oder -wechselkursen beruhen, ohne vorherige Benachrichtigung 
des Verbrauchers (zugrundeliegende Vorschrift: § 675 g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. zur Kommunikation

a) 	die	 Kommunikationsmittel,	 deren	 Nutzung	 für	 die	 Informationsübermittlung	 und	 Anzeigepflichten
vereinbart wird, einschließlich der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Software des 
Verbrauchers;

b)  Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und während des Vertragsver-
hältnisses, vor der Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu
erteilenden Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind;

c)  die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag zu schließen ist und in der oder in denen 
die Kommunikation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll;

d)  einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung
der Vertragsbedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen Informa-
tionen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften
Datenträger zu verlangen;

12. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen

a)  eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument sicher aufbewahrt und wie er seine
Pflicht	 gegenüber	 dem	 Zahlungsdienstleister	 oder	 einer	 von	 diesem	 benannten	 Stelle	 erfüllt,	 den
Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung
eines Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrun-
deliegende Vorschrift: § 675 l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

b)  eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des Verbrauchers durch den Zahlungs-
dienstleister im Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken;

c)  die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das Recht vorbehält, ein Zahlungs-
instrument des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrundeliegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs);
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d)  Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger
missbräuchlicher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchstbetrag
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

e)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

f)  Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister nicht au-
torisierte oder fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

g)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder ver-
späteter Auslösung oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über dessen
Verpflichtung,	auf	Verlangen	Nachforschungen	über	den	nicht	oder	fehlerhaft	ausgeführten	Zahlungs-
vorgang anzustellen (zugrundeliegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

h)  die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers bei einem vom oder über den
Zahlungsempfänger ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Lastschriften) 
(zugrundeliegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

13. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungsdiensterahmenvertrags

a)  die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers zu einer Änderung der Vertragsbedingungen
als erteilt gilt, wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ablehnung nicht vor dem Zeit-
punkt angezeigt hat, zu dem die geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zugrundelie-
gende Vorschrift: § 675 g des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags;

c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen;

d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante Vereinbarungen:

aa)  die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen,
die einen Monat nicht überschreiten darf (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs),

bb)  die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungsdienstleisters unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen 
ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

cc)  das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungs-
dienstleister vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Verbrauchers zur
Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte,
sofern der Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie auf das
Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrundeliegende Vorschrift: § 675 g Absatz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs);

14.  die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmenvertrag anwendbare Recht oder über das
zuständige Gericht;

15.  einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerdeverfahren wegen mutmaßlicher
Verstöße	 des	 Zahlungsdienstleisters	 gegen	 dessen	 Verpflichtungen	 (zugrundeliegende	 Vorschriften:
§§ 60 bis 62 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende außergericht-
liche Rechtsbehelfsverfahren (zugrundeliegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes).

Abschnitt 3
Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren.

Sie sind zur Zahlung von Wertersatz	für	die	bis	zum	Widerruf	erbrachte	Dienstleistung	verpflichtet,	wenn	Sie	vor	
Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, 
dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine 
Verpflichtung	 zur	 Zahlung	 von	 Wertersatz,	 kann	 dies	 dazu	 führen,	 dass	 Sie	 die	 vertraglichen	 Zahlungs	ver-
pflichtungen	für	den	Zeitraum	bis	zum	Widerruf	dennoch	erfüllen	müssen.	 Ihr Wider rufsrecht erlischt vorzeitig, 
wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen 
erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.
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 Besondere Hinweise

Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem Vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr 
gebunden, wenn der zusammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, die von uns oder einem Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

Ende der Widerrufsbelehrung



Sparda-Bank Nürnberg eG
Eilgutstraße 9 • 90443 Nürnberg

www.sparda-n.de • info@sparda-n.de


	Kreditkarten_Standard_Prisma_ab2.5.25
	Anschreiben_Kreditkarten_Standard_Prisma
	Wichtige Information zum Austausch Ihrer Kreditkarte
	Was bedeutet das für Sie?
	Gut zu wissen:

	RechtlicheDokumente_Kreditkarten_Standard_Prisma

	Kreditkarten_Platinum_Prisma_ab2.5.25
	Anschreiben_Kreditkarten_Platinum_Prisma
	Wichtige Information zum Austausch Ihrer Kreditkarte
	Was bedeutet das für Sie?
	Gut zu wissen:

	Beileger_Kreditkarten_Platinum
	RechtlicheDokumente_Kreditkarten_Platinum_Prisma

	Deckblatt_PDFSet_Final.pdf
	Seiten 2 bis 27 Informationen zur Mastercard® ClassicCard
	Seiten 28 bis 78 Informationen zur Mastercard® GoldCard


